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15. Plenarsitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 

am 4. Dezember 1947 im großen Rathaussaal m1 Koblenz 

Beginn : 9.35 Uhr. 

1. V i z e p r ä s i d e n t R ö h ' l e : 

Bevor wir in d ie Tagesordnung c1ntreten, habe ich 
bekanntzugeben: Es fehlen als enbschuldigt dtie A:bge
ordneten Wagner, Lorenz und Baumgärtner. 

Wir kommen zu Punkt 6: 2. ·und '3. Ber.atun,g des Ge
setzes zur Erfassung und Unterbringung heimatloser 
und gefährdeter JugendLicher (Druck.<:ache Ni:-. II/103). 
Wün~cht der SozialPolitische Ausschuß das Wort? Das 
Wort hat ·der Abgeordnete WolteTs (CDU.). 

A b g. W o l t e r s : 

Meine Damen und Herren1 In der letzten Landtags
sitzung haben S ie da:, Gesetz zur Erfassung und Un
terbringu,ng hei.matloser und ,gefährdeter Jugendlicher 
in €!:'Ster Lesung ang~mormnen 1.1nd an den Soziial
poHtischen Ausschuß verwi-e,sen. Der Sozialpoliui.schi;, 
Ausschuß hat sich in seiner letzten S itzung- am 24. No
vember 1947 im Beisein des Vertreters· des Miruisters 
für Gesundheit und Wdhlfiahrt mit cbieeem Gesclzent
.,,vurf eingehend be,:Eaßt. Neben e inigen redaktionellen 
Änderungen "l.'l"Urde dieses Gesetz seitens des So,:z:ial- · 
politis chen Ausschusses einstimmig an.genommen. 

Die große Gefährdung der Jugcndlilchen ,i-st bekannt. 
Die drohende Kriminalität läßt alle Verantwortlichen 
bis in die tiefste Sede erschrecken. Die bisherigen 
Umstände lassen die Befürchtungen aufkommen. daß 
die Verwahrlosung unsenir Jugendlichen fortschreitet. 
Aus diesem Grund glaubt der Sozialpolitische Aus
schuß, daß staatliche Maßnahmen zum Schutze :unserer 
,Jugend dringend erforderlich sind. W,ir haben uns ein
!;E"hend mit dem vorgelegten Gesetzentwurf beschäf
tigt. In § 3 dieses Gesetzentwurfes i~t bestimmt , daß 
für die Verwahrung der Jugendlichen das Jugend
amt zuständig ,ist, in dessen Bereich der Jugendliche 
aufgegriffen wird, Gegen die Fassung diies-e-s Paragra
phen bestanden erhebliche Bedenken, da nach Auffas
sung der ,Mitiglie<ler des Ausschusses letzten Endes nur 
das Heimatjugendamt über die wahre charakterliche 
Veranlagung des J,ugendlichen entscheiden kann. Die 
Vertreterin de.s Herrn Ministers hat dem SozialpolJlti
schen Ausschuß aber versichert, daß in einer bereits 
vorbereiteten Lande-sverfügun:g das Jugendamt, das 
die Bewahrung an;georonet hat, sich sofort mit dem 
für den gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen J•ugend
amt in Verbindung zu setzen hat. Nachdem d!ie Aus
kunit des Heirnaijug.endamtes eingegangen !ist, wird 
entschieden, welche Maßnahmen im Interesse de.s 
Jugendlichen zru treffen sind. Es kommen folgende 
Maßna-hmen nach Auffassung .des Ministeriums in 
Frage: 

1. Die Wiederentlassung. 

2. Die Rückführung des Ju,gendhchen in dte Zucht d~s 
Erziehungsberechtigten. 

3. Die Unterbringung des Jugendlichen in FamiHen
pflege, in einer L~hr- oder Dienststelle, nötigenfalls 
durch Stellung unter Schutzaufsicht. 

4. Antrag auf Fürsorgeerziehungsbeschluß beim.zustän
digen Vormundsch,1a1ft.::iger:icht gemäß den Bestim
mungen des Reichsjugendwoh1fahrtsgesetzes. 

Der Soz.ia1poUtische Ausschuß ist der AuffaSGung, 
daß alles vermieden werden muß, um den unter dieses 

Geset.z fallenden Ju.gend!ichen den Makel einer Für
;.origeerziehung anzuhaften. Wir w issen, daß der größt e 
Teil der Jugendlichen nicht aus charakterlicher Veran
lagung auf die schiefe Bahn gekommen ist, sondern 
letztlich der Mangel an ausreichender Ernährung, Klei
dung und Wohnung clie Gründe sind, die den Jugend
lichen aus seiner ,Bahn geworfen haben. Wir wissen, 
'Ci~. Q.al.iiber bio.aus vilele Ju,gen.dl<iche zu ·uns stoßen, 

,,,di~. ~11 w~~'!l sogar mit Genehmigung ihrer Eltern ihrq 
Heimat verlassen, um anderweitig Brot und Unter
,kun.ft zu fänden. Wir haben die Pflicht, für ,d-iese Ju~ 
,gcncllichen Sorge zu tragen, und wir haben die Auffas
sung, daß dieses Gesetz, das zur Verabschiedung vor
liegt, diesen Bedürföissen entspricht. 

Der Sozi.alpofüische Ausschuß schlägt Ihnen deshalb 
vor. dieses Gesct:,; in der Ihnen vorliegenden Fassung 

.111 „1„f.11?: .. l:~~~1~~ ... ~41,;qf~t.~.~.1:1 1~~. anzunehmen. 

1. Vi'zep'·r 'ä s' i dent Röhle: 

Ich eröffne dlie Besprechung zur zweiten Beratu~-. 
Ich ru.C.e <ile §§ ~. ~. 3, 4, 5, Einleitung und Überschrm 
auf. Das Wort hut der Abgeordnete Dr. Zimmer (CDU.}. 

A b g. D r, + i ni m er : 

Meir.e Damen und Herren! Ich will keine langen 
Ausfl.ihrungen machen, ,ich gehe aber trotzdem ans 
Pult, um von allen rverst,anden zu werden. Der Ur
antrag trägt meinen Namen, und trotulem möchte ich 
eine· kl~.;·~erun,g voxschlagen. Es sind inzwri.schen 
einige form.aijuristische Bedenken aufgetaucht, denen 
vor der Durchführung des Gesetzes Rechn,ung getragen 
werden muf!. Zum Beispiel ist in di,esem ~etz der 
Begriff <les Juigen<lLichen weder formell noch inhalfüch 
klar umgx-enzt . DaJS halte ich nicht für einen Mangel 
des Gesetzes, im Gegenteil. Aber es muß die Möglich
keit geschaff.en werden, daß zum Beispiel d ieser Be~ 
griff Juge.ndHcher unter Berücksichtigung .aller Um
stäc:de gefaßt Wllrd. Das ist aber nur ein Fall. Deshalb 
schlage idl Ihnen folgende Abändemng des § 4 vor: 
.. Die Durchführungsbestimmungen werden durch den 
Hei:rn l\lii.!;l.ister für , Gesundheit und Wohlfahrt im 
Einve.r.ncllmen. mit dem He.rrn Minister des Innern 
und dem Herrn Minister der J.ust iz erlas.sen." Dann hat 

, cl'.er Herr .M.i.nister der Justiz die Mög]~keit und diQ 
f "" "'"A:'li~öe;'' 'älle""'il:ife · resfächen Bedenken, die hier wie 

dort zwn Teil aufgetaucht sind, noch in der Durchfüh
rung&bestimmung ausz.uarbeiten. 

1. Viz.epräsdident Röhle: 

Das Wort hait j~tzt Herr Kollege Hertel (SPD.). 

A b f "fI e r t e l : 

Meine Damen und Her-renl Ich w ill mich dem Bei
•spiel meines Herrn. Vorredners gerne anschließen und 
midn1uf e'tnige Sätze beschränken. Nach teilweiser po
litis.ch.er Er,regung in der ,gestrigen Sitzung widmet 
he,ute dei:- Landbag seine A.Pbeit zielbewußter, ernster, 
fürsorgerischer Tätlgkelt. Es gilt, Maßnahmen .zur Ret
turlg ·aer J'tl;ge~ zu treff~n., von der große Teile heute 
,ihrer materiellen Leben~grundlage beraubt s ind. Poli
tische ;Enttäuschung und Argwohn kommt hinzu, ins
besoo.dere noch die seelische Entwurzelung. Vertreter 
-aller P~cteien haben in den rückHegenden 'S itzungen 
bei verschiedenen Gelegenhe-iten i'hrer tiefen Sol:"ge 
über den Zustand, in dem s4ch unsere Jugend befin
det, Ausdruck gegeben. Es hat heute ke,inen Sinn, mit 
der Jugend zu hadern. Man muß den tatsächlichen 
Verhältni,ssen ins Auge sehen. Die Jugend ist in ihrer 
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heuHgen Verfa~s·ung das Produkt einer Periode, deren 
hc1-vox-slcclicndes Kcn!l!,zclchcn MaßIOS>tgkeit auf allen: 
Gebieten war. Die Maßlosigkeit erreichte ihren Höhe
punkt in dem Schindluder, das man mit dem Idealis
mus und der Bc-ge!:sterungs!ählgkeit der Ju,gcnd ins
besondere ,getrieben hat. Diese Au!gal)en .sind !Ur uns 
heute von besonders schwerwiegender Art. Deswegen 
muß bei der Wahl der Mittel, die zur Lösung dieser Auf
gabe angewandt werden, mit besQnderer V,o,:-sicht vor_
gee:;mgcn werden. ,Die Schwiedgk~iten in der Lösung 
des Problems sind zum Teil auch politi.s(;her Art, Län
der und Zonengrenzen bcgünstLgcn das ziellose Vaia
lJundlcren vieler junger Menschen, denen der primitivste 
Lebcn.sW1.terhalt fehlt, vor allem Verankerung, in der 
Familie und in der Beru!sgemeinschaft, die ihnen völ
lig abhanden ,gckomm~n isl. Es ist nur selten der Hang 
zum Abenteuer, der diese Jugendlichen zu diesem Le
ben treibt. Els sind Ausgebombte, Vertriebene, Geflüch
tete o.us an.deren Zonen, die heute überall heimatlos 
umhcrlaufän. Diese Tat.sachen müssen berücksichtigt 
werden, wenn die Art der zu treffenden Maßnahmen 
entschieden wird. Ihnen muß Rechnung -getragen wer
den. Man muß dem Le,bcn und der Zukunft der jun
gen Menschen mit Überlegung und Nc1chsicht näher
trclen. Man muß insbe,;ondHe in den Fällen, in denen 
ein Jugcn.dlicl:wr au!gcll;(rl!fen wird, au! dem '.Si.:hndlsten 
Wege dle Heimatbd1ürdc bcnacl1r:icht'i.gcn, und nur ihre 
Stellungnahme darf entscheidend sein für die Art der 
zu treffenden Maßnahmen. Bel diesen Ent:scheldungen 
m~n alle Umstände berilckstchtigt werden, die An
s.pruch daraur haben, insbesondere Vorleben, Beruf,' 
da!! Fumillenm.ilieu, ,.Icni der Jugendliche entstammt. 
Bewahrun;;!,Sanstalten, Fürsol:'geanstalten dürfen in Zu
kunft nk·hts mehr zu lun haben mit dem Charnkter 
der bcrill-htigh•n Zwungser-2liehungsanstalten der Ver
ganscnhcll, die nach Ansicht weiter Krl'ise Hochschulen 
der Krim!n~litäl dar.;;tcllte,1', Es ist edreulich, daß alle 
Vertrett:r des Sozil"lpoHtis(;'l'ren Ausschusses sich in allen 
maßgebenden Fragen über die Behandlung dieser An
,ge!egcnhcit cinLg waren. ln.,besondere fand die Re
ferentin aus dem Wohl!uht'l>ministerium die einstim
mige Zustdmm.ung aller M!tg1ieder des Soz.ialpofüi~chen 
.A:usschus:.es, bei der Bcs,prechung der Durchführungs
bestimmungen. Die SoziaJ,demdkratische Partei ist be
reit, unter Berücl{s'ichligung der kleinen getroffenen 
Abänderung im Sozialpo1itischPn Ausschuß dem Antrag 
zuzustimmen. Zu der Abänd{;rung gehört auch die vom 
Kollegen, Herrn Dr. Zimmer, vorgeschlagene Änderung 
im Entwurf. Wir sind bcrt.:it, unter Bc1·ücksichligung 
dieser Anderung dem Gesetz in der dritten Lesung zu
zustimmen und erwarten davon. daß auf diesem wich
tigen Gebiet müglichst b„ld eine segensreiche Regelung 
der Verhältnisse Plat:.: greifen wir-d. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Da;; Wort hat der Abgeordnete Steger (DP.). 

A b g. S t c g l! r : 

Meine Damen und Herren! W~r hätti:n gerne ,ge
sehen, daß lm ·§ 2 eine kleine Anderung eingetreten 
wäre. Dort steht die Vedängerung ,auf 3 Monate, näm
lich die lTerlängerung der ·Bewahrung auf weitere 3 
Monate, dle nur mlt Zustimmung des Regierungspräsi
denten zulili;sig ist. Es wäre doch .ganz richtig, nicht 
nur den Regierungspräsidenten zu beauftragen, son
dern l'lnc Komml:ss!on zu bilden aus MitgHedem detj 
,e..usschilssc, damit diese Leute, die dort Erfahrwig ge
winnen au! diesem Gebiet, gehört werden. Ich stelle 
dcl>halb den Antrag zu formulieren: ,,Die Verlange-

rung au! weitere 3 Monate ist nur mit Zustimmung 
eines beim Regierungspräsidenten zu bildenden Aus
schusses zulässig. Der Ausschuß ist zu bilden aus Mlt
•&liedem der bei den Kreu;ic:n gebildeten Jugendkom
missionen." lm übrigen bcgriißcn wir dle.ses Gesetz 
au&>rordi?ntlich. Ich btimme ebenfalls der Anäerung. 
die Dr. Zimmer vorgeschlagen hat, 1.u. 

1. Vize prä s i den t R ö h 1 c_: 

Alle Anträge müs.;;en schri!tlich vorgelegt werden. 

Das Wort hat der Abgeordnete Buschmann (KPD.). 

Ab g. B u s c h m a n n : 

Meiinc Damen und Herren! Nach den grundsätzlichen 
Ausführungen des Kollegen Hertel zu dem Gesetzes
entwurf erübrigt es sich, daß ich meinerseits ebenfalls 
grundsätzliciJ. au! die Fr;i,ge ein.geh~. Bei der Beratung 
galt unsere ·sorge vor allen Dingen der- Tatsache, daß 
wir befürchteten, daß ähnlich wie in den; Vergangen
heit derarhlge Einrichtungen nicht die erzieherische 
Wirkung. die man sich von ihnen versprechen muß, 
erreichen könnten. Nach dem jct2iigen Entwurf sehen 
wir, daß alle Sicherungen eingebaut sind, die notwen
dig sind, um zu vcrh'indcrn, daß ähnlich wie in der 
Vergangenheit d[esen Eim1chtungen die alten bekann
ten übel anhaften. Zu dem Vot'Schlag des Herrn Kol
legen Dr. Zimmer, neben dem Innenminister den Justiz-1!1' 
minister mit e.inz.u.schalten, haben w,ir einige Bedenken. 
Die Einschaltung des Innenministers erscheint uns nicht 
nur richtig und logisch, sondern notwendig, wogegen 
wir aber gegen die Einsclrnltun.g des .ru~tizministers 
deshalb Bedenken h..iben, weil auch rein äußcrHch der 
.Eindruck entstehen könnte, daß es sich hier um eine 
strafrechtliche Verfolgung der in Betl'acht kommenden 
Jugendlichen handeln könnte. Aus diesem Grunde bit
ten wir, noch einmal zu überlegen, ou e-:; nolwi.,rulill! 
ist. den Justizminister gleichfalls wie den Innen
minister zu beauftragen. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Zimmer (CDU.). 

A b g, D r. Z i mm e r ; 

Ich möchte dazu ganz kurz bemerken; Ich b it te doch 
den m~rrn Kollegen von der Demokratischen Partei, 
seinen Antrag zur Abänderung des Geselzenlwu.rLI 
zurückzuziehen und als Material der Regierung zu 
übcrwe<isen, damit die Anregung gegebenenlalls von 
dem Ministerium zur Verwendung beim E1'1a.ssc der 
Durchführungsbcstimmung._.n geprüft wird. · Wir be
fürchten, daß die Anregung des Kollegen von der 
Demokratischen Partei zu einer unerhör-ten Erschwe
rung des Verfahrens führt. Denn entscheidend ist ja 
die He,imatbehöroe, und man muß wissen, daß das Ver
fahren, wie augenblicklich sowieso schon immer, pe
nibel ist. Es müssen alle möglichen Instanzen gehört 
werden, und aus 'diesem Grunde möchte ich auch die 
Bedenken de.s Kollegen Buschmann zerstreuen, denn es 
hängt ja sehr stark mit dem Vormundscha!tswes~n zu
sammen, mit den Vormundscha!Lsgerich.tt'n. Es ist mir 
gesagt worden, es sei nicht üblich, daß aufgenommen 
wird, die Durch!üht·ung werde von zwei Ministern 
erlassen. Das mag sein. Ir.:h möchte aber über diesen 
formellen Einwand hinweggi:hcn. kh möchte nicht, daß 
das Gesetz nochmals au! die lange Bank ,geschoben 
v.ri.rd. Denn, meine Damen und Herren, selbst wenn 
das Gesetz für uns bl.!sullossen ist, dauert es sehr l:'.lnge, 
bis es für unsere Jugendlichen fühlbar wird, denn die 
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Durchführung wird sowieso den Verwaltungsbehörden 
große Schwierigkeiten bereiten, namentlich Im Winter. 
Denken Si~ an die Bereitstellung von wrachiedenen 
notwend~gen Dingen, Unterkünften, Beschaffung von 
Kleidern, Küchengeschirr usw., usw. Ich möchte nun 
bitten, meinem Abänderungs'll.ntrag in ,dieser FO!I'm, 
wie ich ihn dargelegt habe, ~uzustimmen. Die Durch
führungsbestimmungen werden d·urch <las Ministerium 
für Gesundheit und Volkswohlfahrt im Elnvemehmen 
mit dem Justizministerium erlassen. 

Abg. Steger (DP.): 

Ich ziehe den Antrag zurück und folge den Anregun
gen des Herrn Dr. Zimmer. 

A b g. ,J a c ob s (SPD.): 

§ 4. Die- Durchführungsbestimmungen werden durch 
den Herrn Minister für Gesundheit und Wohlfahr1. 
und den Minister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Minister der Justiz erlassen. 

1. Vizeprä ,sident Röhle: 

Meine Damen und Herr.en! Die Aussprache i.st ge
schlossen. Ich rufe nochmals auf die §§ 1, 2. 3, Einlei
tung und Überschrift. Hier kommen die Änderungen. 
soweit sie der Berichterstatter Wolters vorgeschlagen 
hat. Nun kommt der § 4. das ist der eben gehörte Än
derungsantrag. Wer dem zustimmen will, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geschieht.) Danke. iich stelle Eln
müUgkelt fest. § 5, Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen will. bitte 
ich, die Hand zu erheben. {Geschieht.) Das ist die Ein
mütigkeit. Ich eröffne die dritte Beratung und rufe auf 
die §§ l. 2. 3, 4, 5, Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Gesetz seine Zustimmung ,geben will, bit te ich, sich 
vom Platz zu erheben. (Ge-schieht.) Danke. das i!lt ·Ein
stimmigkeit. 

Wir kommen zum Punkt 7 der Tagesordnung. Hier 
liegt die Drucksache II/123 vor und e·in inziwhichen einge
gangener Gesetzesentwurf übfr die Erhebung einet· 
Weinabgabe vom 3. Dezember 1947. Hier wird vorge
schlagen, die erste, zweite und dritte Beratung heute 
vorzunehmen. Widerspruch erhebt sich nicht. Ich er
öffne die erste Beratung und eröffne die -aHgemeine 
Aussprache. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heep 
(SPD.) als Berichterstatter. 

Abg. Heep: 

Meine Damen und Herren! Daß die Kartoffolkäie r
bekämpfung 1947 außerordentlich teuer war, ist allge
mein bekannt. Die Umlegung dieser Kos1:en a:uf die 
Iandwirtschaft.1:ichen Betriebe iist deshalb schwer durch
führbar, weil, wie Sie wissen, die Ernte so gering war, 
daß sich allein d ie Kosten für eine dreimalige Sprit
zung der Kartoffelfelder auf 20, 30 f'fe.nnig, in einzel
nen Fällen auf 80 Pfenni,g bis 1 RM. pro Zentner be
laufen haben. Im vergangenen Jahre wurden die 
Spl'itzmlUel frei .geliefert, außerdem wurden die.se von 
jeher aus öffentlichen Mitteln bezahlt. Der Ausschuß 
vertritt die Meinung, daß nur Auagaben für d ie Sptitz
mi ttel , a1so nur die Sachausgaben, zu ersetzten sind, 
während die Kosten für die Löhne außer Betracht blei
ben, zumal sie geringfügii,g waren. Außerdem waren 
diese Kosten für Benzin und Löhne verschieden hoch, 
je nachdem, ob man Motorspritzen verwandt hat oder 
Randspritzen. Einzelne Orte ihaben zudem die Spr'it
zungen von gelöhnten Kolonnen durchführen lassen, 
während andere Gemeinden die Arbeit im Gemeinde-

Frondienst verrichten ließen. DeshaLb schlägt der Aus
schuß vor, nur <lle tatsächlichen i(osten für Spritunittel 
au:f die öffentliche Hand zu übernehmen. 

In der Dtucksache IV123 ist vorgeschlagen worden die 
Kosten au.s dem Aufkommen der sogenannten Reichs
nährstandsbeitr'äge zu decken. Das ist praktisd1 nicht 
möglich und auch nicht zweckmäßig deswegen, w~il die 
Reichsnährstaoosbeiträge anderen Zwecken d ienen, und 
ZV'Jlar zur Unterhaltung der Ian.dwirtschaftlichen Fach
schulen und i;ur Deckung der Kosten der Landwirt
schaftskammer. Außerdem ist diese Regelung unzweck
mäßig, . weil in diesem FaHe die Landv.rirtschaft aus 
iihren eigenen Beiträgen auch noch die Kosten für die 
Kiartoffolkäferbekä.rnpfung zu tragen haben würde. 
Aber nicht nur die Landwirtschaft, auch die Normal
verbraucher, ja, das gesamte Volk hat ein Interesse 
an der Kartoffelkäferbekämpfung, denn die Kartoffel 
bildet trotz. 1,l!lScter Mißernte in diesem Jahr für d ie 
Bevölkerung das Hau_i;>tnahrungsmittel. Dann kommt 
Wru:'u: 'fhe „Nonnalregefüng wäre, die Kosten für d ie 
Bekäm,pfung d~ Kartoffolkäfer s auf dein Kartoffelpreis 
aufzuschlagen. Dais ist nun n icht möglich. ,denn der 
Kait9f.felprtjs ist gebunden. Deshalb muß ein anderer 
Weg gesucn't.' werden. Die Deckung der Kosten, deren 
Höhe man noch nicht .ganz übersehen kann, die aber 
möglichervveise ·im ganzen 2,5 Millionen RM. betragen 
,weriden, soll~n . au.s Mitteln genom men werden, die im 
Etat des LandwirtschaftsminLsteriimns zur Deckung der 
a.l1gemcinen Schädl'ingsbekämpfung, zum Beispiel für 
dio Reb1ausbekämpfung, Obstschädlingisbekämpiun.g 
usw., vol."gesehen sind. Aber diese Mittel werden vor
aussichtlich. nicht reichen. Deshalb ist es notwendig, 
die.s.en. Fonds zu verstärken. IDi.ne Verstärkungsmöglich
keit ist gegeben durch die Heranziehung der Mittel, 
die zur allgemeinen Förderung der Landwirtschaft 
dienen sollen. Da ·ist noch ein Re,st.posten vorhanden in 
Höhe von etwa 1 Million,,..der ursprünglich als .Aus-· 
gleich für Frostschäden ~n den Weinbergen v01,gesehen 
war, aber ~er nicht ve1·wandt worden ist, ferner da
durch, daß die Weinabgabe, die bereits seit .Jahren in 
der Pfalz. i.,md in Rheinhessen erhoben wird, auf das 
ganze Land auszudehnen. Die Landesregier.ung hat des
halb gleic.hzeitig €-inen Ge·setzentwurf vorgelegt, um 
diese Weinabgabe in Höhe von 40 Pfennig pro Liter 
Wein irrt gan.zeii Land zu ephebcn. Der Ausschuß 
schlägt lhn~n vor, diesem Vorschlag zu folgen. Diesen 
Ge5etzentwu'rf hat die Regierung mit der Drucksache 
II/181 vOTgele,gt. In ihm ist vorgesehen, die Weina,bgabe 
rriil 'elnerr:i" Aogahesatz von 0,4-0 rlM. pro I.Jiter auch im 
nördlichen Teil. des Landes zu erheben. In § 2 ist be
stimmt, daß das Aufkommen aus der Weinabgabe für 
die„ Z~e . der ,J;örc;l.erun.g der Landwirtschaft, insbe
;sO,I).0,~,:~ .... .ZU/i. .... ~~ät.).pfung der Schädlinge, der Nutz
.pflanzen, Rebla1.1s, Peronospora zu verwenden ist. Das 
Gesetra Soill. am .1. Januar 1948 .in Kraft treten. Es ist 
im Ausschuß geprüft worden, ob durch die Ausdehnung 
der Weimabgabe nicht unter Umständen der Weinhan
del bzw. die Winzerschaft geschädigt würde. Das ist 
nach Ansicht des Ausschus,ses nicht der Fall , denn 
unter Berücksicht igung der heutigen Verhältnisse wird 
die Weinal>gabe, lediglich vom VeI'braucher getragen. 
Sie beeinträcht igt weder den Umatz noch den Wein
absatz überhaupt. Zu .berück-sicht igen ist, daß der Vor

.schlag des Ausschusses lediglich ein Vorschlag ist für 
das Jalhr 1947, der also für die Zukunft keine Geltung 
hat. Für das nächst,? Jahr muß das Landwirtschafts
min1steniu,m rechtzeitig die Regelung treffen, die not
wendig ist, um die Kartoffelkäferbekämpfong ,siche-1·
zustelien. Es gibt da verschiedene Mittel und Wege. , 

l. Die :M'it tel aus deutschen Betrieben zu nehmen, 
wodurch sie wesentlich billiger s~in werden. 
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2. Dle andere Möglichkeit, den Kartoffelpreis um 
• dicst! Kosten zu crhöhim. 

3. All.gemeine Et.atsmittel für das Jahr 1948 zur Ver
!Ugung !lJU stellen., Weil die jetzige Regelung nur für 
das Jahr 1947 vorgesehen ist, i.st die Weinabgabe nach 
Möglichkeit nicht als ·Dauerabgabe einzuführen, son
dern au! das Jahr 19'18 zu begrenzen. Sie be,ginnt am 
1. Januar 1948 und wird abgeändert, ·sobald wir andere 
Währungsvevhältnisse und andere Verhältnisse au! 
dem Weinmarkt haben. Dieser Vorschlag, den der 
Ausschuß Ihnen vorlegt, bindet uns nicht für diie Zu
kunft, sondern ~[eht nur ei,ne Regelung der gegenwär
tigen Mißstände vor und läßt alle Möglichkeiten füt' 
dLe Zukun!l or.ren. Sie inuß nur recht:t.dtig dtu'chgc
führt werden. Der Ausschuß schlägt also vor, nur die 
tat.s.ächlicl1en Ausgaben für dle Spritzm,ttel auf die 
ö!fenUiche Hand zu übernt>hmcn, die Sache zu finan
zieren aus allgemeinen Elaklmitteln des Etat..s des 
Landwlrl.llch.art:.mini,steri,um:. für die allgem~ine Schäd
lingsbekämpfung und für die Förderung der Landwirt
schart; zum Bei.spiel durch Heranziehung des füist
postens aus der Winzernothilfe, ferner durch die Er
h~l.lung der Weinabgabe auch im nördlichen Bezirk ab 
1. Januar 1948 a~s Regelung der Mißstände, die wir 
in diesem Jahre 1947 haben. 

1. Vizepräs,ident Röhle: 

Ich crö!!nc die allgemeine Aussprache. Wer wünscht 
das Wort? Abgeordnder Wetzel (CDU.}. 

A b g. W e t z c1 : 

Mcln.c Domen und Herren! Es ist selbstverständlich, 
daß man bei der Preisspanne, die 2.ur Zeit besteht, der 
Landwirt.schart nkhl zumuten kann, auch die Kartoffel
käferbekämpCungsmittd in diesom Jahr auch noch rest
los aus eigener Tasche bezahlen zu müssen. Wir werden 
deshalb von der CDU. aus auch diesem Antrag zustim
men. ~1· lassen Sie miCQ, dazu, ~u der De~ungs
frage, noch etwas sagen. kh hielt es unbedingt !Ul' 
erforderlich, daß die Ausgaben a,u! die Kosten des ge
samten Landes abgebogen und nicht wieder aus Fonds, 
die aus der P1·oduktion der Landwirt~t:h.aft stammen. 
Dlc Karto!folkäferbekämpfung kommt a!len Verbrau
c.Jw1·n zugute! Sie muß daher auch aus allgemeinen 
Mitteln des Landes getra.gcn wcr~en. Wenn der Antrag 
so spät kommt, bln ich mfr klar, daß wir Mittel suchen 
mUsscn, woher wir sie nehmen können. Wir werden 
uns auch damit einvel·i;tanden erklären, daß die Wein
abgabe nunmehr g~merell im ganzen Lande c,in.geführt 
wrird, wie si-e In Rhcinh~en und der Pfalz schon seit 
langem bc.skht. Sie darf aber nur unter der Voraus
set.i.ung eingeführt werde:n, .daß am 31. Dezember 1948 
der Termin abgelaufen sdn muß. Das muß heute be
rcil:s foi.Lgclegl werden. In diesem Zusammenhang las
sen Sie mich weiiter noch auf etwas au.Cmerk;,am ma
chen. Es bdremdet uns, daß wir schon .seit 1945 den 
früheren Reic.:rumährstandsbcil..t·ag heute als Landwirt
schaft.skammerbeitrug be--.t.ah!en, eine reine Aufbrin
gung aus landwirtscha!Uichen Mitteln, die in die 
Staatskas,se gcnossei;i sind. Bis heute weiß keiner, was 
damit gt.>schleht, und wir appellieren an den Landtag 
(Zurur Abgeordneter Buschmann: Seh1· gut!), diese Mit
tel den Stellen zuzuführen, DJUS denen sie geflossen 
sind. Wdr haben allein Anspl'Uch auf diese Mittel, die 
uns ,gen.au so zustehen, wie es sich auch die Gewerk
schafkn verbitten würden, daß ihre Gewerkscharts
bcit!·ägc in den Staats:säckwl fließen. It:h. bitte den Herrn 
Minister der Finanzen, uns gegenUber sich dahingehend 
zu fiußcrn, und ich darf absc.!hließcnd sagen, wir slim-

men dem Antrag zu, auch dem nC'uen Gesetz mit der 
ausdrücklichen Erklärung, daß wir die Bcfrh;tun.g b!JS 
31. DE!il,ember 1948 wünschen. 

A b g. S c h m i d t , 0 t t o (SPD.): 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der sozial
demokratischen Fraktion geht von der Erwägung aus, 
daß man in Anbetracht der schwierigen Preislage, lin 
der sich unsere gesamte Landwirt.st:h.art befindet, n[dlt 
weHerhin ihr Lasten aufbürden könne, für deren Auf
treten sie nicht selbst die Verantwo1'lung hat, aber 
zunächst für diie Allgemeinhuit tragen muß. Man ist 
g111.mdsätzlich der Auffa:;sung, daß die Abwälzung sol
cher Lasten auf die Allgemeinheit in jedem ' Falle ver~ 
tretbar ist. Wir habim gegen dle Vorschläge des Aus
schusses die Bedenken hinsichtlich der AI't der Mittel, 
uie vorgeschlagen werden, gehört. Da abe1· ln irgend
einer Form eine Deckung erfolgen muß, und nach Er
klärung des Herrn Finanzministers und nach reiflicher 
Prüfung der Gesarntirage unsere1·:ocit.s für das Jahr 1947 
keine anderen Deckungsmöglichkeiten gefunden wer
den konnten, stimmen wir trotz grundsätzlicher Be
denken den Vorschlägen des Ausschusses .i.n dieser 
Frage zu. W1ir stimmen auch der Gesetzc>svorlage der 
Regierung zu, daß eine generelle Regelung für die ge
samte Schädlingsbekämpfung und für du, Aufbringen 
der Mittel getroffen werden muß. Wir b0trachten aber 
auch das vorliegende Gesetz nur als eine Übergangs
lösung, das solange nW' wirkon kann, als die Lage au! 
dem Weirunarkle dieses gestattet. In dem Augenblick, 
wo au! dem Weinmarkt sich eine Änderung der Preis
verhältnisse ergibt, was ja im wesentlichen abhängig 
ist von der Kaufmöglichkeit, d. h. von der Nachfrage, 
wird die Landesregierung sich überlegen müssen, 
welche anderen Mittel und Wege sie zur Au!br•ingung 
der Mittel zur genereHen Schädlingsbekämpfung be
schreiten \Vill. In der Meinung. daß diese Not wendig
keit zur Zeit nicht gegeben ist, glauben wir. die Vor
lage der Regierung vertreten zu können. Die Schäd
lingsbekämpfung in ,ihrer Gesamtheit wird in den nädl
sten Jahren die besondere Aufmerksamkeit der Regie
rung bedingen, denn nicht nur die Reblausfrage und 
die Kartoffolkäferbl:!kämpfun.g wird aktuell werden. 
sondern es hat sich •in den letzten Jahren erwiesen, daß 
die gesamte Schädlingsplage in der Landwirl::;chart 
außeroroenUich zunehmen wird und daß die Bekämp
fung dQr Schädlinge allmählich eine Leben:;;frage für 
unsere Landwirtschaft wird. 

1. Vizeprä·sident Röhle: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowaclr.: (DI'.). 

A b g. N o w a c k : 

.iMcine sehr verehrten Damen und Hern.n! Die Frage, 
die wir bd1an.deln, greift eigentlich viel tief(}r, als es 
sich auf den eristen Blick erkennen iäßt. Wir haben 
hier eine Fi·age zu besprechen, die grundsätzlich an 
die Bildung der Preisfrage rührt und damit grund
säWich an die Methoden, wle diese Pl·ci,;b;ildung zu
standekommen soll. Die Schädlingsbekämpfung ist un
bedingt erforderlich. Dazu müssen Mittel von der Wirt
sclnfl au!gebraclü werden. Wenn die Wirtschaft diese 
Mittel au!br,ingen soll, muß sie aber auch d,ie Möglich
keit haben, diese Mittel in den Preisen mit einzukal
kulieren. Wenn aber die Preise amt1ich festgesetzt wer
den, und zwar nil.hl nach GesichL,;punkt en, dle sich aus 
den verschiedenen Momcnlcn der Produktion ergeben, 
sondern wie es hier in der Begründung des Antrages 
heißt, nach politischc,n Gesichtspunkten. dann entsteht 

.. 
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die Frage: Wie sollen diese Mittel aufgebracht werden, 
wie soll der Produzent - da:s gilt grundsätzlich für die 
gesamte Wirtschaft, ob es Landwirtschaft oder„Indu
.striewirtschaft ist .,. wie 'Soll der Produzent die Mög
lichkeit finden, mit den i,hm vorgeschrJebenen Preisen 
auszukommen'? Wenn wir als r,ichtig annehmen, wie es 
hier in der Begrundung des Antrages heißt, daß die 
Schädling,sbekämpfung den Zentner Kartoffeln mit 
l RM. belastet und der amtliche Preis für den Erzeu
ger ::1,60 RM. beträgt. ~o i~t €'S klar. daß in diesem amt
lichen Prei-'> diie I RM. Schädlingsbekämpfung nicht 
berücksichtigt ist. Wir haben hier also keinen ~ten 
Preis. sondern W1ir haben einen künstlichen Preis. Nun 
geben auch wir zu, und -ich .glaube. das Haus 'Wird Slich 
überhaupt in dieser Frage einig sein. daß der Brotpreis 
und cter Kartoffelpreis - zum mindesten det· Preis für 
Speisekartoffeln - pofüLsche Preise sind, d. h .. daß es 
Prehse ,sind, bei denen jedes Schwanken ZUII). mindesten 
nach oben weittra~ende Am;wir'kungen auf die gesamte 
soziale und materielle Struktur der Wirtschaft hat und 
an der('n Stabilisi,eruog und Niedr.igha1t.ung daher die 
Öffentlichkeit in weitestem Maße interessiert ist. Wir 
müs,sen daiher die Frage prüfen, wollen 'Wir die erfor
derlichen Mitt.E'l für die Schädlingsbekämpfung von der 
Wirtschaft tragen lassen und echte Preise bilden, denen 
dann allerdings auch echte Löhne gegenüber stehen 
m.üssen, wenn nicht e-ine ·s.oziale Ungerechtigkeit ent
stehen so![. oder wollen wir hier e ine Art indirekte 
Subvention vornehmen - denn, bei Licht betrachtet, 
handelt es sidl prakti.sch um nichts anderes - oder wol
len wir die Preise künstlich festsetzen und dann auch 
entsprechend künstlich festgesetzte Löhne haben? 
Grundsätzlich sind wir der Ansicht, daß man hiID' eine 
Konstruktion macht, die schwierig durchzuführen ist, 
und daß die Entwicklung des echten Preis-es nich.1. nur 
eine Entlastung des öffentlichen E tats bllden, sondern 
auch eine natürlichere und vielleicht auch eine billi~.ere 
und zweckmäßiger\:' Entwic:khmg bringen wüvde. Das 
sind ,grundsätzliche Gedanken 7.ll dieser Frage. 

Im Grund stimmen w.ir dem Vorschlag des Ausschus
ses zu. W.fr haben jedoch dabei noch einen Wunsch. 
Es handelt sich hier um Mittel. d ie a,ufgebracht woooen 
sind für den Winzerhilfsfonds und durch die Wein
abgabe. Der Winzerhilfsfonds ist eine zwecfoge·bundene 
Einrichtung. Einer seiner Zwecke bestand dar1n, Schä
den, die dem Weinbau ent.standen sind, aus diesem 
Fonds abzudecken. Insbesondere Frostschäiden sollten 
aus diesem Winzerfon,ds begHchen oder entschädigt wer
den. Das .ist n icht geschehen oder in "Sehr vielen Fällen 
nicht geschehen, un<I w.ir wü11;Schen, daß die Frost
schäden, soweit sie angemeldet sind, von der Re
gierung entsprechend den zweckgebundenen Aufgaben 
des Winzerfonds berücksichtigt werden. 

Der Vorschlag des Ausschusses ist nur für das Jahr 
1947 gemacht. Ab 1948 ist uns der Vorschlag gemacht 
worden, die Weinabgabe auf das ganze Land au,s:ru
dehncn und ~ihr Aufkommen zur allgemeinen Schäd
Hngsbekämpfung in der Landwirtschaft zu benutzen. 
Wir ,stimmen auch diesem Vorschlag zu. Wir haben 
allerdings den Wunsch, -daß man -dieses Gesetz begrenzt, 
und wir bringen daher den Er,gänzungsantra:g ein, daß 
de!" § 3 dieses Geset z.entwtlrfes 'Wie fo}gt ergänzt wird: 

.,Das Ge-setz tr.itt am 31. Dezember 1948 außer Kraft." 

Eine Belastung des Verbrauchers durch <li.e Wcin
abgabe kann im Augenblick nicht ernstlich behauptet 
werden. Die Weinpreise. die heute g,enommen und 'be
zahlt werden, sind ISO hoch, daß diese geringen Beträge 
der Weinabgabe keine ins Gewicht fallen.de Belastung 
des Verbrauchers bedeuten. Diese Weinabgabe wird ja 

auf den Verbraucher abgewälzt und belastet daher we
der Weinhandel noch Winzer. Es entsteht aber in der •·:~i 
Finan:t.i.erun.g der Schädlingsbekämpfung noch ein Va
kuum, und . es . wird notwendig sein und V-'ir fordern, 
daß d ie Regienmg baldmöglichst erklärt, in welcher 
Weise die Spritz.mittel, die die Landwirtschaft im kom
menden .Jahr braucht und benötigt. bezahlt ·~rden 
sollen. H ier komme ·ich wi,eder zurück auf meine e in
gangs ..... g~machte,n Al.liSfühnungen: Sollen sie . gedeckt 
werden durdl staatilche Entschädigungen, oder sollen 
sie ... gooeckt werlden durch eine neue Preisregulierung'? 
An der Enj.s<:b.e.idung dieser Fragen wird das Land
wirtschaftsmini:sterium nicht. vorbei<komnwn, un<i wir 
halten es für o.otwendig. daß d iese Entscheidung sehr 
.schnell gefällt wird, damit die Landwirtschaft entspre
chend disponieren kann. 

Abg. Betz (KPD.): 

Meine Da.1nen und Herren! Namens der kommuni
stischen Ft·ak.tio~ habe ich zu erklären, daß wir dem 
vorliegenden Antrag in seiner ursprünglichen Fassung 
zustimmen. Bei der Dis.kuission des Antrages des Vor-

j sc:4iage~ de.;! Fina,=ausschus,ses ,sind uns einige Bed.en-

l'""t!~1~:~~tiWet~~!!/i~~~~~e;1~i\:!~;~= 
: fen. Wir. stehen aUI dem Standpunkt, daß es s ich der 
· Herr Finanzminister etwas leichtgemacht hat, in Form 

einer Erhöhung der Verbrauchssteuer die Mittel w ie
der zu Reschaf!en, die. notwendig sind für die~ Maß
nahme. n.a wir grnndsätz1ich gegen die Schaffung neuer 
Verbrauchssteuern sind, haben wir beschlossen, uns bei 

" ,1;1e{;l~:\J!ii~IfM.::1~ ')1'i~riziausschusses der Stimme zu 
ent,halten. 

1. Vizcprä ::. itlent Röhle: 

WC'ltere Wortmeldungen liegen nicht vor. Der Herr 
Finanzminister hat das Wort. 

S t a a, t .s m. i n i s t e l. D r. .H o ff m a n n : 

Meine Dameri und Herren! Es scheint gvundsätzlich 
.. ........ ü'ö'ef;''riit''ir9:t:wf.iri:dii;tkeit der Subventioniernng Einmü

tigkeit zu bies t~hl' n. Im Haushalts- und Finanzausschuß 
"Wl!l'i'""z'tl'.t"'"'tl't!'&ung von den Antragstellern, eine Ver

wendung der sogenannten, auch nach dem Dr,itten Reich 
weiter erhobenen Reichsnährst.andsbeit.räge vor.gesehen. 
Diese Eelch.sniihrstaridsbeiträge sche,iden deshalb als 
Deckung aus, weil sie verbra ucht ,sin<l. Zwar sind sie 
veribraucht für die Zwecke. für die sie früher von der 
Selbstverwaltung der Landwirtschaft , von den Kam-

1 rriern, .auch eI'hoben worden s ind. Aber die Aufgaben 
!" " und Auslagen sind ·weitergela'llfen . · Sie ·sind sogar in 

· ' pertsoneUer Hins icht weitergelaufen .in dem Umfang, in 
dem neue Kammer.n errichtet worden sind. Das ist a uch 
gleicf+.zeiti,g .. <fü:: Entgegnung au f die Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Wetzel. 

Der Staat hat an der Erhebung dieser K:ammerbei
träge nicht das geringste Interesse. W,ir .sind froh. wenn 
die Land.w.irt.schalt selbst ihren Aufbau vollzogen hat 
und uns die Aufgabe der Finanzier>ung ihrer ei,gent
licheo. Au.fj'.ta.beh wie.der a.us der Hand nimmt. Der F i
nanzausschuß ,ist auf der Suche nach Deckungsmit te ln 
für iseinen Antrag zunächst. auf eine Position im Haus
halt des Ernährungsministeriums gestoßen, die allge
meine Förderu,ng,smittel für die Landwirtschaft in H öhe 
von beJ.läufig e--iner halben Million neben einem Posten 
2lllr Bekämpfung von P.flanzenschädlingen in Höhe von 
1,5 Mil-lipnen enthält. Diese Mittel sind vo.r allem der 
:Rebl<!:'l/:~~~ll.lX!J;;>~~mg zugutegekom men und könn~n auch 

, . dle . E.Q!lten, !ur. die , Kart.offelkäferbekämpfung nicht 
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mehr dei.:ken. Sie dürften ;,;war in einem Restpeln1.g zur 
Vertilgung stehen, milssen aber durch weitere Einnah
men verstärkt werden. E inige dieser möglichen E in
nahmen sind d.ie Restbeträge aus dem früheren Win
zerhil!::.fonds, eile zwax nicht in den nördlichen Landes
teilen, aber in der Pfalz in Höhe von 1 Million und in 
Hessen in Hi>he des gleichen Betrages zur Verfügung 
stellen. niese Beträge waren blockiert und sind nach 
langen Verhandlungen von der Militärregierung frei
gegeben worden. Seit ungefähr e inem Jahr bemüht skh 
die Finanzverwaltung, von de.n landwirtschaftlichen 
Stellen Pläne zu bekommen, nach denen diese Mittel 
ihrem ursprilngl.lchen Zweck,· nämlich der Entscl1ädi
gung der frostge.schädigtcn Winzer, zugeführt werden 
sollen. Es u:l der landwirtschafHichen Verwaltung bis 
heute nlchl gelungen, brauchbare Verteilungsvorscllläge 
zu machen. Frost.geschädigt ·sind alle Win~r. Dci; Be
trag ist relativ klein, die Zahl der Winzer ist .groß. 
und waht"Scheinlic:h kommt bei einer Aufteilung e in 
für den einzelnen Winzer unproduktives Ergebnis her
aus. W'!r waren auch sicher, daß wir in der zur Ver-_ 
!ilgung stehenden Zeit übcl'haupt nicht zu einem sol
chen A,ufteiiungsplan kommen würden. Die Gefahr 
bc.:;tehl, daß der Fonds einfach der Geldentwertung 
verfallen wird. Das war für uns · ein wesentlicher 
Grund, um die Gelder nicht dem ursprünglichen oder 
verwandten Zweck zuzuführen. Da auch die Verwen
dung dieses Fon.& bei we1tem nicht reicht, um den 
Gesamt.aurwand für die Karto!!elkä!erbckämpfung zu 
decken., liegt es nahe, Mittel aus der Weinabgabe zu 
nehmen. Diese Weinabgabe ist nicht eine Weiterfüh
rung, ein~ . Weitererhel.Jung der alten Winzerhil!s
abgabe, di.e früher einmal in Höhe von 10 oder 20 
Pfennigen bestand, sondern sie ist in der Pfalz oder 
In H~en eine echte Verbrauchssteuer, sie ist eine 
echte Steuer nach der Reichsabgabeordnung, sie ist 
&uch nicht mehr ganz speziellen Zwecken gewidmet, 
sondern allgemein der Landwirtsc:hart. Nun hätten wir 
über kurz oder lang über diese Weinabgabe eine Ent- -
sch<!ldung tre!!en müssen, denn es ist unmöglich, daß 
in einem Teil des Landes eine Steuer erhoben w ird 
tind im anderen nicht. Wir sind schon von diesem Ge
slcht.spunkt aus !roh gewesen, daß aus Anlaß des 
Karto.C!elkä.CCrs eine Entsd1cldung über die Wein
abgabe gefällt wird. Wir sehen in dieser Weinabgabe 
keine Bci;teuerung des Weinbaus, der Weinhandel er
hält die f~tgesetzte Spanne, und die Weinabgabe wird 
klar vom Verbraucher getragen. Wir sin-d allerdings 
der Meinung, daß im Augenblick, wo sich der freie 
MaX'ltt en_twickclt, im Augenblick, wo mit der Finanz
und Geldreform sich die Lage ändert, diese Wein
abgabe w:rd fallen müssen,, weil dann die Gefahr be
steht, daß sich di,e Weinabgabe in eine Besteuerung 
des Weinbaues verwandelt. Wir haben uns von der 
Landesregierung aus ganz energisch bisher gegen die 
Pläne des KontroUrat~s gewandt, in Deutschland eine 
nt:uc Weinsteuer einzuführen. Ich bin deshalb damit 
einverstanden, daß nach Antrag der Demokratischen 
Partei das Gesetz. bis zum 31. Dezember 1948. befristet 
wird. 

1. Vizcpl· iisldent Röhlc: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. kh 
schließe die allgemeine Beratung. Wer dem Gese tz in 
erster Beratung seine Zustimmung geben will, m5ge 
eine Hand erheben. (Geschieht.) Danke, das ist die Ein
stimmigkeit. I1.:h erö!tne die zweile Beratung und rufe 
au! die Paragraphen 1, 2, 3, Einleitung und Über
schrift. D~u kommt der Anlrag der SPD. Ilfl23 Wld der 
Antrag der DP., wo es heißt : das Gesetz tritt am 
l. 1. 1!148 in Kraft und am 31. 12. 1948 außer Kraft. 

Wird .das Wort zur zweiten Bci:atung gt:wünsdll? Das 
ist n-icht der Fall. Ich schließe die ·Aussprache. Ich 
lasse zunächst über die Abänderungsanträge abstim
men. Wer dem Antrag der DP. zustimmen will, möge 
eine Hand erheben. (Geschieht.) Danke, es isl einstim
mig beschlossen. Dann konunt der Antrag der SPD. 
II/123. Da ist der letzte Absatz zu.gWlstcn des Gesetzent
wurfes, der vot·liegl, zurückgezogen. (Zuruf: Da liegt 
ein Antrag des Ausschusses vor!) Das hat der Abge
ordnete Bcttgenhäui;cr eben erklärt. Ich schließe damit 
die zweite Beratung, da Wortmeldungen nicht vorlie
gen. Wer dem Gesetz in zweiter Beratung zustimmen 
will, möge eine Hand erheben. (Geschieht.) Danke, ::las 
ist die Mehrheit. Id1 eröffne die dritte Beratung und · 
rufe au! die Paragraphen 1, Z, 3, Einleitung und über
schrüt. Ich eröffne die Aussprach~. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer dem Gesetz in dritter Beratung 
zustimmen wrn, bitte ich, sich vom Platz zu >crhr::bcn. 
(Geschieht.) Bei Stimmenthaltung der Kommun[sH
scherf Partei angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 8 der· T~gesordnung, Bericht
erstattung des Haushalts~· und Finanzausschus.ses übeX' 
den Antrag der Fraktion der KPD. Drucksache Nr. n:a9, 

._ Erste Hilfe für zurückkehrende Kriegsgefangene. Das 
Wort zur Bel'i.chterstattung hat der Abgeordnete 
Heep (SPD.) 

A b g. S c h m i d t , 0 t l o: 

Herr Präsident! Wenn ich nicht irre, steht der Ab
stimmung über den Antrag der sozlaldcmokrati:schen 
Fraktion mit den Abänderungsvorschlägen des Aus
schusses 'nichts im Wege, denn das Gesetz geht ja nur 
für das Jahr 1948, während wir über die Deckungs
vorschläge für das Jahr 1947 besonders bdinden mOs
sen. Darüber muß abgestimmt werden. 

1. Vi z_e prä s i den t R ö h I e : 

Wer dem Antrag der SPD. in dieser Weise zustim
men will, bitte ich die Hand zu erhebl'JL (Geschieht.) 
Das ist die Mehrheit bd Stimmenthaltung der KPD. 
Das Wort hat nun der Abg„0rdnete Heep (SPD.). · 

Ab g, H ee p: 

Meine Damen und Herrenl Der Antrag in der Druck
sache II/89 hat als Vorgang, daß früher in der Pfa!z, und 
zwar bis zu diesem Frühjahr, für die aus Kriegsgefan
genschaft Zurückgekehrten als erste Hilfe ein Betrag 
von 75 Mark gezahlt worden ist. Diese erste Hilfe iiit 
in1 Fl'ühjahr eingestellt worden auf Grund einer An
ordnung der Landesregierung, weil Geldmittel nicht 
mE:hr zur Verfügung standen. Der Ausschuß hat die 
Frago:: geprüft, ob es m öglich und notwendig ist, ::ill~e-. 
mein eine dt'I'artige erste Hilfe :r.u geben. Er kam zu 
der Überzeugung, daß diese erste Hilfe bei .~iner sehr 
großen Anzahl von Kriegsgefangenen unbedingt not
wendig ist, insbesondere bei solchen, die krank und 
erholungsbedürftig aus der Gefangenschaft he;m
kehten. 

Auf der anderen Seite gibt es eine gcrin~e Anzahl 
von Kriegsgefangenen, bei denen diese erste Hilfe 
nicht unbedingt notwendig ist , zum Bci~p;e1 bei ~o!
chcn, die aus amerikanischer Kriegsgefangcnscha rt 
heimkehren und zum Teil erhl:blichc ArlJeilslöh.1.c mit
hringcn. Es gibt auc:h solche in guten wirtschaftlichem 
Verhältnissen seien es Gewerbetreibende. seien c5 
Landwirte, die auf diese 75 Mark keine~ Wert zt1 
legen brauchen. Aus diesem Grunr:le sclllii.gt der Aus
schuß vor der Landtag wolle die Land-esreglerung er-

suchen, an' alle ab 1. 12. 1947 :m.rückkehrend('n Kriegs-
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&cfangenen als erste Hilfe auf ihren Antrag einen 
Be.trag von 75 Mark auszuzahl-en. Die Anträge sollen 
bei den Bürgermeistern gestellt werden , die 'die Be
·dürfnisfrage in eigener Zuständigkeit prüfen und die 
sofortige Auszahlung vornehmen. Die Erstattung der 
Beträge erfolgt durch das Land. Die Ant räge sollen 
bei den Bürgermeistern gesteilt wer-den, und dli?ser 
soll in eigener Zuständigkeit die Bedürfnisfrage prü-
fen. Im Ausschuß ist man der Meinung, man solle· hier 
bei den heimkehrenden Kriegsgefangenen unter gar 
keinen Umständen Probleme nach armenrechtlidl.en 
Grundsätzen aufwerfen . Der Bürgermeister, der die 
häuslichen Verhältnisse meistens kennt, soll ledigh::h 
die Frage prüfen: braucht er die 7l1 Mark oder nicht? 
Bei dieser Prüfung soll er sehr großzügig· entscheiden 
und dann sofort •die Ausgabe vornehmen. Unter gar 
keinen Umständen sollen irgendwelche bürokrati:schc-n 
Hemmllngen die Auszahlung erschweren oder hinaus
zögern. Wir haben einen Fon,ds von 6,6 Millionen Mark, 
der für Flüchtlinge und Ausgebombte vorgesehen ist, 
der abe r. wie w ir wissen. wahri;cheinHch wegen Man
gels an Masse und War,e in diesem Jahr n icht voll 
ausgeschöpft werden kann. Dieser Fonds w.irod auch 
nach Ansicht des Sozialpoliti,schen Aus.scb.uss.es genü
gen, um auch die Kosten für diese 75 Mark zu ·decken, 

gen „sfn<l ' verpachtet an den Bürgermeister von Trar
bach. AU:f ·ct1eseh:l Gelände, das ehemaliges Militär
ge!än,de- war; also noch unter das Gesetz 52 fällt, steht 
eine Flakk.aserne. Zwar ist <liese nur noch im Roh-

. ba~. qa. ·3i4er: e&, lst ein sehr s1abiles Gebäude, das sich 
,,ilil''.filf'"'"l'l.'i~"'''E~':~wng"""eüi.es"" 011:onomiegebäudes eignen 
....... W'C!ra~·:--·Der" Soziä'IpöTitische . Ausschuß hat nach ein

g,eherlden Beslilrcchun•gen den Entschließungsantrag 
arigen.om:tnen, der Ihnen in Drucksache II/169 überreicht 
'%-Urde. Durch diesen Entscllließungsantrag bezweckt 
der Sozialpolitische Ausschuß, die Regi-erung zu bHten, 
·wenn die Träger dieses Unternehmens an die Regie
rung herantreten, ihnen. soweit wie mögluch, Unter
stütztmg zu gewähren. Sollten ,darüber hinaus größere 

.. .. Beträge „ode.i: Gelder zur Verfügung gestellt werden 
müssen, dann · fuuß $ich der Landtag noch einmal mit 
diesem Problem beschäftigen. Wir bitten Sie, diesem 
An trag · zuzüstimmen. 

1. Vi:i:eprä ·~ident Röhle : 

Das Wort hat der Abgeordnete Dra then (CDU.). 

... . A.b .. g. ... D..r. . .a.t.h-e.n .: ... .. ........ .... . 
, ~ 1 J i , , > • 

die den heimkehrenden Kriegsgefangenen ausgezahlt 
werden sollen. Der Ausschuß empfiehlt Ihnen, den 
Antrag in der Form, wie ihn der Ausschuß formuliert l 
hat , zu genehmigen. . ... · ..... .. .... · 

M.eJn-e ,Dan;i.en Ulld Herren! Sie haben den Bericht 
des . Spzialp;;Üfüchen Ausschusses über den Antrag der 
SPD. laut Drucksache II/76 .gehört. Meine Fraktion kann 
(\e.m .~~PI-$ .in. .-~r vorliegenden Form seine Zust.im
mung nicht geben, da das Projekt zunächst nach der 

1. Vizepi·äs i dent Röhle: 

Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht -der Fall. 
S ie haben den Antrag gehört, den der Herr Bericht
er5tatter, Kollege Heep, vorg-e-tra,gen hat. Das ist der 
weites,1,gehende Antrag. Ich lasse abstimmen. Wer dem 
Antrag des Ausschusses zustimmen will, bitte ich die 
Hand zu heben. (Geschieht.} Danke, das ist d ie Ein
stimmig,keit. Damit ist ,der Antrag Nr. II/89 er1edigt. . 

Wir kommen nun zum 9. Ptunkt der Tagesordnung. 
Berichterstattung des Sozialpolitischen Aus,sC'husses 
Liber den Ant ra.g der Fraktion der SPD. betre;J:fend 
Gründung -einer genossenschaftlichen Jugendsiedlung 
in Montroyal. Drucksache Il i76. Der Abgeordnete Wol
ters (CDU.) hat das Wort zur Berichterstattung. Druck
sache II •169. Entschbießung;santra,g des Sozial,politschen 
Aussehusses liegt vor. 

A b g. W o 1 t e r s : 

Meine Damen und Herren! Der Sozialpolitische Aus
schuß hat sich in seiner vorletzten Sitzung mit dem 
Antrag <ler SPD. über die Gründung einer genossen
s<'haftlichen Jugendsiedlung in Montroyal beschäftigt. 
Der Abge()rdnete Kuhn als Vertreter -der SPD. hat 
diesem Ausschuß Bericht gegeben und hat darauf hin
gewiesen, daß sehr viele Jugendliche von sich aus von 
Ost nach West wantdern, teilweise bis an die Greuze 
des Saargebietes, und sich -in den ,Großstädten umher
treiben um dem Schwarzmarkt zu dienen. Es wäre 
~weck~äßig, wie schon angeführt, -diese Jugendlicllen 
nicht einzusperren, sondern auf den normalen Weg zu
rückzuverweisen. Wir wollen ihnen dort. eine Chance 
geben, und der Jug,en·dring wolle sich bemühen, in 
Mont.royal eine Jugendsiedlung zu errichten. Er bat 
den Sozialpolitischen Ausschuß, darauf hinzuwirken, 
daß -die Regierung -diesem Vorhaben ihre Unterstüt
zung geben würde. Die Vertreterin des Wohlfahrt,;
minist.eriums machte einige Angaben über das dortige 
Gelände. Es wurde ausgeführt, daß sich. dort ein Ge
lände befindet von ungefähr 500 Morgen. Davon befin
den sich 60 Morgen unter dem Pfluge. Diese 60 Mor-

materiellen Seite nicht genügend überprüft ist. Wie 
·erwähnt. hande'it ' es sich bei dem in Betracht kom
menden Gebäude in Montroyal um eine kurz vor <lern 
Kriege gebaute Flakkaserne, auf einem landschaftlich 
herrlich gelegenen Aussichtspunkt, womit aber meines 

...... E.r;ach~c~ !!:lt~ ,.Vorzüge erschöpfL sind. Das Gebäude 
, s~l~st,}1;1t' ,iBt·l!:1:;,~fn. ~~m!ich stark beschädigt. Fenster

rahmeh un:!l'. 'Tu'r'en sind zum Teil herausgebl'ochen. 
.. Ich. glaube, daß der Landrat ,des Kreises in erster Linie, 

um weitere Be~chädigungen des Gebäudes zu verhin
dern, nach . einer nützlichen Verwendung desselben 
Umschau hält. Meines Wissens haben alle Interessen
i.en bisb..er wegen d~r mit der Instandsetzung verbun-

' denen .hohen. Kosten tmd wegen ·der abgelegenen Lage 

l von, dem Erwerb Abstand genommen.. Meine Frakt1on 
ist daher. der Meinung, daß sie erst dann mlt dem 

, ,I· .... :P.roj,e.kt . sich. näb.er beschäftigen kann, wenn ein ein! gehender Finanz,ierungsplan vorgelegt wird. Weitere 
+ , .. B.edenk.e.n bestehen aber noch, <la die praktische Durch
; führung zweifeihaft erscheint. Das um das GebäuJe 
1 ~'i~ende Gelände von ca. 80 ha ist zum Teil ca. 15 h.a 

1 
an Kleinbauern und Winzer aus dem über eine Weg
stunde entfernten Traben verpachtet. Inwieweit diese 

l bereit und in der Lage sind, das Gelän<le freizugeben, 
müßte noch geklärt werden. Ob und mit welchen 
Kosten das übrige Gelände nutzbar gemacht werden 
kann, wär~ erst zu prüfen. Bevor also e in genauer 
Kostenvoranschlag und ein eingehender Bericht über 
d.ic Orga.ni.S'ation, Zweck und Ziele (Sehr richtig!) der 
JugendsiedLung nicht vorliegt, bedauert es meine Frak
tion, ' keine abschließende S1Jellung zu dem vorliegenden 
Antrag geben zu können, obwohl sie grundsätzlich im 
Sinne einer auf gesunder Basis stehenden Jugendhilfe 
dem'· Plan wohlwolien<l gegenübersteht. Wir woL1oo, 
daß·· das, was für die Jügend geschieht, gleichzeitig: in 
.seinen Auswirkungen auch zur Ehre Gottes dient. (Sehr 
richtigl) W:ir wünsch,:m daher, den Antrag an den 
So:z.i.alp,oliti&b:en Ausschuß zu überweisen. 

L Vizepräsi-dent Röhle: 

Das Wort hat der Abgeordnete Kuhn {SPD.) . 
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A bg. K uhn : 

Meine Damen und Herren! Wenn ich den Herrn Vor
:redn.cr recht verstehe, so ist er wohlwoUend zuletzt, 
ablehnend zuerst. Das Material zu dieser Vorlage liegt 
unglilcklichcrwcisc nicht vor. Der Vorredner sprach 
von der nützlichen Verwendung. Wenn wir zunächst 
daran denken, welch nützliche Verwendung wir für 
150 000 Ostflüchtlinge haben werden, dann werden wir 
merken, daß diese schwere Hypothek, die wir auf uns 
nehmen müssen, nicht vom Nützlidlkeitsstandpunkt 
aus be-tradl.let werden kann. Wenn das Obj~kl sehr 
nütz!Lch wäre, sähe es damit anders aus. Wenn schon 
Unternehmer an dieses Objekt nicht herangegangen 
sind, wenn schon Landwirte dieses landwirtschaftliche 
Projekt nichl anpacken, dann ist es an der Zeit, daß 
das Wertvolle dabei aus der Quelle herausgehoLcu 
werden muß. Es ist ~<:nug Land da, Brachland. Man 
sagt, nur 15 ha sind an die Trabener Bürger verpach
tet, aber von den anderen ha ist nichts gemeldet 
worden. Es 1st notwendig., diese zu erhalten und das 
andere c!.ncr nützlkhcn Verwendung zuzuführen. Wir 
stehen fern, etwas Unnützliches bauen zu wollen. Wir 
haben schon von Anfang an gesagt, mit diesem Pro
jekt milsscn sich nich.t nur der Landtag, nicht nui- der 
Sozialpo11tische Ausschuß, sondern auch die in Frage 
kommenden Reg:erungsslellen bef~·ssen. Ich habe mich 
der Mlihe unterzogen und, nachdem der Sozialpoli
tische Ausschuß getagt hatte, im Landesjugendamt· 
angefragt. Man 'konnte mlr nichts Greifbares vorlegen. 
Natürlich wird sich der Haushalts- und Finanz.alli>Schuß 
damit beschfilligen müssen, Ihm sind die Unterlagen 
zu unterb1·<illen. Dazu gehören: 

1. Die Feststellung der derzeitigen Eigcntum~vcr
häl lnis,se. 

2. Di-0 tlbcrlegungcn zu Maßnahmen, um dieses 
Land gegcbcncn!alls in öf!enlHche Hand zu über
führen. 

3. Die vorgesehene Prnjcktierung ·mit einem Kosten
anschlag. 

4. Ein Erziehungsplan nach den von mir im Sozial
po1itischen Ausschuß vorgetragenen Gesichts
punkten. 

Das dUrtt.c genügen, wenn man in aller Sachlichkeit 
und Ruhe, wohlwollend, aber nieht ablehnend diesem 
Projekt zu Zwecken LU1Serer gefährdeten Jugend nHher 
treten wird. 

l, V i z e p r ä s i d e n t R ö h l e : 

Das Wo.r.t hat der Abgeo·rdnele Bet.z (KPD.). 

Ab g. B c tz: 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns :vorhin 
mit einem Punkt beschäftigt, wie man die Jugend, die 
s~ttlicb bcdrohL ist, mit erzieherischen Zwangsmaßnah
men zur Raison zu bringen gedenkt. Nun. haben wir 
uns mit einer zweiten Seile dieser Maßnahmen be
schä!llgt. Ich bille Sie, meine Herren von der CDU., 
dabei 2.u beachten, daß dies nun etwas anderes Ist. 
Es handelt sich um ein Projekt, wo man aus Ödland 
Nutzland machen kann. Es sind 440 Morgen Ödland, 
die ihrer Zweckbestimmung zugeführt werden könn
ten. Kein Problem wird von heule auf morgen gemei
ste.rt, abt;.C' src werden bcgrcl!en, daß man nicht sagen 
dar!, well nicht alle Voraussetzungen hunderiprozen
tig erfüllt sind, darf man nicht an die Dinge heran
g1:hcn. Das ist eine Pionierarbeit, meine Damen und 
Herren. Das ist produktive ,Erziehung der Jugend. 
Begeistert sie, die Jugend, für das Werk von Mon-

'' ,, ,, "'"''" '!.! "'''"""""""'''"'""'' ..... .. .. 

·---------·--·----·----

!royal, begeistern Sie <Iie Jugend, und sie wird Ihnen 
440 Mor,gen Land scharren, das wird da.s Enderg<:bnls 
sein. Geben Sie also dieser Entochließung Ihre Zustim
mung. 

L Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Drathen (CDU.). 

A b g. D r a t h e n : 

Ich bedaure, daß der Herr Vorredner etwas dazu 
beigetragen hat, meine AthSführungcn zu verschleiern. 
Ieh habe ausdrücklieh festgestellt, daß die CDU. wohl
wollend diesem Plan gegenübersteht, daß aber der 
Haushalt weitgehend dadurch belastet wir<l. Ich stelle 
daher den Antrag, den Plan an den Haushalts- und 

· Finanzausschuß zu überweisen. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt, Otto (SPD.} . 

A b g. S C h m i d t , 0 t t o : 

Meine Damen und Herren! W'ir schließen uns dem 
Antrag an mit der Bitte, daß der Haushalts- un<i 
Finanzausschuß sich gleichzeltig an den Herrn LanJ
wirtscha!tsminister wendet ·und denselben ersuclll 
Iesti;ustellen, inwieweit das in Aus.sieht genommene 
Gelände !ilr den landwirtschaftlichen Betrieb geeignet 
ist, damit wir auch nach der Rkhtung eine einwand
freie Unterlage haben. Uns kommt es bei der Stellung 
des Antrages wirk.lieh nur darauf a.n, daß wir uns 
del"E)r annehmen, die der christlichen Hilfe bedür!en, 
bekanntlich nach dem Wort : Was Ihr einem meiner 
Geringsten tut, das naht Ihr mir getan! (Von se1ten 
der CDU.: Oh!) Es geht hier um den Beitrag zur Ret
tung der Jugend, die letzten Endes uns allen gemein
sam zugute kommt. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Die Rednerliste ist geschl0S1Sen. Meine Damen un,i 
Herren! Es ist beantragt, Entschlicßungsantrag Druck
sache II/169 dem Haushalts- un.d Finanz.ausschuß zu 
Uberweisen. Wer dem zustimmt, bille ich die Hand zu 
erheben. (Geschieht.) Danke, das ist einstimmige An
nahme. Wir kommen zu Punk't 10 der Tagesordnung: 
Beantwortung der „Kleinen Anfragen". Dazu habe ich 
lm Auftrage des Ältestent·ales folgendes zu sagen: Die 
,,Kleinen Anfragen" sollen nicht zur Inflation werden. 

1 
Es soll.nach Möglichkeit versueht werden, Fragen über 
die in Frage kommenden Instanzen möglichst zu er

f· ledigen und nur das, was so nicht erledigt wei:den 
1 kann, möchte man in einer „Kleinen Anfrage" ~um 
i Ausdruck bringen. Ich bedaure auch, feststellen zu 

1• 

müssen, daß bis jetzt 20 „Kicine Anfragen", die nach 
der Geschäftsordnung fällig waren, noch nicht beant
wortet .sind. Etwa 30 stehen in wenigen Tagen vor 
dem Terminablauf. Ich l.>itle auch die Stellen inner
halb der Landesregierung, die die „Kleinen Anfragen" 
zu beantworten haben, d€n Landtag besser zu respcktie-
ren. kh rufe auf die Anfrage Nr. II184, die an das Ar-
beitsministerium geriehtel wurde. Wer wünscht sie zu 
beantworten? F...s ist niemand da zur Beantwor1un;t. 
Die Anfrage muß vorerst zurückgc~te11l werden. Dann 
ist noch da die Anfrage II/119, betr. das Wirlschaft.s
ministerium. Das Wort hat der Herr Wirtschafts
minister Neumayer. 
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Minister Neumayer: 

Es handelt skh hier um die Anfrage des Abg. Dr. 
Wuermeling, inwiew·eit das Ges<:!tz entsprechend dem 
Artikel 61 der Verfassung vorberei tet ist. Ich habe da-
zu folgendes zu s,agen: Es ist für die Regierung selbst- -I 
verständlich, d~e Anol'dnungen, die dle Verfassung ge
troffen hat, auszuführen. So .ist es für sie .auch eine 
Verpf!ichtung. die Gesetze vorzubereiten, die im S:inne 
des Artikels- 61 zu erlassen s:in<l. Diese Gesetze bedür
fen natürlich einer e,ingehenden Vorbereitung, Sie be
dürfen eingehender Beratnng mit <len beteiligten Krei
sen ,mwohl der Unternehmer als auch der Gewerk
scha ft.en. Sobal<l -d:ie.se vorbereitenden Besprechungen 
abgeschlossen sind, wir,d ein Entwurf für d~e in Frage 
kommenden Gesetze nach Durchführung der notwen
digen Erhebungen dem Landtag vorgelegt werden. 

1. Vizepräsident Röh l e: 

Damit ist auch dieser Punkt der Tagesordnung er
ledigL. Es folgt P.unkt 11, Antrag <ler Fraktion der KPD. 
betref-fend Vorlage eines Gesetzes über die Durchfüh
rung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum. Druck
sache Nr. IIi125. Wir wollen ·den Antrag begründen. 
Das Wort hat der Abgeo!'dnete Buschmann (KPD.). 

Abg. Buschmann: 

Meine Damen und Herren! Ich darr zunächst auf
merksam machen, daß in der Drucksache unseres An
H·ags eln Druckfehler unterlaufen ist. Es ro.uß nicht 
heißen Art. 81. sondern Art. 61 der Verfassung. Dieser 
Artikel sieht die Überführung von Schlüsseluntern"h
men, Kohle. Kali , E1·dbergbau, eisenerzeugende Indu
Sll'ie, Energiewirtschaft so.v:ie das an Schienen 11nd 
Oberleitungen gebundene Verkehrswesen in Gemein
elgentum vor. Wir sind sehr stark darüber beunruhigt. 
daß die Regierung bis zum heutigen Tage keinerlei 
Maßnahmen zur Realisierung dieses wic..'Lti.gSten Ar
tikels der Verfassung getroffen hat. Es ist in aller leb
hafter Erinnenmg, daß um diesen Artikel bei der Ver
fassungsberatung von allen Parteien dieses Hauses sehr 
lange, sehr hartnäckig und teilweise sehr scharf ge
kämpft wurde. Nachdem die Verfassung angenommen 
war. haben die Fraktjonen des Hauses. die für die Ver
fass~ng stimmten. im Kampf um die Verfassung ihre 
Wähler darauf aufmerksam gemacht, daß durch diesen 
Art. 61 die Frage der Demokratisierung der Wirtschoft 
gesichert und entschieden sei, und damit erklärt , daß 
auch nach ihrer Meinung der Art. 61 den wichtigsten 
Artikel in der Verfassung zur Demokratisierung unse-
r~i· Wirtschaft darntellt. Es wäre dementsprechend nach 
der Bewertung dieses Artikels, sowohl für diejenigen, 
die der Verfassung zugestimmt, wie aber auch für die
jenigen, die die Verfassung abgelehnt haben, eigentlich 
selbstverständlich, daß die Regierung in ihrer Tätig~ 
keit der Ausführung des Art. 61 ihre besondere Auf
merksamkeit gewidmet hätte. Wenn das bis heute noch 
nicht geschehen ist, stellt dies um so dringender die 
Aufgabe vor die Regierung und vor das Hohe Haus, 
um diesen Artikel so schnell wie möglich anzuwenden. 
Beim Neuaufbau unseres deutschen Hauses. wenn ich 1 
mich so ausdrücken soll. muß vor allen Dingen mit der j 
Sicherung des Fundarn:entes begonnen werden. Das 
Fundament unseres Hau~s bildet die d~utsche Wirt- ., 
schaft. In diesem Fundament hat es in der Vergangen
heit zahlreiche faule Stellen gegeben, die unbedingt !' 
überwunden werden müssen, wenn wir ernsthaft an 1 
den Aufbau der Demokratie herangehen wollen. Die 
Schlüsselindustrie, deren Überführung in Gemeineigen- l 
turn in der Verfassung vorgesehen ist, war in erster 
Linie eine solche faule Stelle. Wenn wir nicht alles 

.. ,, tun;":um· diese faulen Stellen zu beseitlge-n, dann i.st der 
Aufbäu," der Neubau eines demokratischen Deutsch
lcJ1ds ~~eh. Es gilt allerdings die Auffassung, d~ß 
die ~icherung des Fundamentes zu einem späteren Zeit
punkt dütcl\geführt werden könne. Diese Auffass1.mg 
ist nicht von heute. In einer ähnllchen Situat.ion, vor 
der das · deutsche Volk nach dem ersten WeUkrieg ge
standen hat' stand die Frage der Demokratisierung . ' ' 
schorl ib d~!n ·gleichen Sinn ·w'ie heute vor dem deut-
sdlen Volk, und die Entscheidung darüber, ob Deutsch
land den . demokratischen Weg gehen sollte oder aber 
den' alten verhängnisvollen Weg des Krieges und der 
Katastrophe, wu:r:de damals, weil man die Sicherung 
des Fundamentes niicht vo1·genommen hatt e, zugun
sten des alten Weges gegen die Demokratie ent.schie
den. Ich möchte in diesem Zusammenhang auf eine 
Frage hinweiS<"l"l. die uns in d iesen Tagen ohne Unlei·
schied der Partei, ohne Unterschied der Weltanschau
ung alle sehr stark beschäftigt . Das ist die Frage der 
Demontag~ und ihre Bedeutung für die Zukunft unse
rei;- Wkts~;aft. Das Argument bei dieser Demontage 
ist viel!acb . . . . · 

1. V i :z. e p. r ä s i den t R ö h I e : 

Herr Abg. Buschmann, ich bitte Sie, die Frage der 
Demontage ni,::-ht zu behandeln. Sie sind doch siche1· 
durch Ihren Ftaktionsführer informiert, daß die.se 
,,, , , : "h. ·/ · ' ·,.,ht b b. d lt wird .. ~.~il)!,,,~$!,J,tt~w9t\~, , .'?. ~ e . 

Ab g, Buschmann : 

Ich habe mich in dtesem Zusammenhang über diese 
Frage nicht orientiert. 

1. Vizepräsident Röh l e: 

Dann müssen Sie sich aber an die Vereinbarung 
halteri. · 

A _b g. B u s c h m a n n : 

. Wenn das so beschlossen ist. werde ich mich diesem 
Beschluß fügen. 

Ich glaube, nachdem ich über die angeschnittene 
!<'rage nicht weiter sprechen kann . .. 

L Vizepräsident Rö ·hle: 

Freilich, nur heute ni_cht. Herr Abgeordneter, ich 
llitt~ fortzufahren. 

Ab g. B u s eh man n : 

Da die von mir angeführte Begriindung an Deutlich
keit n ichts zu wünschen übrig läßt, fordern wir des
halb die anderen Fraktionen des Hauses au_f, unserem 
Antrag II/125 zuzustimmen und.die Landesregierung zu 
beauftragen, baldmöglichst ein Gesetz über die Durch
führung' qes Art. 61 der· Verfassung dem Hohen Hause 
vorzulegen. 

l. V l :z. e p 1'..ä s i den t R ö h 1 e : 

Wird das Wort weiter gewünscht? Abgeordneter Dr. 
Wuermeling (CDU.). 

Abg. Dr. Wue1· meling: 

Meine Damen und Herren! Nur ein paar kurze 
Worte zu dem Antrag betr. Sozialisierung. Der Soziali
sierungsartik:el 61 clcr Verfassung war bekanntlich ,1iner 
der neuralgischen, einer der beiden neuralgischen 
Punkte be i der Schaffung der Verfassung. Deshalb ist 

• 
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c:s selbstverständlich, daß seine Durchführung auf das 
b(:sondere Interesse der gesamten Bevölkerung, wie 
auch der Volksvertreter ~tößt. Aus diesem Grunde 
hatten wir bereits einige Tage vor dem Antrag der 
KPD. eine ,,Kleine An!rage" gestellt und haben den 
Herrn Minister für Wirtschaft !!:ebcten, uns darüber 
Aufschluß zu geben, wle weit die Vorbereitung des 
Sozialisierungsgesetzes gediehen sei. Nachdem auf diese 
Anfrage soeben dle befriedigende Antwort ertellt 
wurde, aus der ich entnehmt>, daß die Vorbereitungen 
im Gange sind, und daß wir in absehbarer Zeit mit 
der Vorlage· des Gesetzentwurfes rechnen können, 
glaube ich, daß es cl,gentlich des Antrages der KPD., die 
Reglcnmg aufzufordern, den Gesetzentwurf vorzulegen, 
nicht mehr bedad, vielleicht aU<.:h schon früher nkht 
bedurflc, weil ja die Verfassung selber diesen Auftrag 

· an die Regierung gegeben hat. Ich möchte nur für die 
Fraktion der CDU. zur Sache hier erklären, daß · wir 
t.iber das bishcl'ige Nicht vorliegen des Gesctzent\vurfs 
nicht beunruhigt, sondern nur neugierig waren, und 
deswegen !ragten wir, wann das Gesetz wohi konm1e,1 
Würde, denn wir wissen, ·und S!e wissen alle, meine 1 
Damen und Herren, il'). diesem Hause, daß dieser Ge
setzenl wur! einer der schwierigsten ist, und unb·~dingt · ! 
einer sehr gründlichen Vorbereitung und Aussprache 
bcdari'. Wir hören, daß diese Dinge jetzt eingeli>itet 
sind, und daß wir mit dem Gesetzentwurf demnächst 
rc•chnen können. Meine Damen und Herren! Es sind 
ja auch andere wichtigste Verfassungsartikel b isher 
noch nicht durchgdührt, so auch nicht der gerade eben-
so neuralgische Punkt der Verfassung, nämlkh dQr 
Schulartikel hinsichtlich der Lehrerbildung. (Oh!) Dur
über ist auch noch nicht in der Öffentlichkeit ge.~pro- · 

· chcn worden. (Zwischcnrufo). Ich möchte zur S3che 
folgenden prakt.isdwn Vorschlag machen: Wir möcht·~n 
uns einerseits direkt von dem Antrag der KPD. nicht 
dtstanzlcrm, da wir ja auch den Wunsch haben, daß 
dieses Gesetz vorgelegt wird. Wir möchten aber ,mch 
andererseits nicht den Eindruck erwecken, als ob wir 
der Regierung einen Vor..,vurf machten, weil sie bi&her 
noch nichts getan hät.l!a\. Icll mö~hte dem Hohen Hause 
den vc-rmlttelnden Vorschlag machen, daß wir den An
trag der KPD. der Regierung als Material überweisen. 
Mit der Stellung dieses Antrages, den ich hiennit über
reichen darf - verbinde !eh noch.rhals den Ausnrudc 
unseres ernsten Willens, gerade der CDU., den Verfas
sungsartikel über die Sozlall!:icrung unter allen Um
ständen seinem vollen Inhalt nach zur Durchführung 
ru bringen, well wir entschlossen sind, die entscheiden
den S1:.hlü.sscl!ndustricn der privaten Hand zu ent.
:zichcn, Bowcil das im Int~resse des Gemeinwohls ge
boten ist. 

1. Vize prä s i d c n t R ö h 1 e : 

Das Wort hctt der Abgeordnete Ludwig (SPD.). 

A b g. L u d w i g : 

Meine Damen und Herren! Bereits am 16. September 
1947 haben die Bergarbeiter einen Vorschlag an die 
Regierung clngerelcht, ,der die GrundzQge entllält, wie 
&le .sich diese 'Oberführung in GemeineJgentum vor
stellen. kh möchte also nochmals unterstreichen, wie 
wichUg auch wir diese Angelegenheit finden, und ich 
stehe au! dem Standpunkt, daß der Antrag, der hier 
gestellt worden Ist, nur eln Ansporn für den Vorscllfag, 
der schon vorliegt, ist. Mit 'der Übel"'Weisung dieses 
Antrages als Material an die Regierung sind wir ein
verstanden. Wir könnten natürlich genau so beschlie
ßen: Wir wünschen, daß die Regierung baldigst einm 
Gesetzentwurf vorlegt (Zwischenrufe). 

' •· ,.: .• ,.,. 1,11111, 1, ..... .. , ... ! 1' .1 ... 1·1.1!,!11111•· ',, ,,, ,, 111 r , j , ,,., 1' 11,il,1, 
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1. Vizepräsident Röhle: 

Wortmeldungen werden nicht mehr gev,ünscht. Ich 
schließe die Bespr0chung. Abg. Dr. Wuenneling hat 
beantragt, den Antrag der KPD. (Drucksach~ II/125) der 
Undesregierung als Material zu überweisen. Das ist 
der weitestgehende Ant.ra,g, (EJ.nwurf von seilen der 
KPD.: Nein, der KPD.-Antrag ist der weitestgehende -
nach wie vor ist der Antrag der Kommunistischen 
Parte!, der Regierung baldmöglichst ein Gesetz zur 
Vollstreckung de.s Ar.t. 61 vorzulegen, der weitest
gehende. Wir ha~n unsere ganz besonderen Gründe 
dafür.) 

1. Vizepräsident Röhle: 

Wer dem AnL:a,g der KPD. (Drucksache II/125) zustim
men will, bitte •idl. eine Hand zu erheben. Das ist dJe 
große Majorität. Damit ist der · Antrag Dr. Wuenneling 
erledigt. 

Meine Herren! EinE' Frage, die gestern nicht wr 
Entscheidung gekommen ist, war der Antrag der CDU. 
betreffend Errichtung eines Untersuchungsausschu$des. 
Der Herr Abg. Dr. Zimmer hat die Absiclit, dazu etwa~ 
zu erklären. Wer wünscht das Wort? (Abg. Matth':!s 
als Berichterstatter nicht anwesend.) Der Punkt wird 
vorläufig zuril.ckgestellt. "· 

Wir kommen dann zu Punkt 12 der Tagesordnung: 
Antrag der KPD. betr. Vorlage eines neuen Allmcnd
gesetzes in Verbindung mit der Bodenreform. (Druck
sache Nr. II'126.) Der Abgeordnete Schieder (KPD.) hat 
das Wort. 

A b g. S c h i e de r : 

Meine Damen und HetTen! Meine Fraktion hat Ihnen 
zur Beschlußfassung einen Antrag au! Schafrung eine~ 
neuen, den jetzigen landwirtscha!llichen Verhältnis~en 
angepaßten Allmen:dgesetzes in der DruC'k;iad1e Nr. II/126 
vorgelegt. Die Möglichkeit zur Schaffung eines solchen 
ist urunittdbar in Verbindung mit dem in Kürze vor
zunehmenden Bodenreformgesetz gegC'ben. Wir sind 
der Meinung, daß ein neues Allmendgesetz für alle in 
Rheinland-Pfalz vorhandenl'n Rudimente der altP.n 
Markverfassung des deutschen Volkes in Anwendung 
gebracht werden müsse. Dabei !ordern wir, daß das 
während der Hitler-Diktatur begangene Unrecht, All
mende in die Umlegung mit einzubeziehen, wieder gut
gemacht wird. Es bl!trifrt vor allem Gemeinden in den 
rhein-hessi~chen Altrheinorten, wie Rheindürkhcim, 
Eich., Hamm, Ibershcim, Gimb~heim und Offätetn. In 
diesen Gemeinden wirkt sich das am 27. Januar 1934' 
vom damaligen hessischen Statthalter von Hitlers Gna
den, Sprenger, und seinem Staat.smJnlster JW1,g heraus
gegebene Gesetz über die Aufhellung von Ortsbürger
nutzen und Allmcndgut gan:r. besonders kraß aus. Rund 
2000 Morgen Land kamen auf diesem Wege in den De
sitz „verdienter Nazigrößen". Unter dem Vorwand der 
Feldbereinigung ·wurde Jedoch in Wahrheit (;in o!fön
kundiger Diebstahl am Gemeineigentum begangen. Wir 
wenden uns heute noch mit a))P.r Enlsd1ie<lC'nhelt gegen 
einen derartigen Mißbrauch des Gedankens einer rort
schr!ttlichen Entwicklung. E;; scheint uns höchste Zelt, 
daß derartige Nazlgesetzc verschwinden und die frühi;?
ren Besitzer wieder in iht'e alten RE'Chtl.' eintreten. Den 
Allmendnutzungsbcrechtiglen dürfen aber a11c~ ruescr 
Rückführung keinerlei Kosten entsh'hen, dagegen sind 
die jetzigen Besitzer kostenfällig heranzuziehen. Id1 
weiß nicht, meine Damen und Herren, ,-vie weit aer
artige Vorgänge in den übrigen Teilcn von Rheinland
Pfalz sich ereignet haben. Es wird meiner Auffassung 
nach Aufgab{, der verantwortlichen Stellen der Regie
rung bei der Ausarbeitung des Gesetz.es zur Boden-
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reform sein, :in welches die Allmendrechite ,einzube
ziehen sind, dies festzustellen. Ich bin mir aber rlar
über klar, daß die heute . noch vorhandenen Allmende 
nicht allzu zahlreich mehr sein werden. Schrieb doch 
vor fast 70 Jahren einer der beiden Altmeister des 
wissenschaftlichen So:zfalismus, Friedrich Engels, iin sei
ner tiefschürfenden Schrift über die alte deutsche Mark
verfassung, deren Überbleibsel die Allmende sind, daß 
sich diese uralte Einrichtung nur noch in den links
rheinischen Gebieten Deutschlands erhalten habe. ,,Die 
Wiedergeburt der Mark'', so sagte er, wird sich nicht 
mehr in ihrer alten überlebten Gestalt vollziehen, son
dern in der Erneuerung der Gemeinschaft. Wi;r haben 
aber die Aufgabe, die althergebrachten F'ormen d1.,.ser 
Bodengemeinschaft zu erhalten, wo sie no::h v=·l:J.an
clen sind, weil die Allmende beste bäuerliche T!'adttion 
und damit ein Stück deuts.cher Kultur sind. 

1. Vizepräside,nt Röhle: 

Das Wort wird nicht gewünscht. \Vir kommen zur 
Abstimmung ü'ber den vorliegenden Antrag der KPD. 
(Drucksache U/126.) Wer seine Zustimmung peben will, 
möge eine Hand erheben. (Geschieht.) Da:1 ist die 
Mehrheit. Der Antrag ist angenommen 

Wir kommen tllm nächsten Punkt d~• Tagesordnung: 
zum Antrag der Fraktion der SPD. b„treffend Unter
suchung aller Jugendlichen unter 2t Jahren sofort, 
dann in halbjährlichen Abständen (Drucksache U il37). 
Das Wort hat der Abgeordnete Kuhn (SPD.). 

Abg. Kuhn: 

Meine Damen und Herren! Die in der Vorlage nie
dergelegte Forderung meiner Parteifreunde, daß die 
Jugendlichen, also Personen, vom ·14. bis 21. Lebens
jahr, in halbjährlichen Abständen ärztlich untersucht 
werden sollen, resultiert' aus dem so sehr bedrohten 
Gesundheitszustand dieser Altersklassen. Der amtliche 
Zuteiler an Lebensmitteln hat schon bei seinen Bemes
sungen der täglichen Rationen die besondere Lage des 
im Wachstum befindlichen Menschen berücksichtigt. 
In der Zeit von Januar bis September 1947 hat die 
tägliche Kalorienzahl niemals 1600 überschritten, sie 
liegt im Mittel auf etwa 1300, wobei berücksichtigt 
werden muß, daß seit August 1100 Kalorien täglich 
nicht mehr überschritten wuz:den. Die seitens des ,Völ
kerbundes als - Existenzminimum geforderten Tages
kalorien belaufen sich bei den 14jährl.gen Mädchen auf 
2100 Kalorien, bei den 16jährigen auf 2500 und bei den 
14- bis 16jährigen Knaben auf 2800. Diese unterwertige 
Zuteilung hat selbstverständlich ihre gesundheitlichen 
Auswirkungen. Die Uirterwertigkeit wird ausgedrückt 
nicht nur durch Kalorienzahlen, sc'\dern auch in den 
absoluten Werten des täglichen Fett- und Eiw;ißdefi
zits, denn die quantitative Seite der Ernährung wirkt 
auf die Gefahren für die im Wachstum befindlichen 
Jugendlichen ohne weiteres hin. So haben im Monat 

~eptember Schulkinderuntersuchungen stattgefunden. 
1 Von 5600 untersuchten Schulkindern waren normal er
, nährt 22,8 v. H. Die Untergewichte zeigen folger..de 
j Zahlen: 

Untergewicht: bis 1 kg 17,8 v. H., bis 2 kg 18,8 v. II., 
bis 3 kg 17 v. H., bis 4 kg 10 v, H., bis 5 kg 5,8 v. H., 
über 5 kg 7,8 v. H. 

Das Steigen der Zahlen der durch Tuberkulose Be
fallenen ist außerordentlich bemerkenswert. Im Monat 
Juli und August waren es je etwa 1000 Zugänge. Die 
anderen Infektionskrankheiten und die krankhaften 
Erscheinungen der Unterernährung sind nicht statistisch 
erfaßt./ Wir haben in Rheinland-Pfalz eine Stati:Jtik 
über die Sterblichkeit, aber keine über den Umfang 

der durch den Notzustand hervorgerufenen Krankhei
ten. Der Notzustand verpflichtet uns, Mittel zu ergrei
fen, um das Schlimmste abzuwenden. Wir sind aber 
auch dazu nicht nur sittlich verpflichtet, sondern sind 
auch verpflichtet aus gesetzlichen Gründen. De·r Artikel 
55 der Landesverfassung, legt fest, daß Frauen und 
Jugendlichen ein besonderer Schutz zu gewähren ist, 
und daß die leibliche Entwicklung der Jugend neben 
der sittlichen und geistigen zu fördern ist. Die Grund
sätze des Jugendwohlfahrtsgesetzes sehen auch Maß
nahmen vor für die gesundheitliche Förderung der 
Jugend. Es wird auch darauf hingewiesen, daß die 
möglichst vdelseitige und eingehende Beteiligung de.s Arz
tes an der öffentlichen Jugendhilfe schlechithln in allen 
Einzelzweigen ihrer Betätigung zu befürworten ist. Die 
Jugendhelfer werden mit solchen ärztlichen Helfern 
Hand in Hand zu arbeiten haben. Darüber hinaus 3ol
len ganze Zweige der Jugendfürsorge eigene Gesund
heitsämter erhalten. Eine Zersplitterung könne nur 
negative ErgErbnisse zeigen. Weiterhin wird betont, daß 
die bloße Zuziehung des Arztes zu der Jugendamts
arbeit ausdrücklich gefordert wird, wobei sachgemäß 
der Begriff dieser Aufgabe weit zu fassen sein wird, 
um so die. Beteiligung des Arztes in umfassender Art 
m erzielen. Die Übertragung der Gesundheitspflege an 
das Gesundheitsamt oder eine entsprechende Behörde 
war im alten Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt nicht 
mehr umstritten. Es handelte sich in erster Linie um 
vorbeugende Maßnahmen. Die aus dem Antrag er
wachsenden Kosten können anteilrnäßig den Versiche
rungsträgern, den Trägern der Schuluntersuchung, 
also den Gemeinden und Kreisen zugemutet werden. 
Wir haben parallel dazu die Schulkinderuntersuchung 
und dara'uf unsere Schulkinderspeisung ge- und be
gründet. Das Ergebnis der Untersuchung dürfte indes 
jedoch nicht nur ein totes Zahlenmaterial bleiben, es 
geht darum, den jungen Menschen aus dieser uns alle 
überkommenden Not zu retten, wobei Familie, Ge
meinde, Staat, die freien Wohlfahrtsverbände und die 
eigenen Organisationen der Jugend mithelfen sollen 
und auch können. Die gesundheitliche Gefährdung in 
ihrem Umfang zu erkennen, ist der erste Schritt, die 
notwendigen Maßnahmen einzuleiten zu ihrer Sanie
rung. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Wird das Wort gewünscht? Es ist nicht der Fall .... 
Ich bitte doch, sich rechtzeitig zu melden. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Habighorst (CDU.). 

A b g , D r . H ab i g h o r s t : 

Meine Damen und Herren! Den Antrag der SPD. 
begrüßen wir, denn es hat sich gezeigt, daß gerade in 
den Jahren des Krieges die Erkrankungsziffern an 
Tuberkulose in einem erheblichen Maß zugenommen 
haben. Es ist klar, daß nicht allein der Zustand, in dem 
wir uns jetzt in· den letzten zwei. Jahren be!inden, 
allein dafür verantwootlich ist. Die anormalen Le
bensverhältnisse in den letzten Jahren des Krieges, der 
latente· Hungerzustand, der bereits seit den Jahren 
1943/44 innerhalb unseres Volkes bestanden hat, haben 
diese schlechte allgemeine Gesundheitslage vorbereitet 
und geschaffen. Es ist interessant, wenn man einmal 
den Untersuchungen nachgeht, die man vor zwei Jah
ren durchgeführt hat an völlig gesunden Menschen. 
Man ernährte in 167 Tagen völlig gesunde, arbeits
fähige Männer mit 1800 Kalorien je Tag bei 22 Gramm 
Fett und 49. Gramm Eiweiß. Bei dieser Ernährung 
stellte es sich heraus, daß schon sehr bald sich erheb
liche Schädigungen bemerkbar machten. Die durch-
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sclmittlicllc Gewichl.wlmahmc betrug 25 v. H., der BluL
!w:bstof! wurde um 22 v. H. gesenkt, der Blutdrnck. 
um 10 v. H. und der Grundumsatz um 39 v. H. Icll be
tone, daß es sich hier um vollig gesilllde und nicht um 
Menschen gehandelt hat, die ::;ich im Zustand des laten
ten Hungers bc!unden haben. Die Fett- und Eiweiß-
1:aben w:i.ren erheblich über denen, die wlr in den letz
ten Jahren überhaupt an die Bevölkerung ausgeben 
konnten. Ein großer Tell der Bevölkerung lebt augen
blickUch von Rationen, die weniger als ein Drittel des 

· international anerkannten Mindestbedqrfs ausmachen. 
(Sehr rkhtig!) Die den Schwerstarbcltern gewährten 
Zulagen reichen nur aus, das Leben zu e!'halten, nicht 
aber die geforderte Arbeit zu leisten. Die best~h,.mde 
<.h.ronlsche Unterernährung hat bereits zu einem weit
gehenden Abbau der KörpPr:;ubstanz unserer Bevölke
rung geführt. Die geistige Spannkraft ist vermin,Jer(, 
ebenso sein seelisches Gefügt>. E;; muß einmal offen 
ausgesprochen werden, daß erheblich~ Gefahren, dit, 
diese unvennc!d!ichcn physiologischen Folgen des chro
nischen Hungers nicht nur für das betroffone Volk, 
sondern auch für die Slcht.>rheit und Ethik der übrig+>n 
Menschheit in slch bergen. Ein kleiner Gradmesser, wiP 
Kollege Kulm es an mhrte. für den wirklichen Zustand 
der Volkscrnilhrung i:,t die Tubcrku1ose~fatisUk. Es 
muß dabei hervorgehol.h.:n werden, daß gerade bei un
seren Kleinkindern und den im schulpflichtigen AltPr 
sh•hPnderi Klndt:m etne Manifestierung der Tuber
kulose in erhöhtem Maße stattfindet. Untersuchungen, 
die in den Jahren normaler Ernährung durchgeführt 
wurden, haben ergeben, daß -etwa 00 v. H. aller Schul
klIJJder bis zum 14, Lebensjahr bereits eine Tuberku
losc--In!ekt.ion durchgemacht haben. Diese Kinder über
standen bel dem damaligen Stand der Ernährung diese 
Infektion gut, und nur ein ganz geringer Prozcnt~alz 
wurde wirklich. krank. Diese Verhältnisse haben sich 
durch den · k:ila:;lrophalen Rück.gang der Enährung 
und die dadurch be<l'ngtc ~chleclile AIJwehrJage grund
legend geändert. Vor einer generellen Zwangsunter
suchung aller Jugendlichen bis zum 20. Lebensjahr 
möi.:hten wlr warnen. Die in den letzten Jahren durch
gc!ührten Zwangsuntersuch~mgen sind noch in durch
aus sdllechtcr Erinnerung 1nnerha1t der Bevölkerung. 
Wir müF.sen einen Weg suchen, der :diese jungen. Leute 
den Gesundheitsämtern zuführt. Es dürft\.' zunäch,;t 
vlcllcicht genügen, wenn die in der Vergangenheit be
währte Einrichtung -des Schularztes wie<ier aktiver 
eingcschalleL wird. Wir halten es für notwendig, daß 
die Detrcuung auch au! Kindergärten und Berufs
schulen ausgedehnt wird. Es wird notwendig sein, daß 
die Regierung sofort veranlaßt, daß 'in unseren Schu-
lcn Vitamin-P;räparate zur Verteilung gelangen. Dcim 
Fehlen jeglichen Grüngemüses und beim Fehlen v,m 
Ob~L ist es notwendig, Su1i:idigungen, die auf Vitamin
mangel zurückzuführen sind, zu beseitigen und für 
kommende Monate schon heute Vorsorge zu tre!!t1n. 
Wir wtirden es begrüßen, wenn die Regierung sofo1-t 
einen Landesgesundheitsrat bilden würde (sehr guL). 
der auch bei den einzuführenden Nahrunig.;;mitLeln mit.. 
bc:;thnmen würde. Ich müdite bitten, den Antrag der 
SPD. dem Sozialpolitischen Ausschuß zµ überweisen, 
um die Wege zu suclJ.en und zu finden, die notwendig 
81nd, um diese Ge!ahren, die unserer heranwachsenden 
Jugend drohen, abzuwenden und wenigstens, soweit es 
in unserer Macht steht, z~ mi1dem. (Bravo, lebhafter 
Beifall!) 

l. Vize p r ä s i d e n t R ö h 1 e : 

Wird das Wort w~iter gewünscht? Das ist nkht der 
FaU. IIerr Dr. Habighorst beantragt Oberweisung an 
den Sozlalpolilischen Ausschuß. Wer diesem Antrag 

zustimmen will, möge eine Hand erheben. (Ge~cll.leht.) 
Ich stelle Einstimmigkeit fest. Wir kommen ,:u e:nem 
weiteren Punkt der Tagesordnung, zu einem Antrag 
der Fraklion der SPD. betreuend Einheitlichkeit der 
Lcbcru;mitiel-sätze der Normalverbraudler (Drucksach.c 
II.'141). Däs Wort hat. der Abgeordnete Volk·imer (SPD.). 

Ab g. V o l k-e m er ; 

Meine Damen und Herren! Den Antrag m~iner Frak
tion möchte ich wnändern, und er soH nunmehr !ol
~enden Wortlaut haben: 

,.Der Landtag möge be;:;chließcn, die Regierun\!: zu er
suchen, mit der Militärregierung w verhandeln da.ß 
die Lcbeni.mittelsätze der Normalverbraucher i~ den 
Orten ohne Industrie und die Sätze der Normalver
braucher den Städten mit vorwiegend industr1clrern. 
Charakter gleichgesetzt werden." Mit diesem Antrag 
will dle sozialdemokratische Fraktion die unterschicd
Jiche Einstufung, we[d1c durch das geglmwärtige Ver
teilungssystem unter den Normalverbrauchern besteht. 
aufheben, denn diese Einteilung in Klassen ist unhalt
bar ge,;vo.rden. Die Gründe, welche zu dieser ungleich
mäßigen Verteilung geführt haben, sino uns nicht klar 
geworden, obwohl wir öfter darüber n.achgedadlt 
haben. Die Normalverbraucher in den kleinen Gemein
den, -die, um il.u:e .Al·beit zu verrichten. in d ie Städte 
kommen müssen, haben sehr große Strapaz,•n mitzu
machen, insbesondere jetzt im Winter, wo das Wetter 
meist kalt und. naß ist. Durch das verständliche FcL
len der Fahrzeuge sind die Arbeiter gezwungen, d!e 
Wegstrecke zu Fuß zurück.zulegen. Vlele müssen bis 
zu 15 km zurücklegen, um an ihre Arbc:t.,;stätte zu 
kommen. Dabei ist festzustellen, daß gerade jetzt im 
Winter die Arbei(er durch diesen langen Weg bei 
Regen und Schnee an naß werden und keine Mög
lichkeit haben, sich im BclriE>b umzukleiden. Sie mü8-
sen daher mit ihren völlig durchnäß1en Kleidern an 
den Maschinen arbeiten, am &.:hraub~to(:k !itchen und 
in den Büros sitzen, was für sie bei der derzeitig 
schlechten Ernährung ein Risiko bedeutet. Si~ sind in
folge der Unlerernährun~ :-.lal'k geschwädll, daher für 
Krankheiten viel leichter emp!ängEch. Diese vom Land 
kommenden Arbeiter stehen nun bei ihren Kolleg~n 
aus den Städten. verrichten die gleiche Arbe it, mils
sen aber zusehen, daß ihre Zuteilungen an Lc·hensmit
leln geringer sind, als die ihrer städtisch ... n Kollegen. 
Die.se Tatsache nift bei den vom Land kommenden 
Arbeitern Mißmut hervor, was wiederum ..:ur Folge 
hat, daß sich die Arbeitsmoral senkt. und damJt ist 
auch ·die Gefahr der Verminderung der Produktivität 
dei.- Arl.Jdl gegeben. Tagtäglich kommen die füsd1Wt:!'
den an die Gewerkschaften und an unsere Pa1'lei 1wr
an und die Arbe:ter bringen zum Ausdruck , bei d ieser 
ungleichmäßigen Ernährung n icht mehr in der Lage zu 
sein, ihre Arbeit gewisscnha!t zu erfüllen. Diesem Zu
stand muß abgeholfen werden. Keineswegs dar! ein 
'l'eil der Normalve-rbraucher bestr,irt werden. Die Un
gleichmäßigkeit der Verteilung an den Normalverbrnu
cher bedeutet auch eine harte Bestrafung gegenüber 
den Evakuierten, die von den StäcLten aufs ~nd ge
bracht werden. Dabei i;;t der kuriose Zustand fest
zustellen, daß Evakuierte, die nur 1 bis 2 Kilometer 
von den Städten entfernt wohnen, eine geringere Zu
teilung an Lebensmitteln als rlic städtische Dcvulkrrung 
erhalten. Dle städtische Bevölkerung hat manchmal 
eine Sonderzuteilung an Hi.Usen!rUch1en, Fischen oder 
Teigwaren, die den Norma!verbraucher'n auf dc11\ 

Lande nicht zugute kommen. Doch was die Sonderzu. 
teilungen an die Normalverbraucher der Stadt bc. 
trifft, - das muß betont werden - so hat davon bis 
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jetzt keiner der Normalverbraucher von den Mengen 
Verdauung~störung,en erlitten. Di·e Normalverbraucher 
auf dem Lande, insbesondere die Schaffenden, haben 
keine Gelegenheit, bei <len Selbstvernorgem ihres Ortes 
zusätzlich etwas zu bekommen. Sie sind nid1t in der 
Lage, d-ie hohen Preise zu zah1en, -die verlangt wer<len 
noch <iie Tauschmittel aufzubringen, die erforderlich 
wären, um sich zusätzlich etwas an Essen zu beschaf
fen. Die Selbstversor1ger haben auch nicht,den Mut, von 
ihren Nachbarn, soweit sie Normalverbrauch.er ~ind, die 
üblichen hohen Schwarzmarktpreise noch Tauschmittel 
zu verlangen, da sie befürchten, ihre Namen und ihr 
Ansehen würde darunter leiden. Sie geben viel Heber 
die Waren an sogenannte „bessere Herren'·. welche 
mit Personenauto vor <las Haus gefahren kommen. 
Gerade in meinem Bezirk erle!-den die Arb<!iter durch 
die chronische Kurzarbeit einen Verdienstausfall und 
vel'dienen durchschnittlich pro Woche nur ,,twa 20 b i& 
25 RM. Die Evakuierten werden auf dem. Land a ls 
lästige Eindringlinge betrachtet. Die Mehrzahl d-er 
zwangsläufig auf <las Land Evakuierten ist an ihrem 
Schicksal unschuldig. Diese Menschen sin<l dort aLK'h 
vielfach der Laune der Elinheimischen ausgesetzt. Zum 
Bewe,s, daß die Zuteilungen an -d:ie Normalverbrnu
cher in den Landgemeinden geringer sind, seien hier 
~inlge amtliche Zahlen genannt: Wir haben im Land
kreis Pirmasens 15 392 Teil- und Vollselb~tversorger. 
Dagegen haben wir 46 HJ8 Normalverbr.auchcr. Die Ka
wrienmengen für Oktober, die für den Normalver
braucher auf dem Lande ausgegeben wur<ien sind 
n!e,drlger -als die vorgesehenen Mengen. Vorg~sehen 
waren für Säuglinge 1184 Kalorien, ausgegeben wurden 
918, für die Jugend 1 1244 Kalorien, ausgegeben 964, 
für die Erwachsenen 1196 Kalorien vorgesehen, ausge
geben 83-1. Das bedeutet, daß mit dieser Kalorien-

' meng~ die arbeitenden Menschen nicht in der Lage 1 

sind, die von ihnen verlangten Arbeiten pnichtmäßig 1 

durcllzuführen. Aber auch was die Karto.ffelverteilung ·I 
betrifft, haben die in den Landgemeinden wohnenden i 
Normalverbraucher gegenüb.er der · städtischen Bevöl- 1 

kerung Nacht.eile a:ufzuweisen. Bei uns wurden bis 
.ietzt im Bezirk Pirma&ens in ,den Landgemeinden mit "'! ' 
überwiegend ländlichem Charakter 5-0 bis 60 kg pro 
Person allsgegeben, dagegen 'in Orten mit. vorwiegend 
Industrie 3-0 bis 40 kg pro Person, und wir haben im 
Kreise Pirmasens etwa 9 Industrieorte, die praktisch 
nur Betriebe haben, und die Schaffenden können sich 
nicht -durch die Bestellung eines Gartens oder durch. 
ein Stückchen Land zusätzlich etwas beschaf.!en. Meine 
Damen und Herren, aber auch in Anbetrnch.t dieser ge
ringen Kartoffelzuteilung sin<l -die Normalverbraucher 
auf -dem Lande aufgebracht, da die in ihrer Gemeinde 
geernteten Kar1offelmengen ausgereicht hätten, an alle 
Normalverbraucher 2 Zentner zuzuteilen. Diese ](artoL 
feln wurden aber aus ihrem Bezirk weggehctlt, um in 
andere Bezirke verschickt zu · werden. Nunmehr sind 
die Gemeindeverwaltungen und das Landratsamt ge
nötigt, um für die Normalverbraucher die Kartof!el
mengen sicherzustellen, von P irmasens nach den Krei-
sen Daun und Bernkastel zu fahren , aloo· dn ·Kreise, 
die über 250 km von uns entfernt liegen. Eine bessere 
Organisation und etwas mehr Planmäßigkeit im Ve:r
teilung'S,System würden sich hier als nützlich erwiesen 
haben. Die ohnehin geringen Fettrationen kommen an 
die Bevölkerung - dnsbesondere für den Normalver
braucher auf dem Land - regelmäßig verspätet und oft 
nur in geringerer Menge zur Ausgabe. Die Ve;r$or
gung mit Fett schein! sich nach einer mir vo.rliegeo.
den Statistik aus der Molkerei des Kreises Pirrna$ens 
künftig noch mehr zu verschlechtern. Zum Beispiel . 
seien 11inige Zahlen angeführt: Die Milchanlieferung in 

1 

t · 
l 
1 

der Molkeret!. b.et:rug im November 1946 473 229 Liter, 
die ,davon erzeugte Buttermenge betrug 11 731 kg. Die 
Milchanlieferung im November 1947 betrug 297 517 
Litef'ünd dl'e n'ieraus hergestellte Buttermenge betrug 

„ 5'433 kg, Die AnUe:ferung pro Kuh betrug im Mai 1947 
monatlich ·52 Liter, täglich 1,6 Liter, 1m Oktober 1947 
monatlieh pro Kuh 39 Liter, täglich. 1,21 Liter. Normal 
müßten es .täglich. sein 3,2 bis 3,6 Liter pro Kuh und 
Tag. Die Zahlen, die ich hier angegeben habe, veran
lassen uns ·zu iresorgnis im Hinblick auf die Fettver
sorgung. Mit -diesem Antrag w ill d ie sozlaldemokrati
sche Fraktion das Unrecht, welches an einem Teil der 
No:rm.alverbraucher bisher begangen wurde, beseiti
g~;m. Es darf nicht weiter so bleiben, d.ai3 eine Sch;cht, 
da sie das Pech hat, auf dem Lande zu wohnen oder 
dorthin. evakuiert ist, besonders hart da.für gestraft 
wird, Es darf bei diesen Bevölkerungsschichten nicht 
der Eindruck erwed:t werden, als hätten sie allein den 
Krieg verloren. Wir wollen di-e Not gemeinsam tragen. 
Das ist nach unserer Auffassung oberster Grundsatz 
der Ge-r~ct:..tigkeit. Deshalb sagen wir: Das Wenige ist 
einh:eiti.ich allen Normalverbrauchern lu:wiüilren, um 
so mehr, <ia wit: der zu schaffenden Demokrat[,: bes
sere Entwick.lungschancen Vi!)rleihen wollen. Hungrige 
M~,;cnen aber zeige.1 sich jeder Entwickiung gegen
über alr, Hemmschuh. Um das Vertrauen zur Gerechtig
keit 1.:rLd zur :Demokratie zu .t:öroern, ersuli1E.:1 w 1r das 
Hohe Haus. unserem Antrag die Zustimmung :tu gi:?ben. 

1. Vizepräsi,dent Röhle : 

Meine Dam.en und Herren! Lch wollte er:st eine ge
schäftliche Angelegenheit erledigen, Ich würd~ vc,r
,scblag'eti, daß wir um 12.30 Uhr eine Mittagspause ein
legen woll,en, Widerspruch ist nicht erhoben worden. 
A1so sind Sie ·einverstanden, daß wir u111 12.30 Uhr 
eille P.ause machen, dann abei: um 13..30 Uhr pünkt:l!ch 
v,i:iecwr „b:egüµ:i..en .... 

Das Wort hat Fräulein Abgeordnete Doerner (CDU.) . 

Ab g. D o e r n e r : 
' 1 l l ,' '1•11\ ,,,1 1, ,.,, l 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der sozial
demokratischen Fraktion befaßt sich mit dem schlech
testgestellten Verbraucher, der Gruppe der Nortnal
veibr:rncher. Diese Gruppe bildet die unterste und 
' letzte Stufe der Versorgten, jedoch, wird selbst bei 
Norrnalve.rb.rauch.ern, wie der Antrag zeigt, nochma ls 
unterachieden z:w-ischen Bewohnern von Prioritätsstäd
ten und den Normalverbrauchern in <len übrigen Ge
bieten des Landes. We.r fällt nun unter die unterste 
Kategorie der Normalverbraucher? Hunderttausende 
von weibl!chcen und· männlichen , in Betrieben, Biiros 

· un-d Schulen arb~itende Menschen, alle unsere Haus
fraui:il:Cunl!i: 'Mütter · in ländHchen Gebieten. Von unse
ren Hausfrauen und Müttern wird niemand behaup
ten wollen, daß von ihnen keine volle Arbeitsleistung 
verlangt wird, .da sie allein, überhaupt keine A.rbeit:=:
zeitbegrenzu:ng kennen, ihnen d-ie Hauptlast ln die,;er 
grenzenlosen Notzat auferlegt ist. Der Kampf um das 
tägllche Broi' Diese Gruppe der Normalverbraucher er
hält keinerlei Zulage, obwohl die zu ihr rechnenden 
Menschen die letzte Kraft hergeben müssen. Sie ver
fügt .über keinerlei Zuwendungen aus irgendwelchen 
Betriebserzeugnlssen. Der Herr Vorredner wies schon 
dru:a'Uf·.h.ln., :daß. unsere Normalverbraucher bi,;her nur 

„ einen .. .B.tu<:bteil d.er. ;z;µ,m Leben notwendigen Kalorien 
erhalt~n haben.. Die. Folgen der langen Entbehrungen 
zeJ,geu $.iqi Ji;i,. ;~er Verelendung ~unserer arl.leitenden 
Menschen, iil der Verelendung unserer Fraqen, die 
eine schwere La.st tragen. Wir el.'leben überall ein 
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Ansteigen der Tuberkuloseerkrankungen wie niemals 
zuvor, außer den Mangelerkrankungen. Wir haben Fa
milien, in denen zwei und m€hr klnder an Tuberkulose 
erkrankt sind. Ich komme aus einem Krei~gcb:el, in 
dem üie Zahl der Tuberkuloseerkrankungen gegenüber 
1938 um <las achl!ache angestiegen ist. Unser Kr~i.s gilt 
.als ländlicher Kreis. Kein einziger Ort wird a1s Priori
tälsort !Ur die Versorgung angesehen, obgln:ch dieser 
Kreis neben Neuw!ed der größte industrielle Kreis in 
unserem Regierungsbezirk Koblenz ist. Nun hat sich 
durch die Mißernte dieses Jahres die Ernährungslage 

.,..immer mehr zugespitzt. Unsere Frauen und Mütl~r 
/. sehen keinen Ausweg ~ehr, wissen n.lchi inf.'hr, wa5 

sie auf den Tisch bringen sollen. Es 'h'äre sehr ein
drucksvoll, wenn man die Tagesration einmal hier vor 

: ihnen aulbauen wollte. 200 g Brot, 6 bis 7 Karto[!eln, 
6 ;·1 g Fs?tt, um anschaulich zu machen, wov()n der Nor

. malverbrnucher sich ernährt, wovon die Hau,:;frau die 
· TaicsvLrpflegung bestreiten soll. Monatelang hat es 

in unserem Lan<l keine Nährmittel für Normalverbrau
cher ~cgc,ben, keinen Zucker, innel'halb von 5 Mona1en, 
kdnen ll'l:sth. Der Ausgleich dafür fehlt An Hülsen
früchtcll gab es im November 1 Y:t Pfund Linsen, 
1 Pfund Ilohnen für 30 Tage. Jedoch mü~i,en vielerorts 

: die Hül:1cnfrüchle noch ausgelesen werJen und ver
: mindern sich stark im Gewicht, bevor sie für die 

n1ensch1khe Ernährung verwendet wcrdce>n können. 
. Zum ersten Mal hat die Gruppe 2 der Normalverbmu
' eher nach vielen Monaten ein halbes Pfund T,_,:gw«:·en 
·erhalten. Dazu kommen !ür den Normulverbra 11c:her 
wiichLnU.ch etwa 150 bis 200 g Fleisch. Bi,hcr r!t'{'hi 
K1i:n Ge,i1ilse, kein Obst konnte eingem:ich~ wcTden. 
bie Hausfrau steht vor leeren Töpfen. Der Normal" 
\,erbrauchcr hat ja im allgemeinen auch keinen Garten. 
Dabei sieht die Hausfrau die geringen Einkellerungs
kartoffcln scbwlnden. Heule schon verfolgt .si~ die quä
lende Fn1ge, was wird, wenn auch der letzte Rückhalt 
_geschwunden ist und den Zeitpunkt (i;ehr ridmg) kann 
• ::iie absehen, an dem auch dieser einzige kleine Vorrat 

.....:;;...au!gebr~ucht ist.j An die deutsche Regierung und die 
Militärregierung, ·die slch laut Ordonnanz 95 die Rege
lung der Ernähruii.gs!rage vorbehalten hat, richte ich 

1 die drlng<mdc Bitte, im Austausch gegen Landeserzeug
nisse Lebensmittel hereinzuholen. - Vor 6 Wochen 
keimte eine schwache Hoffnung au!, als ein Sonder
beau!tragter mil der Einführung von Lebensmitteln 
beau!fragt wurde. ·Aber bisher hat die Hausfra1.1 von 
oem Ergebnis dieser Bemühungen noch nichts gespürt 
{sehr richtig, sehr gut!). kh wer[e hier die Frage auf, 
welches praktische Ergebnis hat dieser Auft.rag bisher 
ge;i;eitigt? - Die CDU. unterstützt den Antrag der SPD, 

-au! Glcich::;tc!lung aller Normalverbraucher mit den 
Normalverbrauchern der Prlorltätsorte und bean1.ragt 
:außerdem eine Uberprüfung der Verbrauchergruppen 
überhaupl. Ferner möchte ich etnige te<:hnische Ände
rungen anre·gen, die zwar hinsichtlich der Aufrufe, 
die heute sehr oft erfolgen, obgleich Waren in den Ge
sch.ärten nic.:ht vorhanden sind. Die ohnehin so belastete 
Hausfrau muß unendlich (richtig) viel Gänge tun, be
vot sie überhaupt an~ie geringen Lebensmittel kommt, 
und hierauf sollte von den Stellen, die die Verteilung 
vorzunehmen haben, Rücksicht genommen werden. 
Dann auch isl es so, daß die Lcbcnsrnittelkarteneintei
lung einer Änderung bcdar!, denn es werdcu häufig 
Lebensmittel erst Monate später aufgerufen, für die 
kleine Abschnitte lose weitergeführt werden müssen. 
Dlesc losen Abschnitte gehen sehr oft verloren. Daran 
müßte gedacht werden bei der Einteilung der J.,ebens
mittelkartl!n, denn es soll ja nicht in der Bevölkerung 
<ie.r Verdacht entstehen, als ob die kargen Rationen 
,durch d!e Art der Elnlellung auch noch verloren geh~n 

sollen. Ich beantrage daher, diese tedmische Seite der 
Rationierung zu überprüfen und an die möglichen Er
leichterungen in dieser Notzeit zu denken. (Bravo!) 

1. V i z e p r ä s i d e n t R ö h 1 e : 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Neubronner (DP.) . 

Ab g. Dr. Neu b r o n n er: 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der sozial· 
demokratischen Fraktion bezweckt die Beseitigung ei
nes Mißstandes, der tatsächlich nicht länger erträglich 
ist. Bei der früheren Regelung, bei der Bevorzugung 
der Normalverbraucher in den Städten ging man an
scllcinend von der stillschweigenden Annahme aus, daß 
aut d,;,m Lande jeder N-ormalverbraucher seinersdts 
die Möglichkeit hätte, sich zusätzlich mit Lebemmiltcln 
zu versorgen. Man hat aber dabei, selbst wenn dies 
der Fall gewesen wäre. außer acht gelassen, daß diese 
außerhalo der Städte Wohnenden a1.1ch einen v·esent
lichcn zusätzlichen Kalorienverbrauch haben, denn s'.e 
müssen an <lie Arbeitsstelle in der Stadt. Die Haus
frauen müssen Einkäufe in der Stadt machen, die Kin
der müssen in die Stadt zur Schule gehen. Es sind 
viele Gänge zu Behörden zu macllen und alle„ mög
liche andere isl zu erledigen. Aber es kommt h;nzi.t, 
daß wir sehr viele Orte haben. - kh <.'rlnner.:: M ciie 
Dörfer im Pfälzer Wald - bei denen :?ine derart:g.a zu
sätzliche Ernährungsmöglichkeit schon deswC'gen gar 
nicht in Frage kommt. weil 1. keine Landwirlsdrnft im 
Ort ist und 2. weil die Möglichkeit, im Garten sich 
etwas zu ziehen, sehr gering ist, denn in diesen schma
len Waldtälern ist ohnehin nicht viel Raum für Gärten, 
und das wenige, was man anpflanzen kann. reift nicht, 
\veil beiderseits Steilhänge bis zu 60 Grad sind und die 
Gärten von der Sonne kaum erreicht werden. 

E;; scheint nun aber die wirtsdn1C1sgcographii<che 
Kenntnis mancher Ernährungsämter nicht S0 weit zu 
reichen, daß sie diese Verhältnisse kennen. Sie schei
nen anzunehmen, daß in diesen Dörfern die Kartoffeln 
und die Äpfel auf den Buchen und Kiefern wachs<'n. 
Der Landkreis Neustadt, der gerade die~e Walddörfer 
in erster Linie zu verzeichnen hat, ist bi~ heute nur 
mit einem halben Zentner Kartoffeln versorgt, wäh
rend Frankenthal bereits seine zwei vollen Zr,ntner 
im Keller hat. Das sind'· Zustände, die auf die Dau0r 
unerträglich sind. Wir stimmen deshalb der.1 Antrag· 
dc;-r sozialdemokratischen Fraktion zu, der elne Bei,,er
stellung der Normalverbraucher in den Landgemeinden 
zur Folge haben wird. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat der Ab.geordnete Buschmann (KPD.). 

A b g. B u s c h m a n n : 

Meine Damen und Herren! Die besonders !>chwere 
Lage der Normalverbraucher ist in einer ganzen Reihe 
von außerordentlich deutlichen Beispielen hier gC':i.eigt 
worden. Wenn man nocl1 daran denkt, daß die Normal
verbraucher au! dem Lande noch schlechter ge„tellt 
sind als die Normalverbraucher in den Städten. d.:mn 
wird dieses grausame Bild, das hier gezt>igt \\Urde, 
erst recht deutlich und ich glaube, daß nach den Aus
führungen der Redner aller Parteien dle dringende 
Notwendigkeit besteht, das bisherige System des Un
terschieds in der Versorgung der Normalverbrau1.:her 
aufzuheben und, daß es keiner weiter~r. Erklämng 
mehr bedarf. Aus diesem Grunde wird s:ch unsere 
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Fraktion dem Antrag -der Sozialdemokratischen Par
tei anschließen und für die schnellste Beseitigung der 
unterschiedlichen Versorgung der Normalverbraucher 
zwischen Stadt und Land eintreten. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Wortmeldungen liegen nicht vor, ich schließe die Be
sprechung. Der Abgeordnete Volkemer hat eine Än
derung des Antra,gs II/141 vorgeschlagen. Muß er noch 
einmal vorgelesen werden? Nicht? Dann ist der An
trag II1141 ersetzt durch den neU€n Antrag, Wer dem 
Antrag zusHmmen will, bitte ich eine Hand z.u heoon. 
(Geschieht.) Danke, ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Wir- kommen nun zu Punkt 15 der Tagesor-dmmg·: 
Antrag der DP. betreffend Erklärung zt1 NtiH1andsge
biet und Durchfühnmg einer H'i.lfsaktion in einige.n 
Gemein-den des Amtsbezirkes Palzern, KrE'i~ S1:H1Tburg 
(Drucksache II'142). 

Wer wünscht das Wort zur Begründun1;'! Der Abge
ordnete Selz-?-r (DP.) hat das Wort zvr B~ründung. 

A b g. S e I z c r : 

Meine Damen und Herren! Der Antrag 1r,.einer- Frak
tion b1 durch die Drucksache IIi 142 bereits hinreichend 
begründet, jedoch möchte ich insbesondere darauf hin
weisen, daß das in Frage kommende Gebiet dec, Krei
~es Saarburg nach Kr'iegseinwirktmg imd zw-2imali~er 
Evakuierung besonders gelitten hat. Auch dut'cn" ·ge.:, 
wis~e Tendenzen werden hier ·die Verhältnisse weiter 
erschwert und gefährdet. Es ist nic.1-it allein damit. ge-
1 an, daß seitens der maßgebenden Stell€'11 Son-dernon·
i ingen te an Schuhen, Textilien. Hat1shaltsge1!'.ern<:tiin.
dt~11 zur Ver'fügung gestellt ·worden sin<l un'CI auch "W~i

terhin zur Verfügung gestellt werden, ·es muß auch :=:ei.
H.ms <ler untergeordneten Dienststellen für <:>ine 
prr.nnpte und zweckmäßige Verteilung geöm-gt werdert, 
denn in dies.er Beziehung sind uns einige bedaueorl!che 
Klagen zu Ohren gekommen. Ganz besonders aber muß 
clcr Wiederaufbau ·dieses G-,ebietes beschleunig1 und 
durch Bert-i!stellung von Baustoffen !"O geförder~ wer
den. <laß besonders die- la:ndwirtschaftli<:hen Bt>trl~he 
dieser an sich sehr abgelegenen armen Gegend bal· 
(ligst wieder auf ihre frühere Leishmgsfähigk-ei:t · ge
brndit werden. Ich richte daher an den Herrn Wie
deraufbauminister die dringende Bltte, sich d'ieses „Ge
bietes besonders anzunehmen und durcti beschleunigte 
,md ausreichende Bereitstellung von Baustoffen aller 
At·t für dieses Gebiet Sorge tragen zu woJJ.en. Des
gleichen richte ich besonders an den Herrn Minhitff 
für Ernährung und Landwirtschaft die dringende Bitt<!-. 
auch auf dieses Gebiet besonders sein Augenmern: zu 
rich1.en, für landwirtschaftliche Geräte und Ma~chtnen: 
zu sorgen, ohne <laß die Bevölkerung, die nichts mehJ"" 
zum Kompens,ieren hat, auf den Kompensationsweg 
verwiesen wird. Außerdem wäre zu erwäg,en, ·dit"Settl' 
Gebiet 7.U Zucht- und Nutzvieh zu gtlnstigen Preisen 
zu verhelfen. Auch -daran ist Mangel, und ·es könnte 
sehr weitgehend geholfen werden. Den wei.nbautrei
benden Gemeinden könnte seitens der staaUichm Reh
schulen zur Wiederbepflanzung der alten Rebflächen 
ebenfalls geholfen werden, Sclllleßii.ch wäre auch de? 
Wiederaufbau der Grenzgebiete durch die <kwährung 
zinsfreier Darlehen nachdrücklichst zu fördern. Weiter
hin wäre vielleicht in Erwägung zu ziehen, den Gebie
ten eine s1.euerlkhe Sonderbehandlung z.uteil werden 
zu lassen. 

--------·------

1. VI:t.'ei;l"'t''l!Udd'ent Röhle: 

Das. Wort klat <ler Apgeordnete Lorth (CDU.), Saar
. b.urg. 

Abg. .L.or.th: 
'' '' 

Meine Damen und Herren! Der Antrag wird von 
.. meiner Fraktion günstig aufgenommen. Es muß unser 

aller B.estreben sein, etwas für die zerstörten Gebiete 
:ziu tun, das außerhalb un.d über den normalen Zutei
lungen liegt. Vieles und schweres hat der Kreis Saar
b:utg 'dllicfl:m~cll.cn müssen, und überall noch sieht man 
die Spu~-en und Zeugen seines Leides. Wenn ein Gebiet 

· "Zt'll1i"N'ö'l!!!'t.8'.nc!§gel:l1et erklärt werden kann. so ist es der 
Kreis Saarburg. Aber es muß einmal geklärt und her
&USl!\es~~m ... W,ff°d~fl., was ein Notstandsgebiet ist und 
wle .ein z~1.m l'fotilt;3.nds·gebiet erklärtes Umd b.ehandelt 
wc.r'1cv:. 0P,J,µß ~;., p~~ äußeren Merkmale des Notstandes 
sind bei den in dem Antrag angeführten Orten sicher 
gegeben, 'i\ber es muß eine Formel gefunden werden, 
die, ·au:f''i:i'as'"'Gebiet angewendet. das Maß von Gütern 
au.1:w.eiist, das, den Notstand beht:!ben kann. Gelegentlich 
der ,Rü;ck,glicderw;ig des Kreises Saarburg erschien de!' 
Herr Ministerpräsident in Saarburg und gab im Na
men der Landesregierung €ine R(·ihe von Zusagen, 
d~1~'tf"ID'fül1Wig ä.:eh. Kreis in den Stand setzen sollten, 
den Wiederaufbau in mindestens demselben Maße ·zu 
bewe~~ste,llig~~' wie das von Saarbrücken aus der Fall 
gcw::sen ist. 

ieh apPJill~re an die Regierung. daß ·sie auf dem so 
oesi;;hi;i·Uencn Weg fortfährt. damit dl·r ~<> gefährdete · j · ....... ~is,Siaai:,t,;1~ wieder 2u. Atem k~mmt. Bau.~1a:('rialien 

.. .. ,~t\ie:n tleMti.gl.. .. .landwu-tschaftilches Gerat 1st not. i · wendig, Hausgerät :fehlt übe1·alL Die Bevfükerung ist 
, · · .. willig zur Arbeit und sehnt sich nach Wiederaufbau

. 1:ät.igkeit. Die &völkcrune; kann ~ nicht ver$teheri . 
l „<laß sie . :mit":!!(')' hoh~n Auflagen der Vif·ha b!ieferung 
r··:!,1!llrel~gt ... w~: ~;.~~ jetzt tatsächlich der Fall ist, Auf-
t . .La.gen,. d.ie im Augenblick die Lei8tung,;fähigkei1 dei::: 

I'. · Kreises- ·weit· ·-übemeigert . Wir haben ni<"ht allein Vieh 
abzuliefern. ·das geschundene Land muß gepflügt, be-

i ackert .. ~~~"aber da.; Vieh wird genommen. Wie soll 
es· da, ""1~e'l'' 'eirlnl.nI itl Bfüü,· kommen. Wir haben jetzt 

1 ·ein · ViehabHefärun~s~oH geh<1bt im letzten Monat von 
101 to bei 10 000 StüC'k Großvieh und 10 000 Schweinen. 
Andere Krehse mit ~00 Stü.r.•k habc,n nur 52 to alJ?.u
lief.ern bn.uchen. {Hört. hört!) Für Monat Dezember 

: wnr das Soll von 132 to auf nur llS to gesenkt, ist aber 
) .. .. . mi.ttlcl.'W-eilEl wieder erhöht auf 119 to. Ich beha1.1pte 
\ - und d('r &weis für m~ine Behauptung ist nicht 

···· mnwer ..: .di;e, ".iil·.ngenbl11?klichc Vleha,uflage steht in kei
nem Verhältnis zu den Leistungen anden'r Kreise, die 
,ihren Vl<,<hbes1,\nd hini.iber rdtcn konnten. während 
der K'.rCi'is Saarburg zweimal evakuiert wurde und die 
Men:i;C'hen bei ll'rrer Ruckkrhr b·uchsfäblich vor dem 

· Nf·chts Stähd't•n 1tt'l.d in allem wieder von vorne anfan
. . gen mußten. ·· Hier ·kommt d'ie Grenzlandnot am be
merkenswertesten zum Amdnick und Durehbnich. 
Es wäre eine Ehrenpflieht für uns alte, diesem Kreis 
in seinem Wi-ederaufbaubeslreben zu helfen und jenes 

... Maß twr Hilfe zu !in.den, <las <l'le do,rt 1€'i.den<len und 
nngend~n M~~,en befähigt, fn eine bessere Bahn 
zu kommen. Ich mochte, und hätte den Herrn Innen
minister dri.ngend. dafür z1.1 sor-gen, daß endlich auch 
einmal · de'r""K'.l'el:Sta.g 7n S."larburg tagen kann, (Hört, 
hört!} Eine ~hr -große Unordnung geistert im Lande 
umher. zu olesen Großabgaben ,des Viehes möchte ich . ! hier ·etn:tgtr "Ztlbl'll'fi' · nennen und sie durch Zahlen be
'l'egen. {Ein' ~rl~b 'mit einer Größe von 130 Morgen 

i mit früher lß-20 Stück Vleh und 5-6 Pferden besitzt 

• 
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heute 2 Kühe, l Rind, wovon eine Kuh abgeliefert wer
den mußte. Ein Betrieb von 138 Morgen, früher 16-18 
Herdcnbuchtiere und 5-6 Pferden, besitzL 1 Rind, 1 Kalb 
und 2 Pferd!;.),· cln Belricb von 88 Morgen, früher 15 
Stück Rindvieh und 5 Pferde, heule 2 Kühe, l Kalb 
und 2 Pferde. So liegen die Verhä~nisse in den Vieh-

1 ställen bei diesen großen Abgaben~ 1(ic Baui.to!Ie, die 
uns bisher zugesagt wurden durefl. den Herrn Mini
sterpräsidenten, sind zum größten Teil geliefert, einige 
llldnd auch, weil es nJcl.1,L möglich war, .sJe her=usch,;1.Cfcn, 
noch ausstehend. E.s b.t ;,;ogar vorgekommen, daß im 
Kreis Saarburg Ka.Lk verfallen ist und nicht hcran
gescha!!t werden konnte, weil die Fahrzeuge fehlen. 
Autos stehen umher, unbcrdfl, Pferde sind nicht da, 
auch wenn Pferde da wären, könnten die Bauern nicht 
.üüu·en, weil die Pferde nicht beschlagen werden kön
nen - es fehlen nämlich die Hufnägel -. Das wäre -ein 
Artik.e:l, wo eine Razzia durch.gdülut werden dürfte, 
um nach Nägeln und Pflugscharen zu forschen, denn 
.Äcker werden nicht gepQügt, weil die Pflugscharen 
elnfach khlen. 

1. Vize prä s i den t R ö h l e: 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Altmeier: 

Meine Damen und Herren! Ich habe die Ausführnn
gen der Vorredner über den Kreis Saarburg mit be
sonderem Interesse gehört. Durch Geburt mit der Saar 
,eng verwurzelt, habe ich es gleich nach der Rückglie
derung des Kreises Saarbu1·g als meine Pflicht gehal
ten, ihn auf:msuchen, um seine zerstörten bzw. sehr 
be:schädigten Städte an Ort und Stelle zu besichtigen. 
!di haue damals auch mit den Bürgermeistern de. 
1'i;«>!'lf'S Verhandlungen ge!ülu·t und mir die Nöte ur>·' 
Sorgen schildem lassen, die ja nicht nur darin be
stelwn, daß einzelne seiner Städte und Dörfer zerstfü't 
oder bcschlidigt sind, sond1::rn vor allem auch darin, 
daß seine Einwohner zweimal von Haus und Hof eva
kuiert waren, und bei der Wiederk(·hr nichts ~hl" 
vorfanden, so daß sie ganz von vorne anfangen muß
ten. kh habi: damals nach dieser Besichtigung sowohl 
mit dem Hcn-n Wiederaufbauminister, als auch deni 
Hen;n Wirls1:hartsminister Verhandlungen geführt, und 
,,.i.rd slnd uber\!ingekommcn, für den Kreis Saarburg 
:ru.sätzfü:h Zuteilungen vor~unchmt:!n. Dementsprechend 
ist in der Weise eine Bcssernng herbeigeführt worden, 
daß neben den regulären Zuteilungen Sonderzuteiiun
_gen in B:lUstoffän und Bedarfsartikeln erfolgt sind. 
Auch auf dem Gebiete der Landwirtschaft, der Zuteilung 
von Geräten, haben gerade noch während der letzten 
Wochen Erhebungen stattgdunden, und wir hoffen. 
daß es möglich sein wird, eine Anzahl Geräte zuzu
teilen. Es ist gesprochen worden von der besondeJ·s 
starken Beanspruchung au! dem Gebiet der Viehab
gabe. Meine Damen und Herren! Das Landwirtsd:iafü;
minlste.r:ium hat seit der Rückgliederung den besonders 
gelagerten Vedtältni.ssen des Landkreises Saarburg Rech
nung getragen. Es hat für August ke ine Abgabe vor
gesehen ,und es isi auch keine erfolgt. Auch für Scp
tembc1· war keine Abgabe vorgesehen . Die Auflagen; 
die dann, anschließend durch die Militär regierung er
folgt sind, sind höher als die, die wir unter Berück
sichll,gung der besonderen Verhältnisse des Krdses 
Se.arburg vorgesehen haben. (Hört, hört!) Die Bemü
hungen, unter sachlicher Darlegung der Viehlage eine 
wesentliche Herabsetzung der Auflagen herbeizufüh
ren, werden !ortge~dzt. Dieses wirc1 wie bisher die 
Aufgabe des LandwirL::.cha!bministcriums sein, und ich 

,, · ., ,, , i , • ,, ' 
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selbst werde es mir zur Aufgabe machen, durch Rück
sprache m it der Militärregierung durchzusetzen, daß 
die derzeitige Viehauflage hen,l>gl:'~lzl witd. kh wie
dcrhple noch einmal, daß wir im Rah1rn.•n des Mög
lichen auf dem Gebiet des Wiederaufuaus und der 
Zuteilung wirtschaftlicher Bedarfsartikel alles getan 
haben, was in unseren Kräften gestanden hat. Was ich 
damals im August zugesagt habe, isl bis zu dieser 
Stunde auch gehalten worden. Ich fühle mich veran
laßt, dies an dieser Stelle mit Nachdruck zu betonen, 
weil gewisse übelwollende Persönlichkeiten - es sind 
nur wenige im Kreise Saarburg - teils durch Flüster
propaganda, teils durch mich bdeidigende Flugblätter 
versucht haben, das Gegenteil darzustellen und immer 
wieder mit der Lüge operieren, die Landesregierung 
habe alles mögliche versprochen, aber nichts gehalten. , 
Was versprochen wurde, ist und wird gehalten. Wir 
betrachten es auch weiterhin als unsere Aufgabe, uns 
des Kreises Saarburg, ebenso aber auch der verschJc
denen anderen, durch den Krieg besonders gcschädlg
ten Grenzkreise anzunehmen. kh nenne hier auch den 
Kreis PrUm. Es wird unsere b esondere Sorge .:;ein. die
sen Nöten der Grt!nzkrcise RcchnW1g zu tragen 
(Bravo!), wobei wir von der AuIT!l.!:!SWlg erfüllt sind, 
daß unser ärmster Sohn zugleich unser gctrcucslt:r isl. 
(Bravol) 

l. Vizepräsident Röhle: 

Der Abgeordnete Jacobs (SPD.) hat das Wort. 

Ab g, Jacobs : 

Meine Damen und Herren! Ich hi:itte es für zwetk
mäßiger gehalten, we1rn der Herr Ministerpräsident im 
Rahmen d":!s hier zur D!.:balte stehenden Antrages crs~ 
lm Ar.schluß an die Darlegungen t!er Vertreter sämt
licher Parteien dieses Hohen Hauses zu einer abschlie
ßenden Erklärung da.:; Wort ergriffen hätlt:. Die Be
deutung d ieses Antrages und der d'lraus sich resul
tierende Gi?samtfragenkomplex hätten es verdient, daß 
ein we~cntlich besser bcset~.te~ Haus vmh,rnden ge
wesen wäre. Daß der Grenzkreis Saarburg Not leidet, 
ist eine so bckannk Erscht::nung, wie das bei allen 
übrigen Grenzkreisen auch der Fall ist. Im Grenzkreis 
Saarburg sind es in <.::rster Linie die politisthen Ur
sachen, denen nachgegangen werden muß. Wir wissen, 
daß es Dinge gibt, di;:, diesen Kreis nicht zur Ruhe und 
damit zu einer Politik des organischen Wiederaufbaues 
kommen lassen. (Sehr richtig!) Wir wtssen. daß dorf. 
nach wie vor eine gnnze Anzahl Leute s ich dadurch 
aus der mitverschuldeten Verantwortung w ent1.iehen 
versuchten, indem sie glauben , eine Politik b,•!reiben 
zu sollen, die ihnen die ~wä hr für eine mmm:ntan.., 
Bes.ser;;tenung ihrer Dase insbedingungen gibt. Abl?r, 
wir möchten in diesem Zusammenhang auch darauf 
aufmerksam machen, daß es nicht die besten Elemente 
sind. Es sind vor allem diejenigen, die keine poHHschen · 
Garantien dafür bieten, an der Grenze Voraussetzun
gen und VerhälLnisse zu schaffen, die auf die Dauer 
eln gutes Einvernchnaen mit un~rem Nachbarn er
möglichen. Es handelt sich in der Haupts.iche um solche 
Leute, die aus Angst vor · der Konsequenz der Ausfül
lung eines deutschen politischen Fragebogens diese 
Tendenz betreiben. kh wiede rhole hier, was ich an
läßlich der ersten inlemat ionalt""n Fl•ier aur dcutsl.!lwm 
Boden nach diesem Kriege zu sagen die Ehre hatte: 
Weil wir es ernst mit der Verständigung mit unserem 
großen Nachbarn meinen, weil wir wissen, daß Europa 
und die Welt arm wären ohne den durch Frankrc[ch 
vorgelebten Zlvilisationsbegriff, weil wir nicht wollen, 
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daß s,ich die junge Generation unserer beiden Völker 
- und ich betrachte mich der jungen Generation zuge
hörig - noch einmal aus der Perspektive eines West
walles oder Maginotlinie erblicken soll, weil wir .wün
schen, <laß diese Völker endlich auf einer Basis zuein
ander •finden, die allein den Schlüssel zur Verständi
gung birgt, deshalb wollen wir n icht, daß durch die 
Duldung oder Schürung der von mir kritisierten Ver
hältnisse dort eine neue Irredenta geschaffen w!rd. Wir 
wissen, daß in der Politik auch Imponderabilien ed.ne 
Rolle spielen. Aber im Hinblick darauf, daß der Bevöl
kerung des Kreises Saarburg bestimmte Zusagen sei
tens der d<!utschen Regierung gemacht "lil!Urden, und im 
Hinblick darauf. daß die Regierung es nicht verab-
1,ä11men darf. wenn ~ie nicht ihren Rest an bescheide
ner Souveränität verlieren will, ist sie gezwungen, da
fü1· zu sorgen, sich in <lierem Krei.s endlich einmal 
durchzusetzen. auch auf verwaltungstechnischem Ge
bie t. (Sehr richtig!) Ich sage das in vollem Bewußtsein 
der Tragweite dessen. was hiermit zum Ausdruck ge
bracht wird. Wir glauben nämlich, daß von den von 
mir genannten Gruppen, ohne daß dafür reale Voraus
setzungen gegeben s,ind, eben auf dem Wege der Flüster
propaganda das Ziel verfolgt wfrd, die Menschen im 
Kreise Saarburg der Meinung sein zu lassen, :ihre 
jetzige schwierige Lage wäre ni<:hts anderes .als eine 
Repressa1ie für ihre kürzlich getroffene po!Ji.tisclw Ent
scheidung. Dieser Eindruck da:rf unter keinen Um
ständen aufrechterhalten werden. Damit die von 
uns gewollt.e Hilfe dort auch in materiellen Din
gen wirksam wez,den kann, bitten wir d:ie dort 
wirkenden Vertreter der Besa.t.zungsbehöriden, auch 
das Ohr jenen zu leillen, denen der Wille .z.u1· 
Verständigung mit Frank.reich nicht nur da.s Pro
dukt einer m-0mentanen .macht,pol1tischen Ohnmacht, 
sondern von jeher eine Her.zensange,leg,enhoit ist. 
(Bravo, bravo!) Aus dieser Erwägung bitten wir die 
Vertreter der Militärregierung, uns bald zu unterstüt
zen. In diesem Sinne sagen wir ihnen: Vertreter Frank
r eichs, rettet euer Bild in unserer Seele, laßt uns als 
Völker gemeinsam die Reise in die Zukunft antreten. 
zu Etirem Glücke und dem unseren! (Beifall.) 

l. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat de1· Abgeordnet€ Eiden (KPD.). 

Abg. Eiden: 

Meine Damen und Herren! I eh bin von meiner Frak
tion beauftragt zu erklären, daß wir dem Antrag de1· 
demokrat-ischen Fraktion zustimmen. Die Ver-bältnis&e, 
wi<;> .,;;e eben geschildert wu:rden, die wirtschaftlichen, 
snwohl wie die politischen, treffen nicht nur für -den 
Kreis Saal'bur,g, sondern für d as g anze Grenz.gebiet 
zu. Man hat hier gesprochen. von der Zerstürung, 
von Mißständen; die vor allen · Dingen auf die zwei
malige Evakuierung im Kreise Saarburg zurü<;:k:r,ufüh
ren sind. In ,Bitburg, Prum und Daun müssen wir 
diese Tatsache ebenfalls feststellen. Auch hier sind 
Zerstörnngen des g.esamten Grenzgebietes festzustel
l~n. au<'h hier finden wir Dörfer, die nahezu total dem 
Erdboden gleichgemacht wu.r:den. Es fehlt auch hier an 
de!n notwendigen Zuchtvieh und an den notwendigen 
landwirtschaftlichen Maschinen. Der Herr Ministerprä
sident hat hier erklärt, daß Zusagen gemacht worden 
sind, und daß schon etwas geschehen ist. Aber wir 
wissen, was geschehen ist und was geschehen müßte. 
Der Kollege Jacobs hat eben schon richtig gesagt, daß 
die Zustände gewissen Elementen Wasser attf die M!ü.hle 
geben. Separatistische Elemente mißbrauclJ.en die Zu
stände, man flüstert sich zu; daß sie sehr wahri;:chein-

lieh von Deutschland abgetrennt werden, das hat man 
nach Angabe solcher Kreise bei der Regierung einge
sehen und desha1b werden diese Grenzgebiete nicht so 
unterstützt, wie sie unterstützt werden müßten. Meine 
Damen und Herren! . In dieser Tatsache liegt eine ganz 
l;lesondere Gefahr. Der Kollege .Jacobs hat es schon 

· gesagt, und jch möchte mich dem anschließen. Eine 
Hilfsaktion, eine Sofortaktion größeren Ausmaßes 
für diese Grenzgebiet.: ist absolut notwendig. Wenn wir 
d~~ :O~nge ... );1.Mt:t einmal betrachten , so stellen wir fest: 
ba:i, ,.gesäi:ri;te:: ~nzgel;)let ist von sogenannten Kanljpf
gl'!äben ,ci'W'ch.zogen, von Panz.erspa·ren, die es dem 

. ~dw,i,;t„ Q,f;t ~öglich machen, sein Land zu bestel-
. ... Jj?n,. w;i;c1 W, .. ll;qµ.p.en nicht !3Jlnehmen, daß die Beseiti

g~~c:uW~.~ .J#H,g~r,p.i~se dje Angelegenheit der einzel
nep. uemeina'.en cide'r gar einzelner Landwirte sein darf. 
:Die Beseiti,gwlg ,rp.uß Angelegenheit des gesamten Lan
de5 sein, 'UJJ'.~ i~ ~laube, es ist notwendig, daß wir mit 
der. '.SeseitigÜng" .. dleser Hindernisse sofort beginnen 
müssen, um große und bedeutende Landstriche der 
Ernährung unse-cs Volkes sicherzustellen. Ich möchte' 
abscil)j~e,ni:l zu diesen Dingen sagen: Wir schließen 
uns dem. Antrag der demokratisclien Fraktion an und 
möchten, dafl dieselben Hilfsmaßnahmen auf d ie übri
g-eo Grenzgebiete Bitbul'g, Prüm und Daun, hauptsäch
l ich Bitburg, Prüm w1d Daun (Zwischenrufe: Und die 
andern?) ausgedehnt werden. Ich spreche von den Krei
ren, die ich·· -pC'l"Sönlich kenne. 

Meine Damen und Herren. ich möchte also den An
trag der ~mol!<:ratischen Partei auf die übrigen Kreise 

· auSdehMh . . .. 

1. V i 2. c p r ä s i d e n t R ö h l e ; 
.. ...... '.i!Ji~frfk;:ri~i\::::::U:Jztifer.renl .. wortmelduno-en · lie en 

· · · , .. rij_cfil'''rile'.iü-''1~@t'wii;"'fö'm.i1~.n 'zu dem· Antra O der Fr!k-
, ",,, .,,, ........ ................................. ,., .,,. ,, ' ' " ' t " '" g 

. .. ,1111, • · • , !ih,.~t,~~ (Prucksache U /142) zur 
.m. ... :1.\D.k?.g seine Zustimmung 

... ,.~e, , . .;Pr':, ·.:~,fi!.l~E: ~nd heben. (Geschieht.) Danke, 
da.$ ~f"d . ·m~Uinriiigkeit. 

Das W.o.rt ... bat jetzt zur Beantwortung der Kleinen 
· · Anfrage (Dr.!.icl$:sa.che U/84) Herr Ministerialdirektor 

Dr. Ingendaay. 

M i n i s t c r i a 1 d i r e k t o r· Dr. l n g e n d a a y : 

In der Kleinen Anfrage IIi84 wird angefragt, ob mit 
. ei.r;\~,w, ,,L~~~ii\Y.~fijO~;gun,gsgesetz zu rechnen sei. Für die 
Pfalz be:steht schon dne entsprechende, durchaus be
friedigende Regelung, die seitens des -damaligen Ober
präsidiums der Pfeiz getroffen worden ist. Es is:t aber 
ein durchaus unbefriedi,gender Zustand, daß nicht für 
dLl:l ganze Land ein<:> solche RegP.lung besteht, die den 
Opfern des Faschismus, den Opfern und Hinterbliebe
nen cLnc Angemessene Rt:n te sichert. 

Nicht erst die Anregung, die das Hohe Haus mit sei
nem Entschließungsantrag vom 8. Juli 1947 gab, ver
anlaßt~ das .f,..r~eit.sministerium z.ur Vorbereitung einer 
gesetzgeberischen Maßnah~e. 

Es ~iegt ein ~t"Wl.lr! bereits seit über 2 Monaten der 
l.\'.Lilit.ärreglerung vor. Ich habe auch bereits die münd
liche Zusage; doch bevor die schl'litliche Zustimmung 
vorliegt, kann eLne entsprechende Vorlage dem Land
tag nicht zu.geleitet. werden. Sobald diese sdl.riftliche 
Zu.sti~ung eingt!gange n ist, wird das Arbeitsmlniste
rium dem Hohen Hause eine entsprechende Vorlage 
zuleit~n. ,.,, ... .. . . . · 

' ' ' /"q , , • ... ' 

·.1. Vi'~'eri~:'.)fs'.f'dant Röhle: 

· ·· ., DaJ't~t(,'"Hir· ~i:h . dieser Pünkt erledigt. Ich schla..,,o-e 
· V~higltitttl" ~ rl:1'-w'i'e,derbeginn: 13,40 Uhr. 

• 
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Wiederbeginn der Nachmmagss.it.z.ung um 13.40 Uhr. 

1. Vizepräsident RöhlC': 

Wir fahren in det Tagesordnu'ng !ort und kommen 
nunmehr zum Antrag ·der CDU., den wir ge.stern zu
rtlckgcstellt halten betr. Einsetzung eines parlamcn
ta.rLs(.:htm Untersuchungsausschusses. 

Das Wort hat der Abg. Matthes (CDU.). 

Abg. Matthes: 

Meine Damen und Herren! Namens der Fraktion 
dc.r CDU. habe ich zu erklären, daß bei Abfassung un
seres gestrigen Entscllließungsantrages wegen Einset
zung elne.s Un:te~suchungsausschw;ses keine anderen 
Gründe bestimmend waren als die, dem Landtag im 
Augenblick einer begreiflkhen Erregung das Bewußt
sein zurückzugeben, daß wlr in einem Staafe des 
Rechtes und der Ordnung leben wollen. (Zuruf; Sehr 
rlchligl) Insbesondere waren mr meine 'F'taktion 
nicht bestimmend jene Motive, die von anderer Seite 
im Anschluß an Ziffer 3 in sie hineinprojiziert wor
den .sind. Um diese unsere Me:!nung unter Beweis :zu 
.stellen, .sind wir mit der Streichung der Zifter 3 ein
verstanden, dies um so mehr, als der Herr Innen
m!ruster erklärt hat, daß er jeden Beamten heraus
werkn werde, der sich als ungeeignet erwiesen hat. 

Gleichwohl kann die Fraktion der CDU. nicht um
hln, ohne jede Beziehung aur die Kartoffelaktion eine 
Reihe vun Maßnahmen ai.is den letzten Monaten, wie 
.!d.c vo11 dem Herrn Innenminister bzw. vom Innen
mfnl.$terium verantwortet werden müssen, im Hinblick 
au! den Inhalt de.r Verfassung, deren Beachtung und 
Realisierung in·sonderheit Aufgabe des gesamten Ka
binetts sein t11uß, als .sehr bedenklich .in.zusehen. Ins
besonclci'e müssen wir den Vor<.vurf entschieden zu
til.ck.wcisen, .als ob · wir g.egen den Herrn Innenminister 
atl..:\ck.ierten, weil et" der SPD. angehöre. Unseres Er
achtens glbt uns aber eine Reihe von Maßnahmen 
des Herrn Innenmln!,ste.n; begründete Veranlassung, in 
Kürze in eine "Überprüfung derselben einzutreten. Die 
K.a.rlof!elaktion ist für uns dafür nlcht der Anlaß. Die 
Richtlinien der Politik des Kabinetts bestimmt nach 
der Ver!assung der Herr Ministerpräsident_. der vom 
Vertrauen des ganzen Hauses getragen ist. Diesen 

· Rkhllinlen hat sich jeder Minister an2upassen. (Zu
ruf; Hört, höl't!) Unsere Aufgabe ist es heute, in einer 
Zelt, in der unser Volk von einer Krise zur anderen 
schreitet, und in der dle Ernährung;snot ihren Höhe
punkt erretcht hat, in unserem Volk eine Atmosphäre 
des Vertrauens zu scharren oder dot"t, wo .sie erschüt
tert schdnt, wiederherzustellen. Wir werden nichts un
versucht lassen, dieses Ziel zu erre/chcn, µnd in die~ 
sem Sinne bittet meine Fraktion. llu·em Antrag zuzu
stimmen. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Sle habl!ll die Ausführungen des Abg, Matthcs ge
hört. Wünscht jemat1d das Wort? 

Das Wort hat der .A;bg. &hmidt, Otto (SPD.). 

A b g, S c h m i d t , 0 t t o : 

Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische 
Fraktion begrüßt die Erklärung der CDU., soweit sie 
sich au! die gestern vorgelegte Ents<!hlleßung be
zieht. Nicht elnver9tanden s!n.d wir mit der Er
klärung, daß gewissermaßen der Herr Innenminister 
aus dem Gesichtspunkt de.~ Vertrauens heraus über
prllrt wcroen müßte. Wenn man schon ein Min!ste-· 

.:.1: .. 1l ,! 1 11:l1.. :1it 11 .:: :: .• . :. · .. .. , , •!, ,, 1 , , 1 1 , , 

rlum überprü!l, muß die Ü-berpri.lfung all! alle Ml.nI
terien ausgedehnt werden. (Zurufe: Sehr richtig!) Wir 
sind der Meinung, daß auch in anderen Ministerien 
Entscheidungen vorbereitet und Anordnungen getro!
fen wurden, die nicht imm~r den Beifall meiner Par
teifreunde finden. Wenn wir trotzdem solche Vorgänge 
nicht .zum Gegenstand des Auseinandermanöverierens 
benützen. dann, weil wir der Auffassung sfnd, daß 
neben dem Prinzip des Rechtes und der Ordnung heute 
zwischen den politischen Parteien Vertrauen zuein
ander herrschen muß, um in gemeinsamen Anstren
gungen. der Schwierigkeiten Herr zu werden, die ge
geben sind. Wir haben Verständnis dafür, bei dem 
Versuch, diese Schwierigkeiten zu überwinden, die ein
:r.elnen Ministerien nicht immer zunächst ,Jas i-Tüp
!el<!hcn. suchen können. sondern dc1ß sie manchmal ge
radezu angehalten sind, um sofortige Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen, Anordnungen zu tre!!en, die in ruhigen 
Zeiten und bei ruhigen Überlegungen vielleicht wirk
samer vorbereitet werden können. überprüft m~ 
aber die Arbeit des Herrn Innenministers nach der 
Richtung, ob er einmal in der Notzeit das i-Tüpfelchen 
vergessen oder nicht geprtift hat. können wir uns mit 
solcher Überprüfung nur dann einverstanden erklären, 
wenn diese Überprüfung bei a1len Ministerien erfoJ,gt. 
Mir hat die gestrige Stellung der Regierung zu d·~n 
schweren Angriffen gegenüber dem Landwirtsclu!t,i
und Ernährungsministerium nicht gefallen und ich 
hälte gewünscht, wenn seitens der Regierung offiziell 
stärker darauf hingewiesen worden wäre, daß d'ie Not
umstände doch nicht nur auf dem Lande. sondern auch 
in ·den Städten bei unseren Normalverbrauchern ge
geben sind. 

Meine Damen und Herren[ Wit' wüt·den als Sozial
demokraten den Versuch, eine Untersuchung der Tätlg
ke\t de.s Herrn Innenministers allein vorzunehmen, als 
einen Verstoß gegen die gellenden Be.,timmungen auf
fassen, und es würden unsererseits daraus bestimmte 
Kon.se>quenzen zu ziehen sdn. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hat der Abg. D1·. Zimmer (CDU.). 

Ab g D r. ·Zimmer: 

Ich glaube, daß hier eine .selu· bedauediche Verken
nung des Inhalts der soeben vorgelesenen Erklärung 
vorliegt. Ja, meine Het"ren, ich muß erklären, daß an 
eine Untersuchung in dem Sinne, v.rie sie eben der Ab
geordnete Schmidt dargelegt hat, nicht gedach.l ist. Der 
Herr Kollege Matthes bat ausdrücklich nur erkHirt, daß 
die Fraktion sich eine Überprüfung, eine politi:!che Stel
lungnahme, gewissermaßen vorbehalten hat. (Zurufe 
des Innenministers: ausdrücklkh ge-sagt! DieErklänmg 
wäre besser unterblieben!) 

Innenminister Ste!!an: 

Meine Damen und Herren! Ich will, ohne polem:!sch 
11:u werden, zu den Au~rührungen, die gemacht wur
den, Stellung nehmen. Die Richtlinien der Politik die
ses Landes werden au! Grund der Verfassung von 
dem Herrn Ministcrpri:i~identen gegeben. Es v:ird 
niemand in diesem Hause auch nur den Versuch 
machen dürfen zu sagen, daß fch mich je zu dem 
Herrn Ministerpräsidenten in Widerspruch gese-tzt 
hätte. 

Was das andere betrifft, daß in der CDU. Bedenken 
beständen gegen ge\\'iEse Dinge, die vom Innenminister 
oder Innenministerium in der letzten Zelt oder in den 
letzten Monaten vorgenommen woroen seien, so habe 
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jch auch in diesem Falle ein absolut reines Gewissen. 
Ich habe gar- keine Bedenken, all die Dinge, die in 
meinem Namen oder durch mich veranlaßt und durch
geführt worden sind, von ei,ier einwandfrei arbeiten
den Kommission untersuchen zu lassen. kh habe kei
nerlei Entscheidung aus dem Wege zu gehen. Aber ich 
habe erklärt, ich will nicht polemisch werden und ,d~s
wegcn bitte ich das Haus, Kenntnis zu nehmen von 
der Erklärung des Herrn Kollegen Matfües, und <1E!1n 
Antrag der CDU:· zuzustimmen. 

Ab g. Schmidt. 0 t t o (SPD.): 

kh bitte den Kollegen Zimmer, einmal zu ü:ber
legen. was es bedeutet hätt-e, wenn in dieser Situation 
t::in Abgeordneter meiner Fraktion aufgestanden wäre 
und erklärt hätte. die ·sozfa1demokraUsche Fraktion be
hält sich die Überprüfung der Tätigkeit des Herrn 
J ustiiministers, des Herrn Wohlfahrtsministers oder 
des Herrn L::indwirt.schaftsminist-ers odet" sogar· des 
Herrn Ministerpräsidenten vor. Ich möchte einmal fest
gestellt haben, welche Wirkung das auf Ihrer Seite 
ausgelöst hätte. Die heutige Erklärung von Ihnen löste 
auch die gleiche Er~gung in den Reihen der sozlal
dC'rnokratischen Fraktion aus. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Wortmeldungen liegen nkht mehr vor. ich schHeße 
die B!;!Sprechungen. 

Der Antrag d'i'r CDU. ist also geändert worden. Der 
Absa,z 3 fällt weg. 

,ver in dieser Form dem Antrag die Zustimmung 
geben will. bitte ich, eine Hand hochzuheben. !eh 
danke. Ich bitte um <lie Geg-enprobe. Das ist die über:.. 
große Mehrheit. 

Meine Damen und Hen-enl Mir ist mit diesem An
trag gleich eine Liste für den Untersuchungsau&~chuß 
von allen Parteien vorgeschlagen woroen. Es soll ein 
neuer Ausschuß eingesetzt werden, wie üblich 4 CDU., 
3 SPD., 1 DP. und 1 KP. Für die CDU. ,sind es die 
Abgeordneten Wetzel, Demmerle, Schlick und Her<mans. 
für die SPD. Hertel, Bögler und Dedenbach. für die 
DP. Wohlleben und für <li.e KPD. Baumgärtner. 

Wer dafür ist, daß diese 9 Kollegen den Unter
suchungsausschuß bilden, bitte ich, ei:ne Hand hoch
zuheben. (Geschieht.) Danke. Bitte um die Gegenprobe. 
Einstimmig beschlossen. , . 

Abg. Hertel (SPD.): 

An meine Stelle tritt der Abgeordnete Lenz. Nieder
lahnstein. 

1. Vize prä s i den t R ö h ! e; 

Ich bitte, darauf bedacht .zu sein, daß ,dieser Aus
schuß fest bleibt. (Zuruf: Entspricht nicht parlamen
tarischer Gepflogenheit - Ausw~hseln!) Wenn Sie das 
wünschen, kann das geschehen. Soll der Ausschuß das 
Recht haben, sich ,auszuwechseln? Wiro nicht bestrit
ten. An Stelle des Abgeordneten Hertel ist Lenz 'liOr
ge.;chlagen. Einverständnis? - Ja. 

Auch der Punkt der Tagesordnung wäre erledigt. 

Wir kommen nun zum Punkt 16 der Tageso:ronung, 
Antrag der Fraktion <ler DP. ,betr. Ablieferungspflicht 
für Kleinpflan.zerta•bak bis 50 Pflanzen ,.vird freige
stellt. (Drucksache II/143.) Das Wort hat der Abgeord
nete Dr. Neubronner (DP.) 

A bg. Dr. Neu br<0n.n er: 
1 ., ,1i;:m::;::1:1rn1rnrnmliiililililllliliililllilm:1.m1m1i',; i:i:i;; ,,;· ... · , 
" ""':"'l:::::if4.~~!r,;~1,1~~/;7:,.,W,lfl , ;H;~r.r~p.! ~ wru· ein gutes · altes 

.Recht, ,(!;iµl j,~er bis zu 200 Pflanzen anbauen konnte, 
.:. cilin.e als· gi:iwerhlicher Tabak.anpflanz.er zu gelten, und 

·, .:~ .... ~ .... ~y;:.:ZlLl:'Jl~gn ... $t~l/.~.!rei waren, und, 26 bis 
....... . ~~Q .. ;I;',O.;i.i;i,z~ .n.~ J::lestimmten Sätzen versteuert wer

den Jtlu;l'He:a,,. ~i:p. vori,gep. Jahr ist eine Änderung ein
.. ,,,giet~~t~ ... ~~ ... :~. B,L~ti.w.g, daß 1. jede Pflanze v.er-

... .sie.uer.t .. ~e.rden ... m.uß1. ,und 2., daß die gesamte Tabak
ernte, auch die .der Kleinpflanzer, abgeliefert werden 
ml!,ß. Die unmltte1bare Wixlmng dieser Ablieferun,gs
pflicht ist zunächst einmal die, daß der Kleinpflanzer 
das als emen 1.merträg!ichen Ein.griff in seine .persön
J,ich.e .Sphäre betrachtet und darüber verbittert ist Auf 
d~ aO.O,l;lrAA,. ~itfi! wir<! <He Zollbehörde mit ·einer 
außerordentlichen Summe von KleinarbeH belastet. Wir 

, " wlssen ja alle, so\Ul.dsoviele Pflanzen gehen während 
der W,acustums.zeli ein, andere werden gestohlen, und 
wegen jeder .angemeldeten Pflanize muß man sich mit 
der Zollbehörde herumreißen, daß die Pflanze nicht 
mehr existiert. Das sind Dinge. die meines Erachtens 
auf der einen Seite unnötige Verärgerung, .auf der 
an~n Seite viel Leerlaufarbeit zur Folge haben. 

.• ·1·"""Wir1 ·'b~ilnträ:g'en""cfä.1:'ier;····;:rnä'"zwar in formaler Ab
änderung unseres Antrages, wie er in der Drucksache 
steht: ,,DJ~ ,, t,,alil,~~sre.gierung wird gebeten, mit der 
Militärregierimg zu verhandeln , daß di~ Abli-eferungs
pfUcht von Taba/k für Klt'!inpf1anzer bis zur Höhe von 

.. 50 Pfl.aru:en entfällt und der Umtausch in Tabakfertig
fabrikate insoweit frei,gestellt wird." 

, ,, :111111111111,lll!!Jllll•llllllllll1IIIIIIIIIUJIIIIIIUIIIUIIIIJlllllllll,111111,1u,.,uJ111., 11>1, ,, • • 
L vf.zepräs1<1ent Rühle: 

Wi:rd. . d<1~ · ,vort noctl weiter gewünscht? 

. ·_p;,:·~!!l'·"~:1i:ii-:n1~:~ill~~Pn.) = .. 

:M;eine Damen .und Herren! Ich habe im Auftrag 
meiner Fr/Jktion einen Ab.änderW1gsantrag zu stellen: 
,,Der von. Kleinanbauern angebaute Tabak ist nicht ab
gabepflkhti,g. Kleinpflanzer ist, wer Tabak nicht aus 
Gründen des Erwerbs-, ,sondern nur zur Ergänzung be1 
der De~ung seines eigenen Rauchwar~mbedarfs an-
'l;jati.f'."'""" ... ....... :: ..... .... ::""": ...... , ·· · · 

,.,:~te„,.Lcll. .... kurz ausfüh:ren: Das~ 
,,,i;;c;t,.ql) ~nsgefül;l,rt hat. 

. t er . Erfassung dieser kleinen Tabakmengen 
cme außerordentliche Kleinarbeit verbunden fat, die 
gar nicht frn· Verhältnis zu dem erzielten Nutzeffekt 
steht, rs't 'H'cntig. · Außerdem habe ich aus eigener Er
fahrung - idh habe mich etwas darum gekümmert -
festgestellt, daß von seiten der Sammelstellen ei.n ge
wisser Mrnbrauch getrieben wurde, dahingehend, daß 
man bei Bekannten deren Tabak zurückgewiesen hat 
an:gebTidl. '"aTo ruchl den Vorschriften entsprechend'. 
-w:äl;l;end ~ b.el. anderen einen bedeutend geringeren 

: mTä'l::l~·'··:z:ur·'·''Äbii'~edung herangezogen nat. Es wird 
sich. ß$QP. .... ~1J.~ . 4.~r Ernährungslage heraus ohne wei
teres erge~!l.. daß ein sehr großer Gebrauch von der 
Anpflanzung nicht gemacht wird. Auße.rdem :ist die 
Beschaffung der Tabakpflanzen sowieso s-chon zlemlich 
schwierig, so daß man nicht zu befürchten braucht, 

: daß hier .et-wo;t i~ pn.gewisse hinein Tabak angepflanzt 
l·, ..... wrri!~"·aei,il"'(l'/:?r"'~virirfäcnäfümg dann entzogen würde. 

(Beifall.\ 

1. Vlzepräs'i<'lent Röhle: 

Wird ®$''Wort weiter gewünscht? Das ist nacht der 
FaU. 

E.s Hegen zv,rci Anträge vor. Der weitestgehende ist 
der1 -let.ztere. 

• 
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F i n a n z m i n 1 s t er D r. H o f r m an n : 

kh dar! zu dem zweiten Antrag der SPD.-Fraktion 
sagen, die Bcv:irtscha!lung des Tabaks, vor allem auch 
die Tabakanpfümzungsbe.stimmungen, liegen außerhalb 
der Macht del' deutschen Regierung und sind der fran
zösischen Geselz,gebung vorbehalten. 

1. Vizepräsident RöhJe: 

Meine Damen und Herren! Nach der Erklärung des 
Herrn Finanzministtirs scheint es notwendig und rich
tig zu sein, beide Ant.räge der Regierung als Material 
2lU Uberwclscn. · 

A b g. S c h m i d t (SPD.); 

In dem Antrag der sozialdemokratischen Fraktfon 
wird der 2. Satz zw·ückgezogen. Es bleibt lediglich der . 
1. Satz, daß nur die Tabakanbaufläche der Tabakklein
pflanzer nicht versteuert werden soll. 

Abg. D!='. Neubronner (DP.): 

Der Unterschied beider Anlräge liegt nur in der zah
lenmäßigen Bi:!grenzung. Kleinpflanzer ist ohne weite
res au! Grund der geselzl:ichen Bestimmungen der
jen:Lgc, der bis z.u 100 Pllanzen !iir den eigenen Bedarf, 
also nicht zum Verkauf oder gewerblicher Verwertung · / 
a.nbaul. Wenn S1e wünschen, streichen wir die 50, dann j 
sind Sie mit meinem Antrag gleich. , 

1 

1. V l z e prä s l de~ t R ö h l e : 

Sie haben den Änderungsantrag gehört, ich las5e 
über den Anlra.g der DP. abstimmt'.!n, der geändert ist. 

Wer da!ili· ist, bitte ich, die Hand zu e1·hebcn. (Ge
schieht.) Danke, einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 17 der Tagesordnung: Antrag 
der 1''raktlon der DP. betr. Winzerhil-fsfonds und Wein
abgabe. (Dru&sache II/144.) 

Der Aqlrug Ist doclJ. erledigt? 

Abg. Ste.ger (!DI".): 

Die Sache ist erled.i,gt, der Antrag wird zurück
gezogen bls auf Punkt 4. Dber diesen Punkt kann ich 
mich mit dem Ikrrn Finan:z.m.inister ins Benehmen 
setzen. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Sie z.lehcn den Antrag zurück? 

Abg. Steger ~DP.): 

Ja. 

1. Vize prä s i den t R ö h 1 e: 

Dan.n kommen wir zu der Großen Anfrage der CDU. 
betr. K.ratipostlinicn im Oberpostdi n>'ktionsbezirk Trier. 
(Drucksache rr/153.) 

Das Wort h.at der Abgeordnete Wolters (CDU.). 

A b g. W o 1 t er s : 

1Me1ne Dr..mcn und Herrent Die Postgewerkschaft in 
T1·ler hat uns berichtet, daU ·die Militärregierung der 
Oberpostdirektion 'mit.geteilt hat, daß alle Kraftpost
l:inien im Bereich der Oberpostdirektion Trier an Pri
vatunternehmer abzutreten sind. Diese Anordnung 
läurt den öCfonllidien Interessen zuwider, und wir hal-

~r" ,, '_,· __ '. :,,, ... u .... ... ·--- · ·--·--·· ·---------··- --·-· ·· ··--···-- --··· 
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ten es deshalb für erforderlich, daß sidt auch das Hohe 
Haus mit dieser für 0 die bctrdfend.e Bevölkcnmg so 
wichtigen F.rage befaßt. Der Po.,;tverwattung ist st:it 
meh.r als zwei Jahrzehnten die Pcrsoncnbdüt'dcrung 
<4u! allen Landstraßen. übertragen worden, die nicht 
durch die Eisenbahn erschlossen sind. Die gesamte Be
förderung von Personen wurd~ damit in die öffentliche 
Hand gelegt. Die I'o~l hat dazu gleichzeitig zu dem 
Personenvcrkrmr auch ihre Postbeförderung verbunden. 
Der Verkehr auf den Landstraßen war damit aus der 
Willkür und Profil.gier kleinerer und größercr Privat
kapitalisten entzogen und halte lediglit'h dem Interesse 
der Bevölkerung z.u dienen. Unrentable Linien wurd,m 
befahren, wenn dies die Betange der Bevölkerung not
wendig machten. Niedrige Tarife, Arbeiter- und Schü
ierkarten ermöglichten es so der gesamten Bevölke-. 
rung. die Pcrsonenpostbi:Cikdcrung zu benutzen. Da
durch, daß auch von den Kraftpostlinien Briefpost und 
Postgüter mitbefördert wurden, waren die Kra!tpost
tinien ein rentable.s Unternehmen und kein Zuschuß
betrieb. Nach 1.U:1Se.rer F~tstellung beruft sich die Mili
tärregierung bd ihrer Anordnung angeblid1 aur eine 
Entschließung des Kontrollrates. der bcfj.i.rchtet, daß 
die Zusammenstellung von Fahrzeugen ein Machtmittel 
darstelle, das den Frieden gefährden könne. (Gclächlet·.) 
Zunächst darf ich fest.stellen, daß eine Anordnung, wie 
sie die französische Militärregierung erlassen hat, bi:,i
her noch in keiner anderen Zone cr:as.scn wurde. Man 
will also eine bewährt!;! Einrichtung aus der ö!!enl
llchen Hand herausheben und in die private Hand 
übergeben. Es ist die Anordnung ergangen, die 
Fahrzeuge an die Unternehmer zu verkaufen und sogar 
da::i Personal an die Privatunternehmer abzugeben. 
(Hört, hört!) Die andcl·en Zonen haben wohl eingesehen, 
daß die Personenbeförderung nur im Interess,e der Be
völkerung durchgeführt wird und kclnci,wegs eine poli
üsche Gefahr bedeutet oder die Interessen der Alliier
ten bedroht. Für uns ist es interessant, und für mlcl1 
als Gewerkschaftler ganz. besonders !est:lU:Jtdlen, daß 
insbesondere die Rc!..ra ein HmJpltnteresse an der '(}bt?r
nahme dieser Kra!tpostlinien hat. (Hört, hört!) Meine 
Damen und Herren, ich habe mir sagen lassen, daß e,s 

sich bei der Ret..ra nach der Firmenbezeichnung um ein 
Regierungstransportunternehmen handelt. Sollte jedoch 
die Ffrmenbe„eiehnung Regie1·ung.su·ansp()rt unter
nehmen nicht richtig sein, so wäre ich um eine ent
sprechende Mitteilung und Auskunft dankbar. (Hört, 
hö.rt!) Meine Damen und Herren! Wir müssen weiter
hin noch feststellen, daß die Fahrzeuge heute doch alle 
e.rfaßt sind durch die Straßenverkehrsämter, die letzten 
Endes über alle Kraftfahrzeuge so!ori disPonieren kön
nen, und daß zu Deginn des Krieges ja doch die Pferde 
auch nicht in einer Hand waren und trotz.dem schnell
stens eingezogen werden konnten. Aber wir haben noch 
den Wunsch und die Bitte an die Regierung, insbeson
dere für dc'n Trierer Bezirk, mehr als bisher die K.raft
postlinlen dem Verkehr zu erschließen. ·wichtige Eis1.m
bahnlinien, u. a. die Strecken Gerolstein-P1·ütn, Trier
Bitburg, T.rier-Hermeskeil und die Hochwaldbahn 
konnten infolge der Zerstörungen ihren Betrieb noch 
nicht wieder au!neh.mcn. Darüber hinaus war das Ver
kehrsnetz schon immer sehr dürftig in den dortigen 
Bezirken. Trotz alledem sind im Trierer Bezirk nur 
15 bis 20 v. H. der K.ra!lpustlinien in Betrieb, die in 
normalen Zeiten ·von der Postverwaltung betrieben 
worden sind. Nach einer Mitteilung der Postgewf;)rk
scha!t ist seitens der Militärregierung in vielen Fäl
len die Genehmigung für den weiteren Au!bau der 
Linien untersagt. Unter anderm sclu·dbt mir die Post
gewerksch:i!t, daß auf der Li.nie Trier-Idar-Oberstein 
durch die neue Festlegung der Saargebietsgrcnzen der 
einzige Reiseweg zwischen Mosel und Nahe über die 

i• : 1 .. . , ' 
: 1 .... ••• 
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Eisenbahnstrecke Trier-Türkis.mühle untel:'brochen wor
<len ist. Außerdem ist die Bahnstrecke Trier-Heirmes
kei! zerstört. Das ganze Nahe- und Hochw.a!dgebiet 
hat jetzt keine unmitteföare Reisegelegenheit mehr mit 
dem Venvaltungszentrum Trier. Nur au.f dem gr-oßen 
Umweg über Bingerbrück-Koblenz kann man dorthin 
gelangen. Dagegen verkehrt täglich ein Postwagen 
zwischen Trier und Idar-Oberstein, der aber keine Per
sonen befördert, lediglich aus dem Grunde, weil es ihm 
verboten ist. Personen zu befördern. obwohl genügend 
P latz. vorhanden ist, um Personen mitzunehmen. (Hört, 
hört!) Wir bltten die Regier.ung, mit der Militärregie
rung zu verhandeln, daß sie in großzügiger We'ise die 
Postverwaltung in <ler Wiedererrichtung von Unien 
unterstützt. Wir bitten die Regierung ferner, tms nach 

· lVfögHchkeit im Trierer Bezirk Kraftfahrzeuge zuzuwei
sen, insbesondere abe, bitten wir um bevorzugte Un
terstützung in der Belieferung mit Reifen, damit der 
notleidenden Bevölker,ung des Trierer Bezirks wenig
stens verkehrsmäßig geholfen werden kann. Ganz be
sonders bitten w ir aber die Landesregierung, daß uns 
dle bewährten· Postlinien in unserem Bezirk weiterhin 

sein, mit der lVliJitärregierung darüber zu verhandeln. 
(Zuruf: Wie ist es mit der „Retra".) 

Diese Linien. die im Auftrag der Post fahren, wer
den ~ifü'te'J:1~1ls· ·aer „Retra" gehören. (ZuruI: Was ist 
.,Retfä"?) 'Der Name ·ist „Regierungs-Transport-Gesell
schaft. (Zurufe: .. Hat diese Gesellschaft mit de, Re
giE>rung etwas z,1 tun1") 

1. Vizepräsident Röh l e: 
''' ""'' "' '' """"'" "'""' '" ' ' '"" '"' "' " ' 

Herr Minister, <las Haus wünscht von Ihnen zu hören, 
o/1/S ... ~H~ n~~~r.11-'..' I.!lt, K;önnen S ie Auskunft geben? 

Sta:at.sm·inister Neumayer: 

Im einzelnen bin kh nicht unterrichtet. Ich kann 
Ihnen nicht sagen, we<r die Aktionäre sin-d. Die Regie
rung hat damit, nichts zu tun. · 

1. Vizepräsid.ent Röhle : 

Das Wort 'Zur Geschäftsordnung •hat der Abg. Ca
h.1jek (SPD.). 

erhalten bleiben. . .. · ·· ,,.,., .. ,., .. •:" ' ' ' ' 11 '1]1•1:1: l' I L,lllllllll "":' ll " ' , " , 1', 

Staatsminister N.eurnayer: 

Meine Damen und Herren! Die Landesregierung ist 
sich der großen Aufgabe bewußt, d ie die Post, tnsbe
sondere in -unserem Grenzgebiet Trier, wo ein Teil der 
Eisenbahnlinien nocll. nicht wiederhergestellt we:rdE>n 
konnte, zu erfüllen hat. Die Landesregierung 151:· ,Slfch 
auch der Tat.sache bewußt, daß geTade die Post e.s ~
wesen ist, die in der Lage war, auch unrentable Linien 
im Interesse der Allgemeinheit durchzuführen, eine 
Aufgabe, die von privaten Firmen wohl nicht in dieser 
Weise.? hätte gelöst v.rerden können. Deswegen sehen 
wir <'..'S als eine unserer Aufgaben an, d~e Verhand
lungim mit der Militärregierung in <lieser Hin.sieht wci
ter fortzusetzen m it dem Ziel , daß oie Postlinien weiter 
ausgedehnt werden und daß d er Post die Linden, die 
ihr bis jetzt offengestanden haben, offeng„halten wer
den. 

Die augenblickUche Situation ist folgende·: Die Linien, 
die mit eigenen Fahrzeugen von der Post betrieben 
werden, werden auch weiterhin von der- P.ost bedient. 
Dagegen ist es der Post nicht ge:,-tattet, neue Lln:ien 
einzurichten. Linien, die bisher v on der Post ood~ent , 
aber mit Privatfahrzeugen befahren wur<len, so,llen un
ter der Bedingung weiter aufrecht er halten werden, 
daß die Beförderung in Zukunft durch private Unter
nehmen weitergeführt wbxl.. Das gilt für solche Linien, 
in denen private Omnibusse bisher für die Po.st ge
fahren s'ind. Diese Omnföu.sse sollen den Unterneh
mern zurückgegeben werden. 

Meine Damen un<i Herren! Im Hin.blick auf das. was 
ich bereits zu Beginn meiner Ausführungen gesagt habe, 
werden wir also unsere V-er:handlungen mit der Militär
regierung in der Weise fortsetzen, daß wir anstreben, 
daß die Pos! weit erhin auch die bisher mit Privat
omnibussen betriebenen Linien weiter betreiben darf 
und mit dem weiteren Ziel, daß es ihr e.rm.öglicht wird, 
wcltere Linien im Interesse des not leidenden Verkehrs
bezirks einzurichten. 

Um noch auf die Bemer kung cles Vorredn€Ts, Herrn 
Wolters, zurück-zukommen: wegen der Eisenbahn weiße 
ich darauf hin, daß man sich bemühen wi.rid, dafür ein
zutreten·. daß diese Linien möglichst schnell wieder er
tichtet werden. Bei einer Ta,gesfahrt, eile. vor kurzem · 
unternommen worden ist, ist auf die Bedeutung dieser 
Linien hingewiesen worden. Es liegt bereits ein Kosten.,. 
an.:;chlag vor. und es wird Aufgabe des Verk:ehr&ates 

A b g. C a J u j e k : 

Nach dem § 43 der Geschäft.,;ordnun" kann eine Atts
.sp • .adte iibe,r eine Große Anfrage nach der Beantwor
t~ ~ die Regierung oder 'durch den ztwtändigen 
·M1nister; erlnlgen .. Die Aussprache kann aber auch in 
einen AttsSchJuß verlegt werden, won~.ch -der Ausschuß 
sicll. . .m.i.t d@l .. F.i:age .bescltii.ftigt. Nachdem in dem Aus-

. sdriil( ä.i.e::.~l:lll~~n Argumente erläutert und sach
liche Antrlligo gestern worden sind , erfolgt die neue Be
.hatldlu.ng in der nächsten Sitzung des Plenums. Wir 
·Streifen mit de<r an.geschnit.tenen Großen Anfrage -der 
CDU. und mit der Erkläl1.lng des Herrn Wirtschafts
minister~ eine im dieutschen Wirtschafts-leben und ins
besondere im Transportgewerbe äußerst wichtige, abe,:r 

,,..~ucil ä'l.lßerst in.tercissante Frage. Ich stelle deshal,b auf 
Grun<:'!"des·''~ 43 ö.e.r Geschäftsordnung die beiden An-

...... , tr.äge, .. lJ daß . .in edne Aussprache über diese Große An
frage eingetret.eu wird, und 'l>\reil ich diese A,ussprache 
}:lffi.:hii.M~~'.::i..M~ tm. P.J~num für unzweckmäßig halte, 
den zweiten Antr.i.g, d.iese Große Anfrage dem Wirt
~chaf4l- un.4„ V~rkel;lJ·.sausschuß zu übezweisen, womit 
die Gel<:igenl;le.i.t gegeben ist, diese Große Anfrage in 
~lJ;1,~. ~/;'oi<;Jie ~n. det" nächs ten Parlam=tssitzung 

.... mit . d-eu ev.tl. edo!gten sc1chtich~n Anträgen zu behan
deln. 

.... , ~.: ... .Y.,,~.rn-.. 1:U?. . .t.iL~J.:rJ. .. f. p, .t „ fl. ö .h 1 e : 

' ............... Si'e'"'füfüe'ff 'd.frn Antr des Herr K He Calu · ek 
, ", U1 ,IIUl1t'~IWl11lllllllll!J.!,lllllllll111111111111Jilll1111\\l:h~IPi"~ 1 ,r 1' " n Q gen J 

geaon. uer antrag kann besprochen werden, wenn 

1 
" ltl'" AJ}gi:•oranefe . ihn unterstütz~n Wenn wir Über

weisung an den Wirtschafts- und VerkehrsatL~schuß 
voroeh:mct1, i~t äas nicht notwendig. 

Wer für 'O!J.c,rweisung an den Wh1.schaHs- und Ver-
ken:rs.~µ;~~\i~.J51i, bitte ich. eine Hand hochzuheben. 

"''Däii°K~~"'ää's"'fäf"<:He 'einsti.mmLge Annahme. 

· · WÜ""li:clifüfüe'tf zÜiif"Pünkl 19 der Tagesordnung: An
trag der Fr'uiktion der- SPb. ~tr. Bereitstellung von 
I;I~i~~~.81.~ ... ~~~ .. ~~~ . .zi.v_ilen Bedarf . (Drucksache II/154.) 

Das Wort hHt der Abg. He<.!p (SPD.}. 

,Meme Damen und He,nm ! . ·w ir haben diesen Antrag 
schon in der Ihnen vorliegenden Dr ucksache e ingehend 
.1:)agrilndet, so daß ich mich auf eine kleine Zusatz
be.grü,ndung beschränken kann. Der Mangel an Nutz
holz war in den letzten Monat en so groß, daß ott 

• 
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Schwierigkeiten in der Beschaffung der Särge entstan
den sind. Aber der Mangel .ist jetzt trotz der Zusage 
des Herrn Wirtschaftsrninister.s, daß in letzter Zeit über 
die Handwcrk~kammern Zuteilungen erfolgen, noch 
nicht behoben. Wir finden, daß in allen Städten, in 
allen Dör!t:!rn, drln,gcndcr Reparaturbedarf an Möbeln, 
Häusern, Scheunen usw. nicht erlroigt werden kann, 
so daß dle Handwerker dauernd und immer wieder zur · 
Antwort geben müssen: ich h,abc ·kein Holz. · Meine 
Damc.n u~ Herren! Wir sind bemüht, unsere zerstör
ten Städte und Dörfer aufzubauen. Zu gleicher Zeit 
tritt a.bcr 1n allen Dingen ein Zerfall ein, so daß der 
Wiederaufbau ::;ehr geschädigt wwd. Denn was nützt 
es, daß wir neue Häuser bauen, wenn wir zur gleichen 
Zeil nicht in der Lage sind, reparatw-bedüftige Där.!her, 
reparaturbooürftge Scheunen wieder :nstand zu setzen. 
Es gibt überall in den Dörfern heute noch Häuser, die 
nur in geringfügiger Welse beschädigt sind, wo die 
Schäden abe1· weiter um steh grellen, wl!cil es nicht ge
lingt, die nötigen Hol.z.rncngen zur Verfügung zu .stel
len, um diese Dinge zu reparieren. Dann kommt noch 
hinzu: Wir stehen kurz vor ·ctcr Unterbringung von 
Flüchilingen. Die Unterbringung von Flüchtlingen wird 
unsere Bevölkerung zwingen, zusammcnz.urücken. Es 
wäre in großem Maße möglich, daß zur Unterbringung 
von Flüchtlingen Häuser und Wohnwigen gewonnen 
werden könnten, wenn Reparaturholz zur Verfügung 
stehen würde. · 

In der ländlichen ßevölkcrung, die jetzt gerade im 
Winter -damit beschäftigt wiz'd, Nutzholz in vielfacher 
Form in den Wäklc:rn einzuschlagen, ist man über diese 
auferlegte Pflicht sehr ungehalten, deswegen, weil man 
sagt, wlr mil.ssen unsere ganze Winterzeit im' Walde 
zubringen mit schlechten Kleidern und schlechten 
Schuhen, aber wenn wir für unseren eigenen Bedarf 
irgendein Nut.iliolz haben wollen, wiro es uns nicht 
zugctei.lt. Was liegt für manchen Landwirt näner, als 
daß er !n den Wal_d .gehl, sid1 den entsprechenden 
Stamm abhaut und heimholt. Sie wissen alle, daß ge
rade die LandwlrtschaC/,, ln erheblichem Maße Nutz
holz.bedarf hat. Was liegt näher, als daß mancher'Land
w!rt In den nahen Wald geht. Und dann läu!L er Ge
fahr, ertappt und bestraft zu werden. Er hat nichts 
anderes getan als das, was er tun mußte, um seinen 
,eigenen Bclritib aulrechlz.ueishallen. Wenn er ordnungs
gemäße Wege geht, i!St ~s ihm nicht möglich. das zu 
bekommen, was er braucht. Es ist an der Zeit, daß in 
diesen Dln&en hier bald eine Änderung eintritt. Die 
Hol.z.bewirlscti.a!tung ist eine Angelegenheit, die der 
Militärregierung vorbehalten 1st. De~halp ist es not
wendig, daß die Landesregierung bzw. der Wirtschafts
minister recht bald mlt der l\1llitärreglerung iI} Ver
handlungen eintritt, damit Nutzholz in erheblich grö
ßerem Maße als bisher fw: den zivilen Bedar! zuge
teilt wird. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Das Wort hal der Abgeordnete Hartmann (CDU.). 

A b g. H a r t m a n n : 

Meine Damen und Herren! Namens der CDU. habe 
ü.:h die Erklärung abzugeben, daß wir den Antrag der 
SPD. vollinhaltlich unterstützen und ihm zustimmen 
werden. Es ist richtig, daß gerade hier im Lande 
Rheinland-Pfalz der Landwirt und vor allem das bo
·d:ensländlge Handwerk nicht mehr über das notwen
dige Nutzholz verfügen, was sie dringend benötigen: 
1. um <die dringendsten Reparaturarbeiten an lundwirt

scha!tlichen Geräten, 

,,,,,,, , .. .. ' ,11 

2. an Wohnungen und 

3. zur Anfertigung von Särgen benötigen. 

Es muß einmal gesagt werden, daß kein Mensch 
versteht, wo wir mitten im Wal<! wohnen und dennoch 
n;cht über das erforderliche Holz verfügen, das zur 
unbedingt<:n Aufrechterhaltung der ~etrieb.:: au{ dem 
Land und in der Stadt erforderlich ist. 

Wir müssen deshalb bitten, daß die Landrsrcgicrung 
mi1 der Militärregierung verhandelt, daß für das Hand
werk und die Landwirte mcl1r Holz als bi.sher. und 
zwar in ausre:chender Menge zur Verfügung gestellt 
wird, damit aUe erforderlichen R.cparaturarb.::i'.en 
durchgeführt werden können. Selbst die Auftrage, die 
dem Handwet·k für die Militärregierung und für Woh
nungen des Personals der Militärregierung erteilt wer
den, können von diesem nicht mehr ausgeführt wPr
den, weil das erforderliche Hol7. nicht meh:- vorhanden 
ist. Es war doch früher o:1uf den kleinsten Lägern der 
Schreiner in den Städten und Dörfern Nut2:holz in sol
cher Menge vorhanden. daß alle Aufträge promp•, cr
fLiUt werden konnten. Das grüne Holz, wie es heute 
geschlagen wird und sofort zum Sägewerk kommt, ist 
mcht dazu geeignet, um gute Reparaturen damit aus
führen zu können. Das weiß jeder Mann, und braucht 

• man darüber weiter nicht zu reden. 

kh bedauere wirklich, daß es hier in dlescr Ange
iegcnheit im Lan-de Rheinland-Pfalz mit einem großen 
Waldgebiet zu einem derart igen Antrag kommen muß. 

1. Vizepräsident Röh1e: 

Wird weiter das Wort gewünsch_t? 

Staatsminister Neumayer: 

Meine Damen und Herren! kh will nur ganz kurz 
folgende Erklärung abgeben. Die Regiel'lln~ ist. sich 
darüber klar, daß der Bedarf an Möbeln, der durch 
die Ausbombung oder durch die Flüchtlinge ein großer 
geworden ist. nicht ausrc:ichcnd gedeckt werden kann. 
Wir sind uns auch darüber nicht im Zweifel. daß der 

· Bedarf des Handwerkers leider nicht in dem Mnße bc
!riedigt werden kann, wie es wünschenswert 1 md unbc
dmgt nötig wäre. 

Die Möbel-Industrie als solche erhält besLmmte Z!.1-
weisungen, und das kann hier gesagt werden, Ist ihrer 
Kapazität entsprechend voll ausgenutzt. Die Möbel
Industrie ist noch mit Holz versehen bis Juni/Juli 1948. 
Die von der Möbelindustrie hergestellten Mi\bt'J !'.ind 
von der Militärregierung blockiert, dagegen w:rd von 
dem zur VerfUgung gestellten Holz eine M~ngc von 
etwa 15 v. H. freigegeben. Die daraus gefe rtigten Möbd 
sind also für den zivilen Sektor bereitgestellt. Wenn 
es Sie interessied, will ich Thnen einige Zahlen ver
lesen, was im letzten Halbjahr an Möbeln für den zivi
len Sektor bcrcitgestc1Jt wurde: 

300 Sehlafzimmcr, 250 Küchen, 400 Schränke, 800 Bet
ten, 100 Kindcrb~tlen, :lO T ische, 2IOO Stühle. 250 
Schreibtische, 250 Sdueibmasdiinenti::iclie, 200 Büro
sdiränke für das Land Rheinland-Pfalz. 

Meine Damen und Herren! Daß diese Möbel nicht 
ausreichen, bedarf keiner weiteren Worte. Unsere Be
mühungen in den Verhandlungen mit der Militärregie
rung müssen deswegen darauf gerlchlet sein. eine 
größere Deblocage an Holz. oder Möbeln zu erreichen. 
Was dte übrige holzverarl>eitende Industr-ie betrifft, ist 
deren Bedarf im wesentlichen als gedeckt zu bezeich
nen . 
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Der Holzbedarf für das laufende Halbjahr an Nadel
holz betrug ungefähr 9000 cbm, an Laubholz ungefähr 
10 000 cbm. Die Zuteilung betrug an Nadelholz 13 500 
cbm und an Laubholz 2000 cbm. Man kann sagen, daß 
damit der Mindestbeda'rf auch im allgemeinen gede&:t 
ist. Der Bedarf für das Handwerk dagegen ist in kei
ner Weise als gedeckt anzusehen, und unsere Bemü
hungen richten sich auch darauf, !ür das Han<iwerk 
größere Mengen bereitsteHen zu können. Es leidet hier
unter besonders die Reparatur der landwirtschaftlich{lfl 
Maschinen und Geräte. Abschließend möchte ich sagen, 
ttnsere Bemühungen werden sich darauf richlen, 1. 
eine größere Deblocage von dem laufenden Möbelpro
gramm zu bekommen und 2. eine erweiterte Sclulltt
Holzzuteilung für das Handwerk zu erreichen. 

l. Vizepräsident Röhle: 

Wird das Wort weiter ~wünscht? Das ist nicht der 
Fall. Ich .schließ,e die Besprechung. 

\ver dem Antrag II/154 der SPD. zustimmen will, 
l,itte ich. die Hand zu erheben. 

·daß auf dem Wege öi:as Viehs zwisch~;1 Stall und 
Schlecllthof eine viel zu große Kette vorJ. Händlern 
steht und eine viel zu große Kette von Unkosten ent
steht. Ich ,sel'bsit habe vor kurzem aus meinem Be
tri E.b ein Stück Vieh abgeg-?ben . .Bei. oer Bered1m,ng
habe ich gefunden, daß 3J v. H. de3 Preises mir in 

'"" Por'ft, "Vön." ·trnkosten abge7ogen wui·den. Wo sol~ bei 
(!,er~tigen Verhältn.iss<:n der Bauer ':'loch Lu,·t haben, 
Kälber anzubinden und Kühe aufzuziehen, wie soll 
e:r überhaupt auf seine K0~ten kommen. Das ist ein. 
Ding .der Unmqglichkeit. Ich schlage Ihnen für meinen 
Tell für die Viehablieferung und Bezah1ung eine Rege-

. Jung vor, ·die früher Gang und ~be 'Y'ar, und zwar 

l . ..i: soll bei j.e<icm Sclilachthof eine deutsche Viehagentur, 
, an die das Vieh ausgeliefert wird, die es klassifiziert, 

wiegt und bezahlt, und zwar sofort., eingerichtet wer
·1 ... , ...... d~ ... :P.i,e ... ~~il,;,,hlµng ... muß ~rfpJgen aus Mitt~ln, <lie die 

Landeskasse zur Verfügung stellt, und dann muß, 
, " wem:t"tlie Verrechnung durch die Intendantur vielleicht 
· nach 6 oder 8 Wochen oder 12 Wochen erfolgt, wenn 

dann die Klassifizierung der deutschen Kommission 
und die-,des Militärscb]achlJhofe~ eine andere Bewertung 
zeigt, 'Clann muß dieser Unterschied eben auf die Lan!d-

Ergebnis: Einstimmige Annahme. kasse übernommen werden. lch glaube. wenn <liesem 
Wfr kommen nun zum nächsten Punkt de!;' Tages- Antrag zugestimmt und wenn er durchgeführt wird, 

Ordnung, Antrag der Fraktion der SPD., betr. Einheit- dann . .'o/ird .. q.ie L,andbevö:kerun~ eine wesentliche Er-
lichkeit bei Ablieferung von Schlachtvieh und deren leichterung Und auch eme großere Abheferungsfreu-
Bezahlung, Drucksache II.'155. . .. , , , ......... digkei~ a,ufweisen, denn sie weiß, daß sie Vieh zu .lie-

Das Wort hat der Abgeordnete Heep (SPD.). 

Abg. Heep: 

Meine Damen und Herren! Wer in den letzten zwei 
.Jahren mit. der ländlichen Bevölkerung öfters in Be
rühnmg gekommen ist, insbesondere ,in irgendeiner 
amtlichen Funktion, als Bürgermeister, Amtsbürger
meister oder Landrat, hat sich oft sc.'1ämen müssen, 
wenn die einzelnen Landwirte, die bi~her Vieh haben 
abgeben müssen, inuner wieder zur Antwort gaben: 
.. ,Jetzt muß ich schon die 3., 4. oder 5. Kuh abgeben für 
1947 und ich habe 1945 eine und 1946 zw~i Stück abge
geben, und von dem abgegebenen Vieh ist so und so
\'iel noch nicht bezahlt oder das G~ld €ntspricht unter 
keinen Umständen dem Gewicht oder der Klasse." Es 
i~t bekannt, daß diese Erschoinungen k.eine lC:ni~lfä!le 
sind, sondem im ganzen Land das Tagesgespri:ich und 
die Sorge vieler amtlicher Stellen wa~en. Diese Miß
stände sind auch, bis _jetzt noch nicht voll h~hoben.. Die 
Kl,:,ine Anf.rage Nr. II/155, diie ihnen zuging, beweist <lies. 
Herr Ko11ege Josten, Oberwesel, schreibt, daß im Kr~i;s 
St Goar die Bezahlung des Viehes noc:h aus 1946 aus
s,eht. Aber nicht nur die schleppende Be?.ah1un~ maeht 
Sorgen, sondern auch die oft ganz ur.erklärlictren Ge
\·1 lch tsdifferenzen und Unterschiede in den Klassiii
zlerungen des abgelieferten Viehes. So ist es vorge-
kcmmen, und zwar nicht nur vereinzelt, sondern wie
d(;rhoit, daß erstklassiges Vieh' abgeliefert wurde - z. 
B. ein BuHe von 18' Zentner - und dafür hat. die G.e
n'einde oder der Landw,rt nachher dil, Bezahlung für 
1 Stück Vieh der Klasse C oder D im Gew:cht von 12 
cder 13 Zentnern bekommen. Es ist keine Seltenheit, 
ciar. das Vieh auf dem Wege vom Stall zum Schlacht
r.ul'; um 4, 5 und 6 Ze1~tner abgenommen hat. (Zuruf 
Bctz. Wohl zu ofter StaHwechsel!) 

Irgend etwas stimmt da nicht. Man hat verschiedcnt
llcil den V<'rsuch ge·nacht, die Dinge m Ordnung Z'.l 

bl':ngen. Die Klassifizierung bei der Ab!ie.form~ an 
Ort und Stelle hat pnik';isch keinen Wert, weil sie 
n:dü als Rechnurig~grundiage dienen kann. Dazu 
l.:ommt noch eines : Es ist cme altbekannte 1'atsache. 

! 

fern hat und Vieh liefern muß. Aber es muß unbedmgt 
dafür gesorgt .verd~n, daß das Vieh mögllchst bald und 
zu ~inem gerechten Preis bezahlt wird. (Bravorufe.) 

l 1. V j z e P. f;} s \~. e n. t R ö h I e : 

j Das Wdtit bat nunmehr cl,;,r 

.... .. JGP.P,,)., ..... "'"""' ...... , ...... 
Abgeordnete Harir?; 

Ab g, Ha ri g: 

.. Meine U1:1men und Herren! Vonseiten der Landwirt
schaft wird mit Recht Klage geführt, daß bei der 
schlechten Viehab,gabe ~wichtsvel'luste vorkommen, 
die sich nicht nur g~ldmäßig auswirken, sondern vor 
allem · den 'Landwirt bei der En-echnung des Abgabe
solls er1h0.blich 1:1chädigen. Wir haben besondere Klage zu 
flih're;ti"tlbl'!t"tlt1l':l:"1"e Schlachthöfe hier im eigenen Lande. 
V\Täll:i~'CI" "'~i~ '''I.Jieterungen, die nach Köln erfol-

"'""''gt!lfl~"''tlii!!f"'~1~'m""'tncti:t" <für Gewichtsverluste zu ver
... :e!,!l;t;j1cJ:me'ö.:""n*f!E!ij~·:"\'<.W~" 'hiih' 1:::iei unseren Schlachtvieh-

';,.,,,:, h'.~f~fi~'''tl'iruiere'"wJed'.erliolten Vorstellungen an maßge
. oenö'e~"·Srene· 'nabcn· keintc-n Erfolg gezeigt. Und zwar 
deswegen nfrht, weH es unseren Beamten nicht gestat
tet \vird, an dein Verw!egungen teilzune,hmen. Da aber 

. der I..an1;!;Wf?,;1 diesen Schaden nicht allein tragen kann, 
· ,,111111,'i~~,,~~11ijlll~™~~'PJ,'1~cflfit ":was · del' Herr Vorredner gesagt 

hat. daß · hier zentral eine Ausgle-ichstelle geschaffen 
werden rnuß, die dl'ese übernimmt. Auch muß die Zah
lun:g"''deS"":ä:bgelieferten Viehs viel schneller erfolgen, 
als e,s; ,lbi1~~~~ , ~s,~hehen ist. Uns·ere Landwirte warten 
'oft . nrMe· 'äü:f" 'i':i'~zahlung. Die Gewichtsverluste nicht 
allein sind maßgebend hierbei, daß geringe Zahlungen 
hel'l'tl'.l1Sk6rtlffi'~ti. 'I~h kenne zum Beispiel einen Fall, der 
1n 'mcifrem Amtsbezirk pasc:iert ist. Ein Bauer mußte 
e'itl" Kalb ab1 lefern. Das Kalb wog 43 klg . Er erhielt 
'1'i~'di"'J'fflro~'"ä'11ef'' Unkosten 8.25 RM. Das ist kein Ein

, ~x:~ ... Jn,Jii.esein Zusamrrumhan,g muß 
.;,,Jiil.~~~~·e$ ,p.inwetsen. Wir haben uns 

........ gastern µn „ heute über die KartoffelHeferun,gen unter-
halten. Es hat aber noch kein Redner darauf hinge
wiesen; daß es al.lch notwendig ist, daß den Bauern 
die Kartoffeln bezahlt werden. Unsere Bauern haben 
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-------------------~~-~------------------------~-- ~ · 
im August schon die Karto!.feln abgt!lieferl, bis heute 
aber noch kt!inen Pfennig erhalten. So geht es auch 
nicht. Wenn wir uns scli.on einmal befassen mtt Erfas
sung und Ablieferung, dann sorgen wir auch dafüt, 
daß die Landwirte rechueitig das ~ld bekommen. Wir 
,sHmmen dem Antrag der SPD. auf Schaf!1..ll"4: einer 
Stelle Lw: Ausgleichi.ahlungc.m und Vereinheitlichung 
bei der Ablie!t!rung der Schlach~viehumlagen zu. · 

1. V i z e p r ä s i d ~ n t R ö h 1 e : 

Das Wort hat Abgeordneter Betz (KPD.). 

A bg. Betz: 

Meine Damen und Herren! Alle diese Beschwerden, 
<iic w.lr eben gehört habc!l, werden im Laure der letz
ten Monute in sämtlicht:n Kreistagen gehül't worden 
seln. Die ganze Angelegenheit 1st au! die Ta,tsache zu
rückzuführen, daß der Nazi früher geschimpft hat über 
den Viehjuden und daß man sich nachher Viehjuden 
gescha!!en hat, die tausendmal schlimmer waren als 
dk! früheren. Dabei sind es nur gute Nazis von gestern . 
Also man soll sich wirklich übel"legen, wie dieser Zu
stand ab.geslcllt werden soll. Denn so darf es nicht 
we!le,rgehen. Die Bauern klagen die ganze Zeit über, 
die Landratsämter erklären sich außerstande, die Män
gel abzuscha!fän. So ist es Sache der Landesregierung, 
hier cinzuschreit,m und abzustellen. 

Es war nlcht nur so, meine Damen und Herren, daß 
o.lc einzelnen Mängul, d ,ie hier feistgeslellt wurden, vor
kommen, sondern es ist sogar in unserem Kreis pas
siert. daß cin Bauer sein Stück Vieh, das er abgerech
net bekam, sechs Monate später ln einem anderen Stall 
,gefunden ha.t. Weil es ein gutes Stück war, wurde es 
,gar nichl gcschlachlel, sondern von dem Händler in 
einen anderen StaH gebracbt, und der Händler ließ da
!Ur ein anderes Stück schlachten. Dem Manne hat er 

· das Mindergewicht bezahlt. Das ist vo1·gekommen. Man 
weiß, daß die Sehlachhöfe sich eine bestimmte Sicher
heit scha!rtm müssen da.gegen, daß der Bauer -.;;ich bei 
einem Ochsen von 10 bis 15 Zentner einen Zentner 
Wasser bezahlen läßt. Aber das läßt sich schaffen, ge
nau so, wie es früher war, daß man das Vieh eine be
~timmte Zeit im· Schlachthof -::;tehen ließ, ehe e.s taxiert 
wurde. 

Als korrununistische Fraktion stim1;1en wfr dem An
lra,g der SPD. zu, daß man diese Kommissionen, die 
man früher in den Schlachthöfen gehabt hat, wieder 
schaf!l. Das LundwirtschafLsministerium sollte von sich 
aus wirklich überlegen, ob man die andere Anregung 
-des Vorredners nicht mtt einbezieht. 

1. V i z c p r ä s i de n t R ö h l e : 

Die ~dnerliste. ist erschöpft. Wir kommen zur Ab
.stlmmung über den Antrag der SPD. 

Wer dem Antrag zustimmen will, bitte ich, eine Hand 
-zu erheben. (Geschieht.) Danke, das ist Einstimmigkeit. 

Wir kommen zu Punkt 21 der Tagesordnung: Antrag 
der SPD. betr·. Ablieferung der Häute zugunsten der 
Landwirlsehart. 

Das Wort hat der Abgeot'dnete Fittler (SPD.). 

.A b g. F i l t l e r : 

Meine Damen und Herren! Es ist .selbstverständlich, 
daß der Metzgel· Schuhe l.>r-c1ucht. Aber meiner _Ansicht 
nach brauchen die Bauern sie noch nötiger. Der An
tra,g oozweckt, daß die bisherige Regelun~, bei der die 

Metzger eine Prämie von 3 v. H. der abgelieferten 
Häute zurückbekommen, in Zukunft etwas vernünfti
ger gehandhabt werden soll. Es s·on der Bauer davon 
2,5 v . H. bekommen und der Metzger 0,5 v. H. Dieser 
wird doch no,.:h auf seine Rechnu11g kommen, und zwar 
deswegen, weil er Häute in großer Anzahl abliefert, 
während der Bauer pro Jahr l bis 3 Stück Vieh abzu
liefern hal. Ich glaube, daß hier dieser Antrag Ihre 
Zustimmung bestimmt findet, denn es ist nur eine ganz 
vernünfüge Regelung. die eigentHch scllon längst hätte 
Platz greüen sollen. 

L Vizepräsident Röhle: 

Es liegt noch ein Antrag von der CDU. vor, der 
lauiet: 

,,Der Landtag wolle beschließen: Landwirte erhalten 
für 200 kg Schlachtgewicht abgt-führles Fleisch einen 
Bez.ugschein iür ein Paar Arbeits:ichuhe. Mehrere 
Klein.gewichte können zusammengezählt werden. Die 
Metzger erhalten 1 v. H . der abgt'lieferten Häute." 

Das Wort hat der Ab~eol'dnete Dcmmerle (CDU.). 

Abg. Demmerle: 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der SPD. 
v.'Urde eigentlich schon in· der letzten Ernährungssit
zung vom Kollegen Wetzei gcsiellt . Das tut nichts zur 
Sache. Ich wollte es nur feststellen. Die Metzger habtm 
Leder erhalten. Meines Erachttn;:; ist die Regelung ge
troHen worden, nicht nur, um dem Metzger zu geben, 
sondern auch, wn i-hn anzureizen. daß er die Häute 
nicht so sehr zerschneidet. Darüber müssen wir auclt 
nachdenken. Und dann, was will der Bauer mit nur 
Lederzuteilung? Wir klagen immer über Schuhe. ~
halb habe ich den Antrag gestellt, und vielleicht kann 
man das verbinden, S!e haben den Antrag ~oeben ge
hört, nur möchte ich vor dem Wort 200 noch das Wort 
,,je" Landwirt eingeführt haben. 

Ich glaube, es ist zu überlegen. ob es nicht in diesem 
Sinne zu machen ist. Ich halte es für richtig, denn ~ir 
können ja nicht von der Häuteablieferung ausgehen. 
Der Bauer liefert keine Iläult', er liefert nur sein Stück 
Vieh ab. (Zuruf: Das hat aber do,.:h eine Haut!) Das 
wciß ich, aber ich glaube>, daß diese Regelung eine bes
sere ist. Der größere Betrieb, der mehr Vieh abliefert, 
hat mehr Arbeitspersonal , während der kleinere Be
trieb, der vielleicht im Jahr ein stüC'k abliefert, dann 
sozusagen einen Bezugschein für ein Paar Arbeit.s
schuh.e bekommt. (Zuruf: Bloß Scheine!) Wenn er sei
nen Schein hat, wollen v.ird doch annehme-n. daß er 
auch seine Schuhe bekommt. kh bitte :w überlegen. ob 
man den Antrag der SPD., den wir ohnehin be.grtlßen, 
dahin ergänzen und einen gemeinschaftlichen An.trag 
einbringen }fönnt,e und darüber abzustimmen. (Zuruf: 
Schuhe oder Leder!) Ich bin für Schuhe. Wie drückt 
man das in Prozenten aus? (Zuruf Buschmann: Ledcr
~chuhe!) (Lachen!) kh möchte bitten, daß Sie meinem 
Antrag stattgeben. 

Abg. Dr. Neubronner (DP.): 

Meine Damen und Herren! !(..'h freue mich, daß durch 
die Anträge der SPD. und CDU. hier eine F'rage ins 
Rollen gekommen ist, die auch an uns schon vielfad1 
aus den Kreisen der landwirtschaftlichen Freunde her
angetragen worden Ist. Es ist in der Tat nicht in Ab
rede zu stellen, daß das Rilcklleforungsleder doch zu 
einem erheblichen Teil nicht da landet, WO es tatsäch
lich gebraucht wird. Denn der Metzger braucht be
stimmt nicht in dem Maße Leder wie der Bau.er, der 
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es nicht nur f .ür Schuhe benutzt, sondern auch für seine 
Gerätschaften, Pferdeausrüstung usw. Aber ich glaube, 
die Marerte liegt nicht so einfach. Ich möchte vor
schlagen, daß wtr diese beiden Anträge dem Wirt
schaftsausschuß überweisen, der sich dann nach gründ
licher Übel'!Prüfung zu einem Vorschlag zusammenfin
det, der dann unsere Zustimmung finden •kann. 

Ab g. Be t z (KlPD.): 

Meine Damen und Herren! Auch mtt dieser Angele
genheit beschäftigen Wir uns sei,t längerer Zeit. Ich bin 
in der angenehmen Lage, den Antragstellern einige 
Sachen zur Kenntnis zu bringen, die feststelle.n, daß 
Ihr Antrag eigentlich überholt ist. Es gab früher eine 
Regelung, wonach der Metzger, der die Häute und 
Felle ablief-erte, 25 g Kernleder für jedes Kilo d..ar ab
gelieferten Rohhäute bekam. Mir wurde nun am 3. 
September in einem Schreiben mitgeteilt, daß die An
gelegenheit geregelt wäre. Zu gleicher Zeit teilt uns 
das Wirtschaftsministerium in einem zweiten Schrei
ben mit, daß d1e Sache jetzt ,bereits geändert sei, daß 
auf Grund einer soeben von der Zentrale .für Lecler
wintschafit in Worms zugegangenen Mitteilung. die Le
derprämien für die gesamte föanzösiische Zone einheit
lich geregelt won:ren ist, und zwar ,sollen 10 v. H. der 
Prämie an den Erzeuger, MetZlger oder Sammler, und 
90 v. H. der Prämie an den Erst-Ldef-erer des Tieres in 
Zukunft ge~n werden. Damit hat sich alis der Tat
bestand schon selbst geklärt. Der Erst-Lieferer ist der 
Landwirt, dem in Zukunft 90 v. H . der Prämien geige-· 
ben werden, und 10 v. H. soll der Metzger erhalten. 
Das i.st meiner Meinung nach noch zu hoch, denn meist 
schlachtet der Metzger gar nicht, sondern ein Kopf
schlächter, und der zieht auch die Häute ab und be
kommt nichts davon. Bei der Gelegenheit kqnnte man 
vieHeicht darauf hinwetsen, da8 e,s zweckmäßig wäre, 
in allen Schlachthören die maschinelle Enthäutung ein
zufül)ren, weil da<lurch sehr viele Häute gewonne~ 
werden. Ich bitte also, davon Kenntni-s zu nehmen be1 
der Behandlung des Antra;ge.s. · 

S t a a t s m i n i s t e r Dr. Neu II). a y e r : 

Ich möchte nur hier Gelegenheit nehmen, die Ausfüh
rungen des Kollegen Betz zu bestätigen. Es .ist richtig, 
daß vor kurzem eine Re-gelung dahingehend getroffen 
worden ist, daß 90 v. H,. der Lederprämie- dem Erst
erzeuger, also dem ,Landwirt, zufallen, und 10 v. H. der 
Metzger erhält. 

1. Vizepräsident Röhfe: 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Es ist be
antragt, beide Anträge dem Wirtschaftsausschuß :zu 
überweisen. 

Abg. Betz: 

Herr Präsident! Das erübrigt sich nach der Feststei
lung des Ministern. 

1. Vize prä s i den t R ö h 1 e : 

·Trotulem kann das für den Wirtschaftsausschuß An
laß sein, auch seinerseits noch etwas zu tun. 

Wer al1so für Überweisung der bei.den Anträge ist, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das 1st 
Einstimmigkeit. 

Wir kommen nunmehr zur ersten, zweiten und dritten 
Beratung des Gesetzes zur Errichtung der Landes
zentralbank des Landes Rheinland-Pfalz (Drucksache 
II/167). 

-------------

Ich eröUne die erste Beratung. Das Wort hat der 
Herr Staatsminister Dr. Hoffmann. 

! t a a t s mini s t er . D r. Hof f man n : 

Meine Damen und Herren! Es handelt sich hier le
diglich um den· formalen Vollzug einer bereits durch 
den Kontrollrat verfügten Auflösung der früheren 
Reichsbank und einer entsprechenden Errichtung von 
Landeszentralbanken. Diese Kontrqllratsverfügung ist 
längst vollzogen. Es sind noch einige Verfügungen 
rein technischer, organ.isatorischer Art zu treffen, . und 
tliesem Zweck dient die Ermächtigung, die in § 2 des 
Gesetzes gewünscht wird. Die Formulierung des Ge
setzes beruht auf einer Vereinbarung mit der Militär- · 
regier-ung. Diese wünscht drunglichste Erledigung, 
damit der Auflbau der Lap,deszentralbank möglichst 
bald zum Abschluß kommt. Deshalb bitte ich um die 
erste, zweite und dritte Lesung in einem Zug. 

Ab g. Daube r (CDU.): 

Meine Damen u·nd Herren! In der französischen 
Zone ist die Landesz.entralbank am 1. März 1947 · an 
die Stelle der Reichsbank getreten. Es handelt sich 
hier, wie der Herr Minister soeben schon betonte, bei 
der Vorlage darum, einem bereits vollzogenen Akt 
die Grundlage durch ein Geset:z zu geben. Die Dezen
tralisierung der Banken beruht, wie der Minister auch 
schon vorhin sagte, auf einem Kontrollratsbeschluß, 
dieser wiederum auf dem ·sogenannten Dodge-Plan, 
der die Auffassung vertreten hat, daß die Kreditinsti
tute· willfährige Instrumente der Kriegsfinanzierung 
gewesen und deshalb aufzulösen seien. Das gilt ins
besondere für die Reichsbank, und zwar in der Weise, 
daß sich der Geschäftsbereich immer nur auf das je
weilige Land erstrecken bzw. innerhalb der jeweiligen 
Landesgrenze halten soll, wie es in § 1 der Gesetzes
vorlage bereits zum Ausdruck gebracht ist Nach § 2 der 
Vorlage sollen die Organisation und der Geschäf ts
bereich der Landeszentralbank durch ein Statut gere
gelt werden, und zwar soll der Finanzminister dieses 
Statut erlassen. Angesichts der Bedeutung der Ange
legenheit sind wir der Ansicht, daß der Erlaß des 
Statuts nicht einem Ressortminister, sondern der Lan
desregie11ung insgesamt vorbehalten bleiben sollte. Wir 
stellen deshalb den Antrag auf entsprechende Ab
änderung des § 2. Wir sind mit dem Herrn Minister 
der gleichen Ansicht, daß die Vorlage heute in erster, 
zweiter und dritter Lesung behan<lelt werden soll, um 
dem Schwebezustand in dem sich die Land~szentral
bank befindet, schnellstens ein Ende zu machen. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Wünscht jemand während der ersten Beratung noch 
das Wort? Das ist nicht der Fall. Wer dem Gesetz in 
erster Beratung zustimmen wül, bitte ich, eine Hand 
zu erheben. (Geschieht.) Ich stelle- die Einstimmigkeit 
fest. 

Ich eröffne die zweite Beratung und rufe auf §§ 1, 2, 
Einleitung und Überschrift. Dazu kommt der Antrag 
der CDU., den Sie eben gehört haben. 

Ab g. Schmidt , 0 t t o (SPD.): 

In Anbetracht der Bedeutung dieses Organisations
statuts das die neue Bank haben wird, ,,ird seitens 
der so~ialdemokratischen Fraktion beantragt, daß das 
Statut dem Landtag zur Beratung vorgelegt wird. (Sehr 
richtig!) 

-···------··--· ~-·------····----··---- ·- ... ---------·~ ...... 
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Al:.g. Dr. Neubronner (DP.) : 

Ich schließe mich diesem Antrag V'Jllinhalllich an. 
Tch habe in lcli.tcr Zeit gemerkt, daß man vicl zu oft 
von dem Landcsverordn,µngsreclll Gebratt(:h macnt, 
ansd1cincnd, weil infolge des Behai:rungsvcrmögcns 
noch eine Praxis von der früheren Regierung nach
häugl, Wfr wollen nicht, daß dem Gesetzg~bungsrecht 
-des Landtages vorgegriffen wird. Wir stimmen· die
sem Antrag vollinhaltlich zu. 

Abg. Dr. Zimmer (CDU.): 

Wir haben lediglkh dc~halb davon abgesehen, um 
nicht in Anbetracht der Dringlichkeit dadurch eine 
weitere Verzögerung eintreten zu lassen, und wenn 
Ihnen soeben der Antrag von dem Kollegen Dauber 
vorgelesen wol'den ist, dann sage ich das ganz offen, 
das war das äußerste, was wir zuzustimmen bereit 
gewesen sind. Wenn die anderen Fraktionen derselben 
Au.C!assung sind, und wenn die Landesregierung es 
verantworten zu können glaubt, dann schließen wir 
uns aus den gle.fchen Erwägungen dem Antrag an. 
Denn auch wir sind der Auffassung, daß das Statut 
so wichtig ist, daß möglicilst d·er Landtag darüber zu 
befinden hat. 

Staatsminister Dr. Ho!!mann: 

Wenn die Ermächtigung nicili erteilt wird, sondern 
der Landtag sich vorbehält, -dieses Statut auf den Ge
sel2.esweg zu venveiscn, dann ist das ganze Ge!;etz 
über!lüssig, weil der § 1 ja nicilts als eine unwesent
liche Feststellung enthält. Es hat also keinen s;nn, 
hier einen Zusatz zu einem Nichts zu beschließen, 
sondern es Ist dann slnnvotl, das Gesetz abzulehnen. 

1. Vizepräsident Röhle: 

'Das Lc!tere kann der Landla~ wohl nicilt wollen. 

S t a a t s m i n i.s t e r D r. H o ! ! m a n n : 

Es tritt gar nicht in Kraft, sondern es handelt sich 
nur um§ 2. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Ich bille, ob es nicht mögl:cil ist zu berück.skhligcn, 
. was der Herr Minister gesagt hat. 

Ab g, Dr. Z im m c r: 

Unter diesen Voraussetzungen möchten wir nalür
llch unseren Antrag aufrecht erhalten, weil wir an
nehmen, daß die Ausführungen des Herrn Staatsmini
sters zutre!!end sind, denn wir wollten lediglich der 
Regierung entgegenkommen. 

Abg. Buschl"ll:ann (KPD.): 

kll bin trotzdem der Meinung, da die Bedeutung 
dieser Gesetzesvorlage so weitgehend ist, daß es un
möglich ist, sie ohne den Landtag Wirklichkeit wer-
den zu lassen. · 

A b g. D r. N -e u b r o n n e r : 

Wir W!ilrden uns ausnaihrnsweise dem Komprom[ßvor
' sdllag der CDU. in die..em Falle an.schließen, damit die 
Sache möglichst bald unter Dacil und Fach gebracht 
Werden könnte. 

• 

A b g_ · D r. W u e r m e l in g (CDU.): 

Könnten wi.r nicht den Weg be.,.chreiten, den Antrag 
dem Finanzausschuß zu überweisen, der dann dafür 
sorgen könnte, daß im Rahmen des F:nanzausschu.sses 
ein Abänderungsantrag eingebrJ.clll wird, der das ganze 
Statut zum Gesetzesinhalt macht? Damit kämen wir 
verhältnismäßig sdrnell zu einer Lös1.mg, 

1. Vize prä s i den t R ö h l e: 

Das würde bedeuten, daß das Gesetz heute nicht. ve1·
absciliedet würde. Es scheint aber, daß die CDU. das 
doch nicilt will. Ja, meine Herren! Sie m~sen sich ent
scheiden. was Sie wollen. 

Abg. Schmidt (SPD.): 

In Anbetracilt der vom Herrn Finanzminister vorge
Lrageaen B~denken, die aber an sich von unseTcn 
grundsätzlichen Bedenken gegen ein solches Verfahren 
nich~ wegn.el:unen, möchten wir unseren Antrag zu
rückziehen möchten aber betonen, daß wir, falls die 
Reg.ierung' noch einmal solch grundsätzliche Fragen 
vorlegt, das nädu;te ·Mal nicht den entsprccilcnden An
trag zurückzic-hen weroen. Es k,mn nicht an.gehen, daß 
das ParI.amcnt sich in solch wichtigen Fragen In seiner 
Beschlußfassung zurückgestellt sieht. 

Al, g. B u s c h m a n n (KPD.): 

Unsere grundsätzlichen Bedenken sind nach ·wie vor 
.so stark, daß wir unter diesen Umständen dem Gesetz. 
nicht zustimrm.''1 können. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Da,;, Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Altmeier; 

Meine Damen und Herren! Icil möchte um der Klar
heit willen doch fcsblellen, daß der Herr Fina=mln>ister 
Dr. Hoffmann bei der Beratung des Gesetzentwurfs im 
Ministerrat von sicil aus bereits erklärt halte, daß trotz 
de.r hier angewandten Formulierung er den Enlwur! in 
das Kab.inctl einbringen und dort zur Besc:hlußfassung 
stellen würoe. Wenn also jetzt entsprechend dem An
trag der CDU. abgeändert wird, dann wird durch dle 
Abänderung nur ein Tatbestand festgestellt , der auch 
voxher innerhalb des Ministerrats bereits vereinbart 
war. Ich bitte aus den Gründen, die der Finanzmini
ster angeführt ha·l, dem Gesetz heute in l., 2. und 3. 
Lesung z.uzustlmmcn. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Wortmeldungen erfolgen nicht, icil schließe die zweite 
Beratung. Ich lasse zunächst über § 1 abstimmen. Wer 
dem zustimmen will, bitte ich, eine Hand zu erhellen. 
(~chleht.) Danke, das ist die große Mehrheit. 

Nun liegt ein Abänderungsantrag zu § 2 vor von der 
CDU. Wer diesem zustimmen wiH, daß die Landes
regierung das Statut erläßt, - danach könnte also 
eigentlich der Entwurf so bestehen bleiben, denn der 
Herr Ministerpräsident hat ja die Erklänm.g abge
geben - bilte kh, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Da.s ist die MMrheit. Dann Einleitung und Ü>ber&chrlft. 
Wer dem Gesetz in zweiter Beratung heute zustimmen 
will, bitte ich, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Danke, das ist die Mehrheit. 

.::r 
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Ich eröffne nun die 3. Beratung. Wer dem Gesetz -
zustimmen will, den bitte ich, sich vom Platz zu er
heben. '(Geschieht.) Ich danke. Ich bitte um die Gegen
probe. Gegen sedl.s Stimmen der Kommunistischen 
Partei angenommen. 

Damit i..st auch dieser Pu.nkt der Tagesordnung er
ledigt. 

Wir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung: 
Antrag der SPD. Drucksache II/166. 

Ich mache Ihnen folgenden Vorschlag: diesen Antrag 
dem Altesteru,at zur Erledigung zu überweisen. Erhebt 
sich dagegen WiderSp!'Uch? Wer damit einverstanden 
ist, bitte ich eine Hand zu erheben. (Geschieht.) Danke, 
ich stelle Einstimmigkeit fe.st. 

Damit ist dle Tagesordnung erledigt. 

Das Wort hat der Herr A,bg. Matthes (CDU.) .zu einer 
persönlichen Bemerkung. 

Ab ,g . Matthes: 

Meine Damen und Ha:-ren! Ich muß noch einmal auf 
die letzten Ausführungen des Herrn Ab,g. Schm!idt in 
seiner Stellungnahme zu meinen Ausführungen zurück
kommen. Herr Kollege Schmidt hat die Frage aufge
worfen, welchen Eindruck es bei der CDU.-Fraktion 
hervorrufen würde, wenn die SPD. die Überprüfung 
de1· Tätigkeit der CDU.-Minister oder des ML<iißter
präsidenten beantragen würde. Ich darf ,dazu fest
stellen. daß ich keine generelle Überprüftmg der Tätig
keit des Herrn Innenministers ang,edeutet, sondern 
lediglich zum Ausdruck: gebracht habe, daß die CDU. 
sich vorbehalte, verschiedene Einzelmaßnahmen, die 
der Herr Innenminister selbst angeordnet hat oder -die 
jn seine Verantwortung fallen. zu überprüfen. Eine 

solche Einzelmaßnahme z.um Beispiel ist die in der 
KI.ei.nen An-1:r-a,ge . Nr. II1.52 des Abgeordneten Diel be
lhauptete, Immunitätsverletzung. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Abg. M;ä.'t:thes, das übersteigt eine persönliche Be
merkung. 'Erne" persönliche Bemerkung ist nur eine 
RichtigsteUung. 

Ab g. M_a t t h e IS: 

Die CDU.-Fraktion wixd sich nlema1s dagegen 
sperren, d~ß k:onk:r;ete Vorwürfe, die gegen einen ihrer 
Wm.ster wegei seiner Amtsführung erhoben werden, 
:unter.sucht und klargestellt werden. Ich glaube, daß 
die Sf>D . .au.cll. für ihre Minister diesen Grundsatz gel
ten lässen vnrd .. 
.A.. b ig. S c4 ~~d .t (SPD.) (Persönliche Bemer,kung): 

Herr Kollege Matthes! Eine unglückliche Sache wird 
deshalb · nicht · glilcklicher, wenn man sie öfters be
handelt. 

' ''" .... .. ......... ......... ..... ...... 1,, . ........... ""' ''"" ,, '' .. 

1. Vizepräsident Röhle: 

Damit ist die persönliche Ange1egenheii: auch er
ledigt. Wir .sind am Schlusse der heutigen Sitzung: 
angelangt. Wir haben nur noch festzustellen, wann wir 
wiede,r zusammentreten. Es ist vorges:<:hlagen der 18. 
und 19. Dezember (Zuruf: Geht nicht, 16., 17.); am 16. 
und 17. sind bereits Fraktionssitzungen der verschiede
nen Fraktion.en, so u. a. auch der SPD. Ich höre keinen 
anderen V'o:rschl.ag. Wtr tt·eten wieder am 18. und 
19. Dezember zusammen. Die Sitzung ist geschloSS€n. 

Schluß der SfüJung: 15.15 Uhr. 
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